


Kurzum I v o n ~ h o m a s  Westphal 

Die Party geht we rer n London rna ien 
n dieSenTagen die (orren D e Investment. 
banrer erna ten nre janrl che Bonbszah 

I ~ n g  ~ n d  m eten Oie besren una teuersten C l ~ b s  - 
am Platz. um dieses Ereignis zu feiern. Hierfeiern ' 5 
Millionäre.DieYuppiesdes2i.Jahrhundertsgeben -- . . 

sich nicht mehr zufrieden mi t  ~ r a d a - ~ ä n t e l n ,  
Gucci-Uhren undeinem PorscheaufPump.Heute ~ ~ h ~ m a i  W E * ~ ~ . I ,  

werden Häuser in London, New York und Stock- Dipiom-Voikrwi*.rpw- 
Mitheiiurgebei,Frlebt und 

holm gekauft.Ferraris bestellt und natürlich gleich arbeitet in Oonmvnd. 

bezahlt.Sodumm sind dieJungs ausdem invest- foto: privat 

mentgeschäftja nun auch wieder nicht,dass sie 
den ..old boys" aus der Kundenbank auch noch 
Geldfür Kontokorrent und sonstige Kredite in den 
Rachen werfen.Verglichen mi t  der heutigen Ge- 
neration der Neureichen sind dieYuppies der8oer 
Jahre arme Schlucker, wenn man so will das 
Lumpenproletariat in der Geschichte der neurei- 
chen Wachstumsgewinner gewesen. 

Die nächstePartytime ist nicht mehr fern. 
Zumindest bei der Deutschen Bank,Gold- 
mann 5achs.Carnegie.JP Morgan. SEB. Me- 

rill Lynch.Morgan Stanley und UBS herrscht schon 
wieder Goldgräberstimmung. Die neue bürgerliche 
RegierunginSchweden hat beschlossen.diestaat- 
iichen Anteile u.a. an der Bank Nordea am welt- 
größten Wodka-Hersteller Vin&Sprit und dem 
TelekomriesenTelia Sonera zuverkaufen.Ein echtes 
Milliardengeschäft. Bei einer üblichen Honorar- 
größevoni,5 bis2%anderVerkaufssumme locken 
rund 3 Mrd. Kronen für die Investmentbanker. 

Kurzum:Auch wenn sichvieletraditionelle(auch 
linke) Ökonomen gegen diese Einsicht sperren: 
In bestimmten historischen Phasen ist es sehr 
wohl möglich,dasssicheinAkkumuiationsregirne 
herausbildet und stabileHegemonieerreicht,wel- 
chesaufdemTransfervon Reichtumstiteln basiert 
und losgelöst von der eigentliche Produktion nicht 
nur existiert, sondern das Kommando über die 
gesamteWirtschaftsordnungübernimmt.Aufden 
Fordismus folgt eben nicht der Toyotismus oder 
Ähnliches. Wir sind mitten drin im ,,Goldman 
Sachsismus" 

Kurt Kistervon der Süddeutschen sieht die 
SPDinder Dauerkrise.Keinewirklich neue 
Erkenntnis. interessant aber ist die Begrün- 

dung: Zentrale Werte und Themen, die früher ty- 
pisch sozialdemokratisch gewesen seien. wären 
jetztvon der CDU okkupiert.Als da wären:Dffenes 
Familienverständnis. multikultureiie Gesellschaft. 
toleranter Rechtsstaat, Homo-Ehe etc. in diesem 
Punkt sitzt Herr Kister der gleichen Fehldiagnose 
autwieviele im inneren Kreisder Führungder SPD. 

Positionen des liberalen Rechtsstaates wa- 
renzwar immerwichtigeThemen derSPD, 
aber sie bildeten nicht den Identitätskern. 

Freiheit und Selbstbestimmung. persönliche Ent- 
faltung und Entwicklung der individuellen Fähig- 
keiten auf der Basisökonomischer Sicherheit ohne 
Ausbeutung,das warder Kanon derWerte,immer 
gebunden an herrschende und zukünftige mate- 
rielleverhältnisse. Gibt es andere Wege und Mo- 
dellevon Wertschöpfung.Produktion,Arbeit,Res- 
sourcennutzung und Verteilungjenseits der alten 
Staatsbetriebe,der klassischen industriellen Kon- 
zerne und des neuen,,Goldmann Sachsismus"? Das 
sind die Fragen unserer Zeit. 

Kurzum: Die Dauerkrise der SPD resultiert nicht 
daraus,dass man Randthemen verliert, sondern 
dass man das Kernthema nicht mehr beherrscht. 
Herr Kister muss das nicht wissen,aber iene Lan- 
desfürsten. Strategen und intelligenten Jungso- 
zialisten.die es für einen Neuanfang braucht. 
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Meinung 

- 1 Wahlfreiheit? 

1 von  Barbara König W W 
Fata Chrit ian Kiel 

Vermutlich wird ,,Wahlfreiheit" das Wort des 
Jahres2007.1n den letzten Wochen trat kaum ein 
Politiker, ein Bischof oder eine ehemalige Tages- 
schausprecherin vor die Kamera, ohne von der 
freien Wahl zu sprechen. Freie Wahl wofür und 
vor allem für wen? 

Esgeht umMütter,diesich,,frei"zwischen 
Berufstätigkeit und Hausfrauendasein ent- 
scheiden könnensollen.UmdieseWahIfrei- 

heit zu ermöglichen.fordern Familienministerin 
Ursula von der Leyen und die SPD in neuer Ein- 
mütigkeit mehr Betreuungsplätzefür unter drei- 
jährige Kinder.Von der Leyen spricht von rund 35 
Prozent biszoi3.DieSPDwiIleinen Rechtsanspruch, 
im Ergebnis hieße das Ca. 50 Prozent Plätze für 
Einjährige. 

Deutschland holt nach, was im restlichen 
Europa längst Alltag ist: eine bedarfsge- 
rechteundqualitätsvolle Kinderbetreuung, 

die Kindern die bestmögliche Bildung gewährt 
und Eltern diegleichberechtigte Arbeitsteilung in 
Familie und Beruferleichtert. Dabei darfesstreit 
geben: Über die Anzahl der zu schaffenden Plätze. 
die Finanzierung und die Aufgabenverteilung 
zwischen Bund,Landern und Kommunen.Cestrit- 
ten wird in Deutschland stattdessen über,,Wahl- 
freiheit"! KonservativePolitiker behaupten,mehr 
Kitaplätze könnten die Wahlfreiheit, Kinder zu 
Hause zu erziehen, einschränken. Das ist absurd. 

DiesegeschlechtsspezifischeArbeitsteilung 
als Ursachevon Frauendiskriminierungist 
von Feministinnenschon immer bekämpft 

worden. Ihnen geht es um eine neue Arbeitstei- 
lung zwischen Frauen und Männern bei der ge- 
samten Erwerbs-. Haus- und Familienarbeit. Kin- 
derbetreuung ist dabei nur ein kleiner Aspekt. 

Aber: mehr Krippenplätze sind ein Signal 
für Veränderung. Und sie sind nicht das 
einzige. Das Elterngeld mi t  seinen zwei 

..Partnermonaten" bricht zwar nicht die alten Ce- 
schlechterrollen auf,aberes bringt Väter in Erklä- 
rungsnöte. Die Reform des Ehegattenspiittings 
stellt die Alleinverdiener-Ehe als bestmögliches 
Familienmodell in Frage.TatsächlicheWahlfreiheit 
birgt deshalb für Union und katholische Kirche 
das Risiko. mit dem Verlust des konservativen Fa- 
milienmodellsgroßeTeileihrer Identität und ihres 
Klientels zu verlieren. 

WirsolltendieDebatteum Wahlfreiheit alsdas 
entlarven, was sie ist: Als Streit um ein neues Fa- 
milienbild,dasdie„Überwindungder männlichen 
Gesellschaff" beinhaltet unddurch kürzere Arbeits- 
zeiten, bessere Kinderbetreuungsangebote und 
mehrGleichberechtigung imSteuersystem,.Wahl- 
freiheit"fürbeideGeschlechterschafit.Dafürlohnt 
es sich zu kämpfen.Auch in der SPD. W 

Mindestens die Hälfte der Kinder wird auch zu- 
künftigzu Hause bleiben (müssen). Und zwar bei 
Mutti.BeiVätern steht dieWahlzwischenJob und 
Familienarbeit nicht zur Debatte. Und das ist der 
gefährliche Kern derDiskussion.Esgeht den Kon- 
servativen nicht umWahlfreiheit,sie haben Angst 
um die„bewährte"geschlechtsspezifischeArbeits- D B ~ ~ ~ ~ ~ ~  K Ö " ~ ~ ,  

teilung:Mann ist sein Leben lang berufstätig, Frau ist Gerchailifuhrerindei 
zukunnrforum ~amiiie und 

erledigt die Familienarbeit und ist allenfalls,.Zu- - f . - leb"" BWI;". 

verdienerin" 



Meinung H 

Die Cesundheitsreform bleibt auf der 
Tagesordnung 1 von Fri tz Riege .H 

Die Verabschiedung der letzten Gesund- 
heitsreformdurch Bundestag und Bundes- 
rat gibtder SPD kaum eineverschnaufpau- 

se. Die sozialen Aktionstageder Gewerkschaften 
dauern an. Die Verfassungsjuristen des Bundes- 
präsidialamtes prüfen das umfangreiche Gesetz 
aufseineverfassungsmäßigkeit und dieverbände 
der privaten Krankenversicherung(PKV) haben ihre 
Klagen vordem Bundesverfassungsgericht schon 
sinngemäßformuliert.Die PKVwehrtsich haupt- 
sächlich gegen den vom Gesetzgeberverordneten 
Basistarif als unzulässigen Eingriff in ihre Ge- 
schäftshoheit und dagegen. dass es für die PKV 
keinesteuermittel für die Kindermitversicherung 
geben soll. 

DasGesundheitsministerium muss an einem 
besonderen insolvenzgesetz für gesetzliche Kran- 
kenkassen arbeiten, weil die Bundesländer im 
letzten Durchgang mit der bisdahin angestrebten 
Lösung nicht zufrieden waren. Darüber hinaus 
muss es zur Reform selbst Ausführungsbestim- 
mungen jedweder Art geben. über die ein koali- 
tionsinternersowieein sonstiger öffentlicher Streit 
unvermeidbar ist.Vorprogrammiert istweiterhin 
ein Dauerkrieg mit politischer Außenwirkungzwi- 
schen den Großkassen und dem Ministerium um 
die Beitragserhöhungen,die ausGründen der Kas- 
senentschuldung biszumJahre2008 beschlossen 
werden.Auch dieTatsache,dass CDU- Länderchefs 
gemeinsam mit den Verbänden der Leistungser- 
bringer noch in den letztenTagen vorverabschie- 
dung der Reform,dievon den Koalitionsfraktionen 
bereits abgesegneten Einsparungsvolumina bei 
Apothekern, Krankenhäusern. Rettungsdiensten 
weiter vermindern konnten. bleibt nicht ohne 
Folgen. Gleiches gilt für das Hinausschieben der 
neuen ärztlichen Gebührenordnung und für eine 
ReiheweitererTermine.Al1 dasdrückt auf die Bei- 
tragsentscheidungen, die vom Beginn an die öf- 
fentliche Diskussion um die Gesundheitsreform 

erschwerte,weil das erklärte Ziel der,,Arbeitskos- 
tensenkung" nicht erreicht werden konnte. 

Neben diesen Alltagsentscheidungen ste- 
hen zwei grundsätziiche Fragen im Raum. 
Dieerste Frage lautet:,,Wasgeschieht mit 

dem Fahrplan zum Gesundheitsfonds bei vorge- 
zogenen Neuwahlen? Kann dieSPDdann noch an 
den angepeilten Zwischenlösungen festhalten. 
oder musssiesich nicht sofort aufihr Konzeptfür 
eine ..Solidarische Bürgerversicherung" mi t  ent- 
sprechenden Finanzierungsforderungen an die PKV 
und an den Staat umpositionieren?" Die zweite 
Fragegeht ineineähnliche Richtung:,,Müssen wir 
nicht die Detailsfüreine„Solidarische Bürgerver- 
sicherung" ab sofort auf Arbeitsgruppenebene 
zusamrnentragen,damit sie spätestens auf einem 
Sonderparteitag im Zusammenhang mit der Bun- 
destagswahl zoo9 beschlossen werden können? 

Hier können und müssen wir früh genug im 
DialogmitdenGewerkschaRen undeiner breiten 
Parteiöffentlichkeit ansetzen. Überraschungsan- 
griffe auf Partei und Öffentlichkeit a la .,agenda 
2010'' sollten wir uns nicht mehr leisten. 

C+ D,. Plit. Riege, 
Staatriekcetar 3.0.. 
lebt in 'eile. 

Foto: privat 



Meinung 

- 
,,Rückschlag für Klimaschutz" 

Rückschrittlicher Kompromiss bezüglich der Grenzwerte von 

/ C02-Emissionen bei Neuwagen I von  Marco  Bülow .H 

DieEU-Kommission wollteseineMitglieds- 
Staaten darauf ~erpflichten~dass die Neu- 
wagen bis 2012 den durchschnittlichen 

C02-AusstossvonizoGramm proKilometer nicht 
überschreiten. Die Automobilindustrie wird ihre 
eigene freiwillige Selbstverpflichtung deutlich 
nicht erreichen. die Emissionen bereits bis 2008 
aufi4oGramm zu senken.AufDruckDeutschlands 
hat Europa seine Zielvorgabe nun um 10 Gramm 
auf 130 Gramm erhöht,weitere 10 Gramm sollen 
durch Biokraftstoffe und Änderungen des Fahr- 
verhaltens erzielt werden. Statt. wie vollmundig 
angekündigt,im internationalen Klimaschutzdie 
Vorreiterrolleeinzunehmen, könnte Deutschland 
nun zu einem Bremser gegen im Kampf für die 
Erderwärmungwerden.ich bin tiefenttäuscht,dass 
nachvielen guten und vorbildlichen Maßnahmen. 
wieder Förderungder Erneuerbaren Energien und 
der Aufstockung der Mittel für die Wärmedäm- 
mung,jetzt wieder auf die Bremsegedrückt wird. 
Hier wäre mehr möglich gewesen. 

Der neuste IPCC-Bericht hat uns noch ein- 
mal verdeutlicht, wie ernst wir die Erd- 
erwärmung nehmen müssen. Statt Rück- 

zuggefechte zu führen, sollen wir mit mutigen 
Maßnahmen vorangehen. Dazu gehört beispiels- 
weise ein Wärmegesetz für die Erneuerbaren En- 
ergien und wirksame Maßnahmen bei der Kraft- 
wärrnekopplung.FürvieleMaßnahmen liegendie 
VorschIägederSPD-UmweltpolitikaufdemTisch. 
AuchderVerkehr mussseinen Anteil bringen.Die 
Diskussionspalette reicht von Tempolimit, über 
Urnweltzonen bis zu C02-Begrenzungen bei Neu- 
fahrzeugen. Unverständlich sind aber auch die 
Reaktionen der deutschen Autohersteller Statt 
ihre Energie in immer breiter,schneller,schwerer 

zu stecken,müssen sieendlich Ernst machen,mit 
neuen energiesparenden Antriebssystemen und 
sinkendem Kohlendioxidausstoß.Sie laufen Gefahr 
international den Anschluss zu verlieren. Auch 
wenn derverbrauchersich nur langsam umstellt, 
wird erzukünftigverbrauchsärmere und umwelt- 
freundlichere Autos bevorzugen. im Einwohner- 
reichsten US-Bundesstaat Kalifornien hat zum 
Beispiel der SpritsparendeToyota Prius allen an- 
deren Marken deutlich den Rang abgelaufen. 

Wozu gibt es Selbstverpflichtungen,wenn sie 
nicht eingehalten werden und die, die sie nicht 
einhalten. dafür auch noch belohnt werden. Die- 
se Unsitte muss beendet werden. Auch bei der 
Einführung des Katalysators warder Aufschrei der 
Autoiobby groß. Riesige Arbeitsplatzverluste wur- 
denvorhergesagt.Stattdessen hat dieEinführung 
der Katalysatoren für weniger Schadstoffe und 
keineArbeitsplatzverlustegeführt.lm Gegenteil. 
dieneueTechnologiewurdeweltweit nachgefragt 
und dieAutohersteller,die zuerst gehandelt haben, 
hatten eineverstärkte Nachfrage zu verzeichnen. 
DieZeit der blumigen Worteundversprechungen 
mussvorbeisein.Werdem Klimawandel wirksam 
begegnen will. muss auch in Drucksituationen 
standhaft bleiben. H 



Meinung 

/ Viel Rhetorik um 
/ Europa und leider 1 nicht viel mehr 
I von Kai Burrneister . H 

U Meßlatte Verfassung 

Die Meßlatte für die deutsche EU-Ratspräsi- 
dentschaft liegt in der Wiederbelebung des Ver- 
fassungsprozesses. Nachdem die Franzosen über 
eineln neueln Präsidentenlin entschieden haben, 
soll es langsam ernst werden mit dem weiteren 
Verfahren und den inhaltlichen Eckpunkten der 
Verfassung. Bis zum ,,Europäischen Rat" im Juni 
soll einvorschlag erarbeitet werden,dervon allen 
Mitgliedsstaaten getragen werden kann. Wich- 
tiger Eckpunkt wird der Gipfel der Regierungschefs 
EndeMärzsein,aufdem anlässlich des5o.Jahres- 
tages der Römischen Verträge die,,Berliner Erklä- 
rung"Auskunfi überdiewerte Europasgeben soll. 
Es verfestigen sich aber mehr und mehr zwei Ein- 
drücke: 

I. Das Konzept der Regierung scheint sich auf 
den Charme der Kanzlerin zu beschränken.Von 
konzeptionellen Überlegungen i s t  nichts zu er- 
kennen, technokratisches Kleinklein bestimmt 
Europa. 

2. Die politische Elite glaubt allein mi t  der 
Rhetorik der sozialen Dimension alles glätten zu 
können. Die Europäische Kommission setzt un- 
vermindert weiter auf Dereguiierung und freien 
Wettbewerb,dies wurde an der im Herbst vorge- 
legten Außenwirtschaftsstrategie sowie an aktu- 
ellen Papieren zum Binnenmarkt deutlich.DieSPD 
will sich dafür stark machen, dass künftig alle 
europäischen Gesetzesvorhaben auf ihre sozialen 
Folgen geprüft werden. 

Überwunden istdievertrauenskrisedamit aber 
wohl kaum! Esfehltweiterhin ander Bereitschaft. 
dieselbstverursachte KriseEuropasin ihrem Aus- 
maß zu erkennen und zu überwinden. 

U Pro-europäische Europakritik nötig 

Die Ursachen für das Nein in Frankreich und 
den Niederlanden sind in den Blick zu nehmen. 
Derslowenische PhilosophZizek bringtesaufden 
Punkt: ..Die Elite stellte den Menschen eine Ent- 
scheidung anheim, die keine war; sie sollten das 
Unvermeidliche ratifizieren, das Resultat aufge- 
klärten Expertentums. Die Medien unddie politi- - 
sehe Eliteinszenierten die Wahl alseinezwischen 
Wissen und Unwissenheit.zwischen Sachkenntnis 
und Ideologie."Gebrauchtwird aber ein Leitprojekt, 
das ähnlich wie zuvor Binnenmarkt und Wäh- 
rungsunion die Entwicklung Europasfür mehrere 
Jahren prägen muss.Esgiltanden Hauptmängeln 
anzusetzen: Der unterentwickelten sozialen Di- 
mension und der Demokratielücke. Die Erneue- 
rung des Europäischen Sozialmodells ist in den 
Mittelpunkt zu stellen. Es braucht einen sozialen 
Stabilitätspakt in Europa.Dabeisoi1tean den his- 
torischen Erfahrungen der europäischen National- 
staaten angeknüpftwerden.dassder Markt zwar 
ein leistungsfähiger Mechanismus zur Koordinie- 
runawirtschaftlicher Aktivitäten ist -aberdieser 
mit~nergerechten~erteilungder~ertschöpfung 
heillos überfordert is t .  Ergänzungen und Korrek- 
turen durch eine demokratisch legitimierte Politik 
sind auch auf europäischer Ebene unverzichtbar. 

Über die Ratspräsidentschaft hinaus braucht 
es deshalb für die Linke eine engagierte europä- 
ische Programmatik und Praxis.DieseAufgabegilt 
es anzu~acken. i 

writaid. 

Foto: IUSY 



W Meinung 

Pro: 
Tornadoeinsatz 
in Afghanistan 
von Rolf Mützenich 

.W 

BereitsdieVorgeschichte derAfghanistan- 
Mandate war innerhalbder SPD-Fraktion 
heftig umstritten. So konnte Gerhard 

SchrödernurindemerdieVertrauensfragestelIte, 
eineMehrheit fürdas ISAF-Mandat irr Bundestag 
erreichen. Und: Sowohl iSAF wie auch OEF sind 
robusteMandate nach KapitelVIi UN-Charta.Der 
Tornadoeinsatz stellt in diesem Sinne keine neue 
Qualität dar. 

C+ Di Rolf Mütrenirh. 

politischer Sprecher der 
sPo~Bundcrtagifraktion, 
lebt in Koln. 

-. 
Foto:ww.rpdfral<tion.de 

Diesicherheitslage in Afghanistan hat sich im 
letzten Jahrverschlechtert.Diesgiltvorallemfür 
den Süden und den Osten des Landes.Vor allem 
entlang der Grenze zu Pakistan gerät die Lage 
zunehmend außer Kontrolle.Zugleich gilt jedoch 
davorzu warnen,dieerfoigreiche deutsche Arbeit 
im Norden Afghanistansgegenüberden Kämpfen 
im unruhigen Süden auszuspielen. Der Norden 
ist nicht deshalbsoruhigundstabil,weil dort die 
Deutschen eine zweifellos beachtenswerte Auf- 
bau- und Stabilisierungsarbeit leisten. sondern 
die Bundeswehr Ist in den Norden gegangen.weii 
dieservergleichsweise friedlich ist. 

Ich habe mir diese Entscheidung nicht leicht 
gemacht und bin mir sehr wohl bewusst, dass 
Afghanistan in erster Linie zivile Wiederaufbau- 
hilfe braucht. Der Primat des zivilen Wiederauf- 
bausdarfsich dabei nicht in Lippenbekenntnissen 
erschöpfen. Notwendig ist deshalb eine grund- 
legende Überprüfung der Afghanistan-Strategie, 
bei der die notwendige Bekämpfung derTaliban 
durch zivile und poiitische Initiativen ergänzt 
werden muss. Es ist nicht zuletzt ein Erfolg der 
Bundesregierung, dass der NATO-Gipfel in Riga 
sich für eine umfassende Afghanistandtrategie 

und eine stärkere Betonung des zivilen Engage- 
mentsausgesprochen hat.Es ist nun Aufgabedies 
während der EU-Ratspräsidentschaft weiter vor- 
anzutreiben. 

Wenn Afghanistan nicht scheitern soll,müssen 
wir überganz andere Dinge reden als über sechs 
Tornados: Der zivile Aufbau muss konsequent 
unterstützt.der politische Prozessvorangetrieben 
werden.Mittelfristig mussder Drogenanbau bspw. 
durch Aufkaufder Ernte und alternative Nutzung 
bekämpft werden. Die nationale Polizei und Ar- 
mee müssen aufgebautwerden und vielesMehr. 
Dabei gilt: Auch noch so viele zivile Projekte, so 
nötig und begrüßenswert sie sind. werden das 
militärische Vorgehen gegen die Taliban nicht 
überflüssig machen könnenMit anderen Worten: 
Es muss alles getan werden, um zu verhindern, 
dass dasgeschundene Land wieder in einen blu- 
tigen Bürgerkrieg zurückfällt und die gesamte 
Region destabilisiert wird. Dies erfordert Zeit.Geld 
und einen langen Atem.Der Beschiussder Bundes- 
regierung, ihre Mittel für den zivilen Wiederauf- 
bau in Afghanistan in diesemJahrum einviertel 
auftooMio. Eurozuerhöhen,gehtdeshalb in die 
richtigeRichtung.DieWiederaufbaupolitik muss 
zudem noch stärker an den Bedürfnissen des 
Landesausgerichtet und intensiviert werden.Die 
Alternative. dass Land und seine Nachbarn sich 
selbst und den Taliban zu überlassen, wäre un- 
verantwortlich und könnte die gesamte Region 
ins Chaos gleiten lassen. 



M e i n u n g  B 

Ende 2001 wurde im Rahmen der .,Opera- 
tion Enduring Freedom" (OEF) von einer 
multinationalen Koalition unter Führung 

der USA das Taliban-Regime in Afghanistan ge- 
stÜrzt.Deutschland beteiligtesicham Afghanistan- 
TeilvonOEFmit biszu i o o  Einsatzkräften des KSK. 
Der OEF-Einsatz in Afghanistan wurde auch wei- 
tergeführt, als durch eine Resolution des UN- 
Sicherheitsrats die NATO-geführte Afghanistan- 
Schutztruppe ISAF aufgestellt wurde,die Peace- 
keeping-Charakter hatte.Von der afghanischen 
Bevölkerung wurde erdaher-im Gegensatz zur 
Fortsetzungder OEF über den Sturz derTaliban 
hinaus-zunächst überwiegend positiv bewertet. 

E Contra: 
Tornadoeinsatz 
in Afghanistan 
von Ute Finckh . . 

2006wurden großeTeileder OEF-Einheiten der 
USA in ISAF-Einheiten umgewandelt. Leider hieß 
das nicht.dass sie ihre 5trategieveränderten.Seit 
Anfang Februar leitet ein US-General die ISAF Es 
gibt kein Anzeichen dafür.dasserdernAntidrogen- 
und Antiterrorkrieg ein Ende setzt, im Gegenteil. 

G+Ute An‘kh. 
ist Vorsitzende des Bundes 
fürlo%aleverteidigung und 
lebt in ~ ~ ~ i ~ .  

Foto BundfYrrozialeVertei- 
digung 

Indieser Situation i s t  kaumzu hoffen,dasseine 
EntsendungvonTornadosausschließlichoderauch 
nur vorrangig dem Schutz der im Süden Afgha- 
nistans stationierten ISAF-Kontingente dienen 
würde. Die Bundeswehr wird über den Tornado- 
Einsatz an der eskalierenden Strategie der USA 
beteiligt,obsiewillodernicht.Dieswird negative 
Rückwirkungen auf das ohnehin schwindende 
Ansehen der ISAF im Nordosten haben.Auch die 
Vorstellung, dass der Tornadoeinsatz die letzte 
Forderung an Deutschland sein wird.ist unrealis- 
tisch.Es ist eher damit zu rechnen,dassals Nächs- 
tes der Einsatz deutscher Bodentruppen im Süden 
eingefordert wird. 

DieSituation in weitenTeilen Afghanistans ist 
nach wievor durch bitterste Armut, Hunger und 
fehlende medizinische Versorgung gekennzeich- 
net.Die Lebenserwartung liegt 2oJahre unter der 
der Na~hbarländer~die Kinder- und Müttersterb- 
lichkeit sind mit die höchste weltweit. 

Dieim Süden AfghanistansverfolgteStrategie 
wird zunehmend kritisiert. 2.0. vom britischen 
SENLlSCouncil,vom kanadischenstanding Senate 
Committee on National Security and Defence. in 
einer aktuellen swpdtudie. 

In Afghanistan, speziell im Süden. müssten 
dringend 

Antiterror- und Antidrogeneinsätze,diezivile 
Schäden Opfer billigend in Kauf nehmen, be- 
endet 
die humanitäre Hilfeverstärkt; 

W den Drogenbauern eine Überlebensperspek- 
tive ohne Drogenanbau eröffnet: 

generell ein umfassendes ländliches Wiederauf- 
bauprogramm gestartet werden. 

Verhandlungen rnit,,moderaten"Talibanfiihrern ~ . 

über HilfskonvoisundWiederaufbauprojekte,eine 
Lizensierungvon Mohnanbaufürpharmazeutische 
Zwecke und ein konsequentes Einbeziehen der 
Bevölkerung in die Planung und Durchführungdes 
Wiederaufbaus wären Teile einer konstruktiven 
Afghanistanstrategie. DerTornado-Einsatz soll 35 
Millionen Euro kosten.lnzivilen Maßnahmen wäre 
dieses Geld sinnvoller angelegt. 



Meinung 

Müde, matt, marode? I 
Zur Lage der SPD 

rpw: Die Medien analysieren die SPD derzeit -und obsichvon der Leyenda gegen die konserva- 
in der Dauerkrise. In den Umfragen tut  sie sich tiven Kräfteauch in den Ländern durchsetzenwird, 
schwer,diejo%-Hürdezu überspringen.Hat sich ist lange nicht entschieden. Es sieht offen gespro- 
die SPD müde regiert? chen nicht so aus als ob sie wirklich Erfolg hat. 

In te rv iew mit Andrea Na hles . . 

Andrea Nahles: Wir diskutieren auch hier 
in der spw seit Jahren über Mitglieder- 
Schwund. Verlust der Landesebene und 

programmatische Mattigkeit in der SPD. Das me- 
dialeTotenglöckchen wurde uns während dieser 
Zeit immer mal wieder geläutet. Das sollten wir 
nicht überbewerten. Aber es stimmt doch nach- 
denklich,wenn sich dieSPDeineSerievon Pannen 
in Wiesbaden. Hamburg, Düsseldorf leistet, da 
klappt der Wissenstransfer nicht mehr, da stellt 
sich Burgkoller ein und da verliert die Partei den 
Draht zur Mehrheitsfähigkeit. Das sind mehr als 
Symptome. Wir müssen die SPD vor Ort wieder 
beackern undverlinken mi t  der Landes- und Bun- 
desebene. Wir brauchen Aufbruch. Perspektive 
und Identifikation für eine gemeinsame Politik. 
Ich sehe aber in den letzten Monaten, dass die 
Landesvorsitzenden stärker aufder Bundesebene 
eingreifen,wir haben die höchsten Eintrittszahlen 
bei den Jusos seit Jahrzehnten. Damit kann ein 
neuer Anfang versucht werden. 

D A n d r e a  Nahler, 
MdB(sPD),Mitglied irnSP0- 
Präsidium undvorritzende $&Trn oL2iev~1ebt in 

DDa5Gesprächführtefur 
rpw Reinhold Rünker 

spw: Beim Thema Familienpolitik Iässt sich 
die SPD derzeit von der CDU die Butter vom Brot 
nehmen. 

Andrea Nahles: Da wollen wir erstmal ab- 
warten. Eine von der Leyen macht noch 
keinenfamilienpolitischen Sommer Beider 

Kita-Finanzierung wird es zum Schwur kommen 

Wer ein klares Profil will, darf dem 
Streit nicht ausweichen! 

spw:Ausder Programmdebatte kommen auch 
nur matte Impulse. 

Andrea Nahles: Naja, der große, alle über- 
wältigende Impuls wird nicht allein über 
uns kommen WiederWeltengeist. Da müs- 

sen wir schon selber ran. Ich finde es übrigens 
bemerkenswert,dassaufdereinenSeite-sowohl 
von innen als auch außen- kritisiert wird,dassdas 
programmatische Profil der Partei unklar bleibt, 
gleichzeitig der Programmdebatte aber mit so 
etwas wieVerachtung begegnet wird nach dem 
Motto: da wird nur geredet und gestritten, wo 
aber bleibt die politische Entscheidung? Wer ein 
klares Profil will,darfdemStreit nicht ausweichen, 
weder innerhalb noch außerhalb der Partei. Das 
scheint in der politischen Arena manchmal etwas 
unter zu gehen. In der Programmdebattezeigtsich, 
ob die Sozialdemokratie noch über eigene Ziele 
und ldeenverfügt,imAlltagder Regierungspraxis 
beweist sich,obwirden Mut und die Krafi haben, 
sie auch konkret im Interesse der Menschen um- 
zusetzen. 

rpw: Was sind dieThemen.von denen Du Dir 
neue programmatische Kraft fürdieSPD wünscht? 
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Andrea Nahler: In den Regionalkonferenzen 
ist an vier Punkten deutlich geworden, wo 
wir besser und präziser werden müssen: 

(I) Unsere Vorstellung vom ,.Vorsorgenden 
Sozialstaat" muss noch klarer heraus gearbeitet 
werden. Es geht hier auch um die Klärung rnate- 
rieller Ansprüche, um die gerechte Finanzierung 
des Sozialstaats. Das Modell der Bürgerversiche- 
rung in der Kranken- und Pflegeversicherungsteht 
dabei für ein neues Sozialstaatsverständnis, das 
sowohl alle an der Finanzierung beteiligen soll, 
als auch stärker auf Prävention und Beteiligung 
der Betroffenen setzt. 

( 2 )  ES i s t  völlig richtig, dass wir die Bedeutung 
der Bildungstärker inden Mittelpunkt rücken.Da 
müssenwirdann aber auch konsequent sein und 
uns für die strukturellen Veränderungen in der 
Kinderbetreuung und der Bildung stark machen: 
z.B.RechtsanspruchaufKinderbetreuungimersten 
Leben~jahr~flächendeckender Ausbau der Ganz- 
tageseinrichtungen nicht nur in der frühkindli- 
chen Betreuung,sondern auch im Schulwesen.Wir 
müssen die Aufteilung in verschiedene Schuifor- 
men überwinden. Wir müssen die Übergänge in 

jetzt noch nie als sozialdemokratischesZiel gese- 
hen. Das will ich auch künftig nicht. 

(4) Die internationale Dimension unserer Poli- 
tik darf sich nicht allein in der Frage erschöpfen, 
ob und wo militärisch eingegriffen werden soll. 
Hier hat sichdie Linkeimmerzu Recht der Heraus- 
forderung gestellt,zivile Instrumente zur Konflikt- 
bewältigung in den Vordergrund zu stellen. Wir P 

sollten uns nichtvorden Knoten schieben lassen, 
das einegegen das andere auszuspielenwir müs- 
sen wieder stärkerdasökonomische und kulturel- 
le Auseinanderdriften zwischen den Weltregionen 
in den Blick nehmen. Und wir müssen die Euro- 
päische Unionzueinem handlungsfähigen Akteur 
weiter entwickeln, dazu braucht sie m. E. auch 
eigenständige Finanzquellen. 

Der Bremer Programmpunktgreift zwarvieies 
auf, es mangelt aber an der notwendigen Präzi- 
sion,wasdasin Politik übersetzt bedeutet.Ursäch- 
lich dafür ist, dass die Autoren des Entwurfs sich 
gescheut haben zu benennen.was die aktuellen 
gesellschaftlichen Konfliktlagen sind. Das beginnt 
bei einer notwendigen Kritik des finanzgetriebe- 
nen Kapitalismus und endet bei der Benennung, 

die beruflicheund wissenschafiliche,indie lebens- wen wir für unsere Politik gewinnen wollen. Dar. 
begleitende Bildungverbessern. Dassind nureini- auf aber kann eine linkeVolkspartei wie die SPD 
ge8eispie~e- und sie kosten viel Geld. 

(3) Der SPDfehlt die ldeeeiner neuen.,Wachs- 
tumskonstellation".Ich bindavon überzeugt,dass 
wirauch künftigmehrgeseilschafilichen Reichtum 
produzieren müssen,wenn wirallegleichberech- 
t igt an diesem Reichtum teilhaben lassen wollen. 
Aber Wachstum dekliniert sich in Zeiten von Glo- 
balisierungsdebatte oder Klimawandel natürlich 
anders alsvor d r e i ß i ~  Jahren. Im Berliner Grund- 

nicht verzichten. 

spw: Einederart skizzierte Politik braucht aber 
auch personelleTräger Wie i s t  es damit bestellt? 

Andrea Nahles: Wie gesagt: Die personelle 
Erneuerung der SPD vollzieht sich derzeit 
vor allem in den Ländern und aufder lokalen 

Ebene.Dasgeht nicht immerohneProbleme.Aber 
auch hier gilt: nurwer sich auch in einen inhalt- 

satzprogramm gab es die Vorstellung von sozial lichen ~ o n i i k t  begibt. kann eigenes Profil entwi- 
undökologisch ausgewählten Wachstumsfeldern. ckeln unddannandereüberzeugen.Austauschba- 
lch willden Begriff der,,~achhalti~keit'. nicht über- reGesichter hat die Politikzu Genüge,siewerden 
~trapazieren~aber ich glaube,dass wir etwa eine auf Dauer nicht überzeugen. 
lndustriepolitik brauchen, die auf energetische 
Nachhaltigkeit ebensosetzt wieaufdieSchaffung spw: Vielen Dank für das Gespräch. 
von Arbeitsplätzen. Das wird aber nicht gelingen, 
wenn wir dies allein den Marktprozessen über- 
lassen.Überhau~t-Marktwirtschaft habeich bis 

rpw 2(ioo, 
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Bonus für Arbeit(geber)? 

Einle i tung z u m  Schwerpunk t  

von Toralf  Pusch 

und Reinhold Rünker 

Als sich sozialdemokratische Politiker kürz- 
lich zur Abwechslung einmal für gewerk- 
schaftliche Lohnforderungen aussprachen, 

mussten sie nicht lange auf Kritik aus der Wirt- 
schafiwarten.Tenor: Der Staat sollte sich ausdem 
Tarifgeschehen heraushalten. In der Realität hat 
staatliches Handeln natürlich häufigeinen Einfluss 
aufdieLohnverhandlungen.So hat sichdiegroße 
Koalition mit derNeuordnung des Niedriglohnbe- 
reichsein Projektvorgenommen.dasindirekteinen 
erheblichen Einflussauf dieverhandlungsstärke 
von Gewerkschaften und Arbeitgebern ausüben 
könnte. 

dasals „BonusfürArbeit"eineCutschriftaufden 
Sozialversicherungsbeitragvorsieht.Kritisiert wur- 
deder Bonus-wievieleandere Kombilohnmodel- 
le-dafür,dassdamitArbeitgeber belohntwerden. 
weil sie Lohnkosten sparen und faktisch den Lohn 
nach unten drücken. 

Die Kontroverseeröffnet KarenJaehrling,wis- 
senschaftliche Mitarbeiterin am Institut Arbeit 
und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg- 
Essen.die2006zusammen mit Claudia Weinkopf. 
eine Studiefürdie Friedrich-Ebert-Stiftungerstellt 
hat,in der sieKombilohnmodelle imeuropäischen 
Vergleich untersucht haben.lhreSchiussfolgerung - 

Der vorliegende Schwerpunkt widmet sich ist, dass die Beschäftigung gering Qualifizierter 
dieserThematik,ausgehend von der Kombilohn- nicht durchein weiteres AbsenkendesLohnniveaus 
Debatteübereine EinordnungderGrundeinkom- oder eine breite Einführungvon Kombilöhnen er- 
mens-Diskussion bis hinzu einem Artikel über die höhtwerden könne,sondern nurdurchein Bündel 
aktuelleTarifrunde im Metallbereich. von Maßnahmen.Hier könnten zeitlich befristete 

Kombi löhne - Bonus für Arbei tgeber? 

Im Zusammenhang mit dieser Diskussion 
wird immer wieder auch darauf verwiesen, 
dass viele Arbeitslose 2.0. als Geringquali- 

fizierte kaum Chancen auf Beschäftigung haben. 
Der Makel liege dabei nicht allein in ihrer unzu- 
reichenden Qualifizierung, sondern auch in der 
Lohnhöhe begründet.Erforderlichseien staatliche 
Ausgleichszahlungen, wie sie in verschiedenen 
Kombilohn-Modellen vorgeschlagen werden. Zu- 
letzt hat die SPDein eigenes Modellvorgeschlagen, 

und zielgruppenspezifische Kombilöhnedurchaus 
einesozialpolitische Funktion haben.Notwendig 
sei aber in jedem Fall auch die Einführung von 
Mindestlöhnen sowiedie(öffent1iche) Förderung 
der Nachfragenach sozialen Dienstleistungen,da 
hier eine hohe Beschäftigungswirkungfür niedrig 
und höher qualifizierte Beschäftigte möglich sei. 

Der schleswig-holsteinische Arbeitsminister 
Uwe Döring steht dem .,Bonus" aufgeschlossen 
gegenüber und schlussfolgert: ,,Passgenaue, be- 
fristeteKombilöhne,BonusfürArbeit undMindest- 
löhneschließen sich nicht aus,sondern ergänzen 
sich.Was wir brauchen,sind pragmatische Lösun- 



Im Fokus . 
gen,die einem gemeinsamen Grundprinzip ver- 
pflichtet 8ind:Arbeit darf nicht arm machen,und 
Nichtstun darf sich nicht lohnen". 

Harsche Kritikanden Mainstream-Ökonomen 
in Politik,Wirtschaft und Medien übt Arne Heise 
in seinem Beitrag. Es sei keineswegs so,dass es 
zu wenige Arbeitsplätze für gering Qualifizierte 
gebe.Vielmehr hätte auf dem Arbeitsmarkt ein 
Verdrängungseffekt eingesetzt, nach dem sich 
mittlerweile auch hoch Qualifizierte häufig in 
gering entlehnten Beschäftigungsverhältnissen 
wiederfinden.,,Normalarbeitsplätze"wurden,z.T. 
subventioniert über die ,,Mini"- und ,,Midim-Job- 
Regelungen,abgebaut.Minijobs dienen dabei eher 
als Zuverdienstmöglichkeit, als dass sie Arbeits- 
losen dieMöglichkeit einereigenständigen Finan- 
zierung durch Erwerbsarbeit geben würden. Um 
die Arbeitslosigkeit zu überwinden,führe kein Weg 
daran vorbei, die allgemeinen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen in RichtungWachstum und 
Beschäftigung zu verbessern. 

Das Ende der Arbeitsgesellschaft? 

Angesichts dauerhaft hoher Arbeitslosen- 
zahlen wird immer mal wieder dieThese 
vertreten, unserer Gesellschaft ginge die 

Arbeit aus.Seitetwa zweijahrengibtesdaherin 
der politischen Arena immerwiederVorstöße.das 
System der sozialen Sicherung in Deutschland 
durch Einführungeines bedingungslosen Grund- 
einkommen8 von der Ausrichtung auf Erwerbs- 
arbeit zu trennen und auf neue Füße zu stellen. 
Dabei werden unterschiedliche geselischaftspoli- 
tischeZieleverfolgt,dievon einer marktorientier- 
ten ReduzierungdesSozialstaats biszueiner Über- 
windung des kapitalistischen Systems reichen. 

DieSPD hat sich bis heutesehrzurückhaltend 
zu dieser Idee geäußert. Reinhold Rünker hat in 
seinem Beitrag noch einmal die Begründung da- 
fürzusammengestellt,weshaIbein,,bedingungs- 
loses Grundeinkommen" aufden gesellschaftlichen 
Holzwegführt. 

Gerechter Lohn für gute Arbeit 

Derzeit brummt die Konjunktur,dieArbeits- 
losenzahlen sind mit mehrals4Millionen 
zwar immer noch deutlich zu hoch. aber 

um fast eine Million geringer als noch vor einem 
Jahr UndaktuellfindenTarifverhandlungen statt. 
in denen erstmals seit Jahren die Aussichten gut 
stehen.dassdie Beschäftigten mit einem spürba- 
ren Plus rechnen dürfen.Also: alles im Lot? 

- 
Leider nicht,denn die Rahmenbedingungenfür 

dieTarifverhandlungen habensichverschoben.Der 
Druckaufdie Beschäftigten hat sich inden zurück 
1iegendenJahrenverschärft.DieTarifbindung hat 
abgenommen. trotz guter Gewinne kündigen 
KonzerneweiterhinStellenabbauan.Anlegerund 
Investoren sehen heute nicht mehr ihre Kapital- 
rendite aIsvariablenTeiI der Mehrwertproduktion, 
sondern setzen Ziele biszu 25% Renditeals Muss 
-und verstärken damit den Druck auf Lohn- und 
Gehaltszahlungen. Bei den Tarifverhandlungen 
kommt esdaher nicht nurdaraufan,dassfürdie 
Beschäftigten am Ende die Kasse klingelt.Viel- 
mehr müssen zuvor noch dicke Bretter gebohrt 
werden, um im gesellschaftlichen Bewusstsein 
wiederzu verankerntdass Umsätzeund Gewinne 
nurentstehen, wenn Menschen arbeiten. Kapital 
wird nur durch menschliche Arbeit zu mehr Kapi- 
tal. Über die gewerkschaftliche Strategie in der 
aktuellenTarifrunde informiert Kai Burmeister in 
seinem Beitrag. W 
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Die Integration aller Menschen inden Arbeits- 
markt ist Ziel sozialdemokratischer Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik" heißt es 

im Bremer Entwurffürein neues SPD-Grundsatz- 
programm.Auch wenn eingeschränkt wird.dass 
Brüche in der Erwerbsbiografieverstärkt auftreten 
werden, gibt die SPD das ,,Ziel der Vollbeschäfti- 
gung in Deutschiand auch nach Jahrzehnten ho- 
herArbeitslosigkeit nicht auf.UnsgehtdieArbeit 
nicht aus, im Gegenteil. Unsere Zukunft liegt in 
innovativen, hochwertigen Gütern und in mehr 
Angeboten und Arbeitsplätzen im Dienst- 
leistungsbereich. Je mehr Menschen in Ar- 
beit sind,desto höher i s t  unserwohlstand. 

Diese programmatische Aussage ist insoweit 
bemerkenswert.alsdassauch inder Linkenjüngst 
wieder eine Debatte verstärkt stattfindet, die zu 
einer Abkehr vom Ziel derVollbeschäftigung rät. 

Vollbeschäftigung 
bleibt unser Ziel! 

Die Sozialdemokratie 

muss Partei der Arbeit bleiben! 

von Reinhold Rünker 

Das Ende der Arbeitsgesellschaft? 

Die Debatte istjedoch nicht neu,sondern 
seit bald 3oJahren wird dieThese diskutiert, 
unserer Gesellschaft ginge die Arbeit aus. 

Tatsächlich gibt es eine Reihe von Argumenten. 
die diese Behauptung stützen:dieZahl dersozial- 
versicherungspflichtigen Beschäftigtensinkt inder 
Tendenz, die der offiziell als arbeitsuchend ge- 
meldeten Personen häit sich trotz verbesserter 
Konjunktur bei4Millionen Menschen,nicht dazu 
gerechnet diejenigen, die sich in sozial-. arbeits- 
marktpolitischen oderfamiliär bedingten Warte- 
schleifen bewegen - die also einer eigenen Er- 
werbstätigkeit nachgehen würden, wenn sie ein 
entsprechendes Angebot hätten. 

Das,.Normalarbeitsverhältnis" der Nachkriegs- 
jahrzehnte erodiert. Berufsbiografien verlieren an 
Kontinuität,Phasen intensiver und (selbst)ausbeu- 
terischer Erwerbst'atigkeit wechseln sich ab mi t  
Phasen von Bildung und Arbeitslosigkeit. Das auf 
Grundlagedes Normalarbeitsverhältnisses aufge- 
baute Sozialverslcherungssystem scheint diesen 
Veränderungen nicht Schritt halten zu können. 

rpw 212007 
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Aber i s t  es angesichts der Füllevon Überstun- Grundeinkommen, Bürgergeld 
den und unbezahlter Mehrarbeit.Schließun~! ei- und Teilhaberaesellschaft 
gentlichrentabler Produktionsstätten imzugevon 
Unternehmensfusionen,offensichtlicherVernach- 
Iässigungöffentlicher Bauten und Einrichtungen, 
nichterfolgtertechnischer 1nnovationen.unbefrie- 
digter privater und öffentlicher Bedürfnissein den 
BereichenGesundheit,Pfiege.Bildungund Umwelt, 
usw.usfnachvollziehbar,warumes nicht möglich 
sein soll,auch in Zukunft soviel Arbeitsplätze zu 
haben, dass Massenarbeitslosigkeit erfolgreich 
bekämpft werden kann? 

Im Kern haben wir es m.E. heute weniger mit 
einer Krise der Arbeitsgesellschaft zu tun,derdie 
Erwerbsarbeit ausgehen würde,sondern mit einer 
Krisedes klassischen,,Normalarbeitsverhältnisses": 
auch wenn heute nochdieMehrheitder Beschäfti- 
gungsverhältnisse eine mehr oder weniger gere- 
gelte 5-Tage-Woche mit auskömmlicherVergütung 
unter anTarifverträgen orientierten Bedingungen 
auszeichnet.sind die,,Ausfransungen"v.a.für be- 
rufliche Neueinsteigerlnnen und Beschäftigte über 
soJahre sogravierend,dass prekäre Beschäftigung 
zunehmend den Erwerbsalltag bestimmt. 

„Vollbeschäftigung"und,,NormalarbeitsverhäIt- 
nisC'sind keine Ergebnisse marktwirtschaftlichen 
Wirkens. Sie mussten und müssen der kapitaiis- 
tischenVerwertungslogikabgerungen werden,sie 
waren Ergebnisse gewerkschaftlicher und politi- 
scher Kämpfe. Arbeit unter den obwaltenden 
Bedingungen ist immer auch entfremdete und 
ausgebeutete Arbeit. Das gesellschaftspolitische 
Wirken der Sozialdemokratie war jedoch immer 
darauf ausgerichtet. Entfremdung und Ausbeu- 
tunginder Erwerbsarbeit-demgesellschaftlichen 
AustauschderReichtumsproduktion-zu überwin- 
den,Dies i s t  auch der gesellschaftsüberwindende 
lmpetus-nicht die Überwindung der Erwerbsar- 
beit und Schaffungeines Paradieses, in dem einem 
diegebratenenTauben in den Mund fliegen.Wer 
diesen gesellschaftspolitischen Anspruch aufgibt. 
gibt den gestalterischen Anspruch der Sozialde- 
mokratie insgesamt auf. 

In den letzten Jahren gewinnen Diskussi- 
onen an öffentlicher Wahrnehmung. die 
durch die EinführungeinesCrundeinkom- 

mens oder Bürgergeldes den sozialpolitischen 
Knotendurchschlagenwollen unddieGesellschaft 
der ,.Freien8' und ,,Gleichen" bereits unter kapita- 
listischenverhältnissen verwirklichen wollen. Die 
Beweggründe der Akteure sind sicherlich unter- 
schiedlich. Während früher viele Vertreterlnnen 
des Konzeptes eines bedingungslosen Grundein- 
kommens aus einer kapitalismuskritischen Traditi- 
on kamen unddasZielverfolgten,durchdasGrund- 
einkommen dem Einzelnen mehr Autonomie zu 
ermöglichen, sich gegen die kapitalistische Aus- 
beutung zu wehren und für eine lebenswertere 
Umwelt einzutreten, versammeln sich heute öf- 
fentlich wahrnehmbarer Apologeten des freien 
Marktes unterdem Motto: bedingungsloses Grund- 
einkommenfüralle.Letztlichverbirgt sich dahin- 
ter aber ein Abbau des Sozialstaats durch Still- 
legungsprämie für diejenigen, die, aus welchen 
Gründen auch immer, derzeit auf dem Arbeits- 
markt keine Aussicht auf eine auskömmliche 
Beschäftigung haben. 

Gerne wird die Gewährung von ,,Bürgergeld" 
damit garniert.dass sich seine Empfängerinnen 
künftig-demzwangzur Erwerbsarbeit enthoben 
-gesellschaftlich nützlichen Aufgaben widmen 
können:der Pflege krankerAngehörigeretwa.der 
Betreuunggemeinnütziger Einrichtungen,etc.Pro- 
klamiert wird die Befreiungvon der Erwerbsarbeit 
durchdas bedingungsloseGrundeinkommen und 
die Freiheit in einer selbstbestimmten Eigenarbeit, 
die doch im Grundeoft nichts anderes ist alsdie 
Privatisierung und IndividuaIisierunggeselIschafi- 
licher Aufgaben. 

Unterschätzt wird oft auch,dass über Erwerbs- 
arbeit nicht nur eine finanzielle Zuweisung und 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erfolgt.son- 
dern auch das Selbstwertgefühl und die Respek- 
tabilität des eigenen Lebensvermittelt wird.Wer 
etwas mi t  seiner eigenen Hände Arbeit (seiner 
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1ntellektualität.seiner Kreati~ität~etc.) schafft, was 
für Dritteeinenauch materiellenwert hat,verfügt 
ÜbereinanderesSelbstbewusstsein und kann sich 
eineandere Lebensperspektiveeigenständigauf- 
bauen als jemand, der über die Zahlung eines 
bedingungslosen Grundeinkommen zwar nicht 
unbedingt materiellverarmt,aber diese Zahlung 
eben nicht durch eineneigenen Austauschprozess 
mi t  seiner Umwelt erhält.Selbstwertgefühl und 
Respektabilität sind keineAttribute,die im stillen 

- Kämmerleinentstehen,sondern nurindererfolg- 
reichen Auseinandersetzungmitdem gesellschaft- 
lichen Umfeld. 

Durch den Verzicht auf bedarfs- und lebens- 
phasengerechteSicherungsozialer Risiken würde 
zudem ein wichtigergesellschaftspolitischerGestaI- 
tungsanspruch jenseits der Marktmechanismen 
aufgegeben. Die vorgeblich transparente und ge- 
rechte, weil einheitliche,Transferzahlung an alle 
gleicht beiweitem nichtaus.dassviele mitschlech- 
terenAusgangsbedingungen..in den Markt"ent- 
lassen werden.alsdiejenigen,die bereitsineinem 
materiell und kulturell starkem Umfeld aufwach- 
sen.DiesesMissverhältnis wirddurchdiezahlung 
eines Bürgergelds oder dieverzinsungaus einem 
.,Bürgerstartgeld" (,,Teilhabergesellschaft") nicht 
aufgelöst. 

Und schließlich nicht zu vergessen:Die Einfüh- 
rungeines bedingungslosen Crundeinkommens 
fördert natürlich die Ausdehnung eines Niedrig- 
lohnsektorsund wird einen erheblichen Druckra. 
auf die unteren Lohngruppen haben. Dann profi- 
tieren aber nicht in erster Linie erwerbsarbeitslose 
Personengruppen, sondern die Arbeitgeber, die 
keineauskömmlichen Löhne mehrzahlen müssen, 
da sie daraufverweisen werden,dass ihre Beschäf- 
tigten aufgrund des bedingungslose Crundein- 
kommen lediglich einezusätzlicheverbesserung 
ihres doch bereits gesicherten Lebensstandards 
anstreben. 

U Das Ziel bleibt „Arbeit für alle" 

Arbeit ist die zielgerichtete. dauerhafte 
Tätigkeit zur Schaffunggesellschaftlichen 
Reichtums und zum Austausch zwischen 

den Menschen Die Sozialdemokratie war und ist 
diepolitischeparteidieserarbeitenden Menschen. 
Sie i s t  nicht die Besitzstandswahrerin derjenigen, 
diefür ihre Arbeit einauskömmlichesEinkommen 
erzielen,sondern tr i t t  auch für die Menschen ein, 
deren Arbeitskraft nicht genutzt wird,obwohI sie 
einen Beitrag zur gesellschaftlichen Reichtums- 
produktion leisten möchten. DieSozialdemokratie 
ist auch eine Bewegung,die aufdie Gemeinschaft 
setzt.Die sozialdemokratischen Crundwerte,,Frei- 
heit. Gerechtigkeit und Solidarität" sind nicht 
lediglich ideelleWerte,diesich jedes Individuum 
fürsich zurecht legt,sondernergebenerst in ihrer 
gesellschaftlichen unddabeidurchaus konflikthaf- 
ten Ausprägung ihre politische Sinnstiftung. 

Es gibt heutezuwenig sozialversichungspflich- 
tige Beschäftigung,zweifellos. Und dass es in Zu- 
kunfttatsächlichfürjeden,dereine Erwerbsarbeit 
sucht,auch einenVollerwerbsarbeitsplatz geben 
wird, kann seriös nichtversprochen werden. Den- 
noch ist es sinnvoll und lohnenswert, am Ziel 
.,ArbeitfüraIle"fest zu haIten:Arbeit ist dieGrund- 
lage für gesellschaftliche Reichtumsproduktion. 
Über Arbeit erfolgt in erster Linie die Zuweisung 
von sozialer und materiellerAnerkennung,die dem 
menschlichen Bedürfnis nach konstruktiver Aus- 
einandersetzung mit seiner Umwelt entspricht. 

SozialdemokratischePolitikmussdaher meines 
Erachtens auch in Zukunft danach streben, eine 
BeschäftigungsperspektivefüraIleMenschen zu 
eröffnen. Dabei i s t  sicher nicht alles sozial und 
ökologisch sinnvoll, was Arbeitsplätze schafft. 
Gerade wereine moderne Beschäftigungspolitik 
betreiben will, muss siean ökologisch und sozial 
nachhaltigen Kriterien ausrichten. Diese werden 
an anderer Stelle indiesem Buch ausgeführt. Klar 
ist dabei.dass es hier auch immer um Auseinan- 
dersetzungen um den richtigen Weg und die an- 
gemessenen Schwerpunktsetzungen geht.Auch 
sozialdemokratische Politik ist nicht frei von Ziel- 
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konflikten.AberdieSPD mussdiegrundsätzliche 
Weichenstellung vorzunehmen, die Beschäfti- 
gungsperspektivefür alle im Blick zu behalten. 

schaftskritischen Wahrnehmungenthoben.Doch 
soetwas kann niernalsein sozialdemokratisches 
Ziel sein. H 

Soziale Grundsicherung 
muss Zukunftsperspektiven öffnen 

D Relnhold Rünker, Hirtoriker,arbeitet als lournalirt und Organira- 
tionrbeister und lebt in 1ethlingen.er ist Mitglied der ipw-Redaktion. 

Die unter demTitel,,Hartz IVvermurkste 
Zusammenlegung von Sozialhilfe und Ar- 
beitslosenhilfe hätte die Chance bieten 

können. eine Crundsicherung zu entwickeln.die 
Zukunftsperspektiven eröffnet,statt den Ausstieg 
aus der strukturellen Benachteiligung zu verhin- 
dern.DiefaischeAkzentsetzungauf,,Fordern" statt 
.,Fördernm. unzumutbareVermögensverwertungen 
und überzogene Anrechnungen zusätzlichen Ein- 
kommens haben dieauch in der Linken ursprüng- 
lich positiv bewertete Zusammenlegung in ihr 
Gegenteil verkehrt. 

Es kämedaherdaraufan,den eigentlichen Kern 
der sozialen Grundsicherungwiederfrei zu legen 
-nämlich Phasen.in der eine Erwerbstätigkeit nicht 
möglich ist. durch eine soziokulturelle Existenz- 
sicherungzu überbrücken und-soweit nicht Alter 
oder gesundheitliche Enschränkungen dem ent- 
gegen stehen -eine Perspektive in der Erwerbsar- 
beit zu eröffnen. Dafür muss ein Modusvon,.För- 
dern und Fordern"entwickeltwerden,deraufder 
einen Seite individuelle Stärken und Schwächen 
produktivaufnimrnt,aufderanderen Seitediege- 
sellschaftliche Erwartung.dass die Leistungsemp- 
fänger im Rahmen ihrer Mögiichkeiten einen ge- 
sellschaftlichen Beitrag leisten. befriedigt. 

Möelicherweisewirdesauch unterden hieree- 
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Ähnlich wie Deutschland sind vieleOECD- 
Länder inzunehmendemMaßedamit kon- 
frontiert.dassdieLohnungleichheit wächst 

und die Arbeitslosenquoten steigen. Arbeitslosig- 
keit konzentriert sich zudem häufig auf bestimmte 
Personengruppen (gering Qualifizierte, Alleiner- 
ziehende). Dies hat zu einer zunehmenden Aus- 
lastungder bestehenden Soziaisystemegeführt. 
Insbesondere in Ländern mi t  schwach ausgebau- 
tem Sozialsystem sind zudem die Armutsraten zum 
Teil erheblich angestiegen. 

Auf diese Problemlage wurde in den Ländern 
mit Reformen des jeweiligen Steuer- und Sozial- 
Systems reagiert. die auch die Einführung oder 
Ausweitungvon KombiIöhneneinschlossen.Nicht 
selten wird dabei jedoch zugleich an anderen 
Stellschrauben gedreht;die Einführungvon Kom- 
bilöhnen wird also beispielsweisemit der Einfüh- 
rungvon Mindestlöhnen oder einer Reform sozi- 
alstaatlicher Transfers verbunden. 

,,Kombinierte6' 
Kombilohn-Reformen 

In te rna t iona le  Reformpfade 

und Reformopt ionen für Deutschland 

von Karen Jaehrl ing 

Lehren aus d e m  in te rna t iona len  Ver- 
gleich: Drei  Reformpfade (USA, GB, FR) 

Die USA. Großbritannien und Frankreich 
stehenfürdrei unterschiedlichevarianten 
des Zusammenspiels von Kombi- und 

Mindestlöhnen sowie des Niveaus der Mindest 
sicherung: 

Kombilöhne als Ersatz für existenzsichernde 
Mindestlöhne und Mindesteinkommen (USA) 
MindestlöhnezurAbstützungexistenzsichern- 
der Kombilöhne (Großbritannien) 
Kombilöhne zur Abstützung und Ergänzung 
von existenzsichernden Mindestlöhnen und 
Mindesteinkommen (Frankreich) 

Bis Mitte der iggoerJahre besaßen Kombilöh- 
nein den USA und Großbritannien eineähnliche 
Aufgabe: In Form von Lohnzuschüssen an die 
Arbeitnehmerdienten sie der Abfederungvon real 
sinkenden Löhnen am unteren Einkommensrand. 
Zwarexistiertenin beiden Ländern bereits branchen- 
bezogene oder allgemeine Mindestlöhne, sie 
hatten infolge ausbleibender Erhöhungen aber 
inflationsbedingt stark an Wert verloren und bil- 
deten daher keine wirksame Lohnuntergrenze. 



Im Fokus D D 

Ab Mitte der iggoer trennen sich jedoch die 
Reformpfade beider Länder:Während in den USA 
eineweitereErhöhung des Kombilohns mit einer 
Absenkung und Befristungderohnehin niedrigen 
Sozialhilfe verknüpft wurde, erfolgte in Großbri- 
tannien zeitgleich zur Erhöhung und Ausweitung 
desKombilohnsauch der Ausbauvon Leistungen 
bei Nicht-Erwerbstätigkeit; insbesondere kinder- 
bezogenerSoziaIhiifeleistungen,umdem Problem 
derKinderarmut beizukommen.Zugleichtrugder 
iggg eingeführte allgemeine Mindestlohn dazu 
bei,diestaatlichenAusgabenfürdie Kombilöhne 
zu reduzieren. 

In Frankreich wurdeder Mindestlohn seit seiner 
Einführungregelmäßigangehoben und zählt im 
internationalen Vergleich zu den höchsten. Ein 
igg3eingeführter arbeitgeberseitiger Kombilohn 
vermeidet negative Beschäftigungseffekte: Die 
Sozialversicherungsbeiträgevon Arbeitgebernfür 
Arbeitsplätze mit niedrigen Stundenlöhnen wur- 
den reduziert.BeiStundenlöhnenaufMindestlohn- 
niveau betragen diesozialabgaben von Arbeitge- 
bern rund 14% anstellevon 40%. 

Welche Effekte hatten dieseverschiedenen Re- 
farmpfade?Auffällige Befunde betreffen vor allem 
zwei Personengruppen,dieauch in der deutschen 
Diskussion eine gewisse Rolle spielen, weil sie 
einen Großteil der ALG II-Empfängerausmachen: 
Alleinerziehende und gering Qualifizierte. 

Alleinerziehende: 
In den USA und Großbritannien haben die 

Kombilöhne nach weitgehend übereinstimmen- 
derEinschätzun~!vorhandener Evaluationen dazu 

Kosten der Kinderbetreuung integriert, und auch 
in den USA trägt der ElTC durch seine Konzentra- 
tion vorrangig auf Personen mi t  Kindern und die 
großzügigere Ausgestaltung der Zuschüsse für 
dieseGruppedazu bei,monetäreFehlanreizedurch 
die dort ebenfalls hohen Kinderbetreuungskosten 
zuverringern.ln Deutschland und Frankreich wird 
dies durch andere Maßnahmen gewährleistet - 
vor allem durch subventionierte öffentliche Be- 
treuungsangebote und eine steueriiche Förderung 
für Kinderbetreuungskosten (vgl. auch Immer- 
vollIBarber 2006). 

Geringoualifizierte: 
Bezogen auf die Gruppe gering Qualifizierter 

zeigt das Beispiel Großbritanniens mit seinen stag- 
nierenden Beschäftigungsquoten für geringouali- 
fizierte, dass nicht jedes Wirtschaftswachstum 
automatisch in höhere Beschäftigungschancen 
fürgeringQualifiziertemündet-selbstdann nicht. 
wenn es arbeitnehmerseitige Kombilöhne gibt, 
die arbeitgeberseitigen Sozialabgaben für gering 
bezahlteJobs niedrig sind und dieLohnspreizung 
im internationalen Vergleich im mittleren bis 
hohen Bereich liegen.Andersalsdiesgelegentlich 
dargestellt wird, kann Großbritannien bezüglich 
der Beschäftigunggering Qualifizierter daher nicht 
als positivesvorbild für Deutschland angesehen 
werden. In Frankreich ist es zwar gelungen. trotz 
schwacherWachstumsdynamikden rückläufigen 
Trend in der Beschäftigung gering Qualifizierter 
seit Mitte der neunziger Jahre aufzuhalten und 
umzukehren.lnwieweit diesallerdingsursächlich 
auf die arbeitgeberseitigen Subventionen der So- 
zialversicherungsabgaben für niedrig entlehnte 
Arbeitsplätzezurückgeführtwerden kann,ist um- - - 

beigetragen, dass die Erwerbsbeteiligung von stritten.DiesgiltinsbesonderefurdieFrage.obund 
Alleinerziehenden deutlich gestiegen ist.Diesfiel in welchem Umfangdie zusätzliche Beschäftigung - - 
allerdings in beiden Ländern in eine Phase mi t  im~iedr i~ iohnbere~chaufe ine~ubst i tu t ionhoh~r 
hohem Wirtschaftswachstum,sodassden erhöh- bezahlter Arbeitsplätzezurückzuführen ist.Zudem 
ten Anreizen zur Arbeitsaufname auch eine er- stehenjedemzusätzlichenodererhaltenen Arbeits- 
höhteNachfrage nach Arbeitskräften gegenüber- platz einer Schätzung zufolge mit rund 1o.ooo 
stand. Zudem füllen die Kombilöhne in beiden Euro proJahr relativ hohe Kosten gegenüber. 
Ländern eine Lücke im Steuer- undTransferSystem, 
die es so in anderen Ländern nicht gibt: In den 
britischen Working Tax Credit (WTC) ist auch die 
Subventionierungderüberdurchschnittlich hohen 
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Der deutsche Reformpfad: 
Kombilöhne ohne Mindestlöhne 

Deutschlandstehtgewissermaßenfüreinen 
vierten Reformpfad: die Einführung oder 
Ausweitung von Kombilöhnen ohne Min- 

destlöhneFlächendeckende kombilohnähnliche 
Regelungen wie die Mini- und Midijobs oder die 
Zuverdienstregelungen in der Grundsicherung 
haben bislang kaum zurVerbesserung der Situa- 
tion gering Qualifizierter beigetragen -obwohl 
die Niedriglohnbeschäftigung seit Mitteder neun- 
zigerlahre in Deutschlandan Bedeutunggewon- 
nen hat und mittlerweile über dem EU-Durch- 
schnitt liegt. Die arbeitnehmerseitigen Lohnzu- 
schüsse haben aber zum Teil dazu beigetragen, 
dassderdeutlicheZuwachsvon Niedriglöhnen in 
den vergangenen Jahren staatlicherseits abgefe- 
dert wurde: Der Anstieg der Netto-Niedriglöhne 
fällt deutlich moderateraus als beieiner Betrach- 
tung der Brutto-Löhne (vgl. Brenke 2006). Insofern 
verbessern dieseKombilöhnediefinanzielleSitua- 
tion privater Haushalte-allerdings befinden sich 
hierunter vielfach auch Haushalte, die nicht als 
arm gelten:so sind zum Beispiel nur 8% aller Mi- 
nijobber ALG-li-Bezieher (vgl. Bundesagentur für 
Arbeit 2006) Belastet wird dadurch der Staats- 
haushalt:Da es in Deutschland keineverbindliche 
Lohnuntergrenze durch Mindestlöhne gibt, die 
Tarifbindung rückläufig ist und zudem auch tarif- 
liche Niedrigstlöhne keine Seltenheit sind, steht 
Unternehmen dieMöglichkeitoffen,diestaatliche 
Abfederung niedriger Löhne durch Kombilöhne 
zu nutzen. um Löhne zu senken oder einzufrieren. 

tigen Diskussion,davonin nennenswertemurnfang 
profitieren würden. Ein wichtiger Grund. warum 
gering Qualifizierte auch bei niedrig entlohnten, 
vermeintlich einfachen Arbeitsplätzen nicht unbe- 
dingtzum Zuge kommen,istdarinzu suchen.dass 
auchfür ArbeitsplätzeohneformaleQualifikations- 
anforderungenoft Fähigkeitenvorausgesetzt wer- 
den,die nicht jedelr mitbringt. Die hohe Arbeits- 
losigkeit auch unterqualifizierten Arbeitskräften 
erlaubtes Arbeitgebern, bei der Besetzung Arbeits- 
lose mit Ausbildung vorzuziehen, was selbst bei 
vermeintlich,einfachen'Dienstleistungstätigkeiten 
keine Seltenheit ist (vgl. Hieminget al. 2005). 

Selbst wodieQualifikationsanforderungen zu 
geringoualifizierten passen würden,stehen diese 
angesichts der allgemeinen Nachfrageschwäche 
am Arbeitsmarkt im Wettbewerbzu besserquali- 
fizierten und arbeitsmarktnäheren Bewerbern,die 
sich auch auf niedrig entlehnte Arbeitsplätze 
bewerben. Rund drei Viertel aller Niedriglohnbe- 
schäftigten in Deutschland verfügen über eine 
Ausbildung(vgl.Kalina1Weinkopf 2006). In lang- 
fristiger Perspektive scheinen folgende Reform- 
Optionen daher besser geeignet. die Erwerbsbe- 
teiligung benachteiligten Gruppen am Arbeits- 
markt zu erhöhen, und gleichzeitig die Belastung 
der staatlichen Haushalte zu stabilisieren oder 
sogar zu reduzieren: 

W Zielgruppenspezifische, befristete Kombilöhne: 
Sie können in begrenztem Maßedazu beitragen, 

Beschäftigungsbarrieren für einen ,harten Kern' 
von Langzeitarbeitslosen abzubauen.Vorder Ein- 
führung neuer Modelle sollte jedoch sorgfältig 
geprüft werdehobes nicht bereitsentsprechende 
Förderinstrumentegibt.Zusätzliche Beschäftigung 
istvondiesenMaßnahmen nicht zuerwarten,viei- 
mehr kommt dies einer partiellen Substitution 
wettbewerbsstärkererdurch wettbewerbsschwä- 
chereTeilnehmer gleich und trägt damit zur par- 
tiellen Umverteilung des Arbeitslosigkeitsrisikos 
bei. Damit würde der Verdrängungseffekt etwas 
reduziert, indem zumindest ein Teil der Arbeits- 
plätze mit geringen Qualifikationsanforderungen 
auch wieder mit arbeitsmarktfernen odergering 
qualifizierten Bewerberlinnen besetzt wird. 

Reformoptionen für Deutschland 

Gegen eineweitere Ausdehnungdes Nied- 
riglohnsektors durch die Absenkung von 
Transfers oder flächendeckende Lohnsub- 

ventionen an Arbeitgeberspricht unteranderem, 
dasswederdie bisherige Entwicklungin Deutsch- 
land, noch empirische Untersuchungen zu den 
Reformeffekten anderer Länder den Nachweis 
erbracht haben,dassgeringQualifizierte und Lang- 
zeitarbeitslose,die Hauptzielgruppe dergegenwär- 
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W Mindestlohn: 
EingesetzlicherMindestlohn könnteden Staats- 

haushalt in doppelterweiseentlasten: Durchdie 
geringeren Aufwendungen für die bestehenden 
kombilohnähnlichen Regelungen und durch zu- 
sätzliche Steuereinnahmen und Sozialabgaben 
als Folgeder höheren Lohnsumme.Dieskizzierten 
Reformpfade anderer Länder wie auch weitere 
empirische Untersuchungen zeigen, dass sich 
entgegen modelltheoretischerAnnahmenMindest- 
löhne nicht negativ auf die Beschäftigung aus- 
wirken müssen,auch nichtaufdieBeschäftigungs- 
quotenvongeringQualifizierten.Vieimehrscheint 
die Art der Einführung und die Flankierung mit 
anderen Instrumenten entscheidend zu sein. Da 
man die Höhe eines Mindestlohnes, der keine 
negativen Beschäftigungseffekte hat, nicht am 
Schreibtischfestiegen kann,empfiehItessich,der 
britischen Vorgehensweisefoigend experimentell 
vorzugehen - also niedrig anzufangen und den 
Mindestlohn schrittweisezuerhöhen (vgl.Bosch1 
Weinkopf2006). Bei einer Annäherungan ein im 
internationalen Vergleich hohes ~ i v e a u  von 7.50 
bis8 Eurowärezu prüfen.inwieweitesflankieren- 
der Lohnsubventionen an die Arbeitgeberseite 
nach französischem Vorbild bedarf. 

W FörderungderNachfragenachhöherqualifizier- 
ten sozialen Dienstleistungen: 
Generell fokussieren die gegenwärtig disku- 

tierten Reformvorschläge zu einseitig auf das 
Niedriglohnsegment und einfache Arbeitsplätze. 
Dabei wäre gering Qualifizierten auch geholfen, 
wenn der Konkurrenzdruck mit wettbewerbsstär- 
keren Bewerbern nachlassen würde. Darauf deu- 
ten auch empirische internationalevergleiche hin, 
nach denen die Arbeitslosenquote von gering 
Qualifizierten umso geringer ist, je geringer die 
allgemeine Arbeitslosenquoteist (vgi.Bofingeret 
al,2006:17).Ein Weg um den Konkurrenzdruckzu 
mindern besteht im staatlich geförderten Ausbau 
qualifizierter Dienstleistungen insbesondere im 
sozialen Bereich.Geradeindiesem beschäftigungs- 
starken Sektorweist DeutschlandeineDienstleis- 
tungslücke im Vergleich zu anderen Ländern auf. 
(vgl BoschIWagner 2003).Auch einTeil des briti- 
schen Beschäftigungswachstums der jüngeren 

Vergangenheit resultiertauseinererhöhtenstaat- 
lichenNachfragenachDienstieistungenimGesund- 
heits- und Bildungsbereich (vgl.GrimshawlCarrolI 
2007, Meyer 2002). Die ,Kostenkrankheit' von 
Dienstieistungen lässt sich also nicht nur durch 
Lohnsenkungen,sondern auch durch verschiede- 
neVariantenstaatlicherSubventionen beheben. 
Deutschland weist im internationalen Vergleich 
ein hohes Niveau zweckungebundenerTransfers 
auf, die eher Eigenarbeit anstelle von Erwerbsar- 
beit subventionieren.Durch eine stärkere Zweck- - 
bindung dieser Mittel (etwa: Kinderbetreuungs- 
gutscheinestatt Kindergeld) könnten dieseMittel 
in höherem Maße in die Förderung von Erwerbs- 
arbeit umgelenkt werden. W 

[+Dr.Karenlsthrling.irtwirrenr~haHlicheMitarbeiterinamlortitvt 
~ i b e i t  und Qualifikation jlAQ1 der Univerritat Duiburg-Erren. Der 
Beitrag.bariert auf einer Expertise im Auftrag der Friedrich-EbCrt- 
sfRung.d1edieAvtaringemeinrammitDrClaudiaWeinkapfküi2liih 
fertig gestellt hat ilaehringlweinkopf 20061. 
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Nichtstun 
sich nicht lohnen 

von U w e  Dö r i ng  H W 

Arbeit darf ~ * . .  

chen, 

Foto C h r i t i d n X e l  - 

Gute zwei Jahre liegt die Einführungvon 
Arbeitslosengeld Il,von Arbeitsgemeinschaf- 
ten und Optionskommunen und anderen 

grundlegenden Neuerungen der Arbeitsmarktpoli- 
tikzurück.Vieles hätte besservorbereitet und um- 
gesetzt werden können. Andererseits zeigen Refor- 
men anderer Länder: Ein Systemwechsel braucht 
vier oder fünfJahre. bis sich alles eingespielt hat. . 
Meine Erfahrung als Landesminister bestätigt: Es 
IäuftjedenTag besser. Die sinkenden Arbeitslosen- 
zahlen zeigen.dassdie Reformen greifen. In Schles- 
wig-Holstein ist innerhalb von zwei Jahren die 
Arbeitslosigkeit um über 28 Prozent gesunken - 
wer hätte das seinerzeit zu hoffen gewagt? 

Viele arbeitsmarktpolitische Baustellen 

Arbeitsmarktpolitisch bleibt dennoch viel 
zu tun. Der Instrumentenkofferder Arbeits- 
marktpolitik ist übervoll. Das führt zu In- 

transparenz und manchmal auch zu Ineffizienz. 
Weitere Problemesind: Der hohe Anteil Langzeit- 

DieGroßeKoalition in Berlin hat im Januar2005 
Franz Müntefering mit der Ausarbeitung eines 
großen WurfszurLösungdieser Probleme betraut. 
Union und SPD bemühen sich,die Unterschiede 
ihrer Positionen zu betonen.Voreinigen Wochen 
beschlossen CDU und SPD in ihren jeweiligen 
,.Bremer Erklärungen" ihre arbeitsmarktpolitische - 
Agenda. 

DieSPD konzentriert sich auffünfForderungen: 
Steuergutschriften für Geringverdiener (..Bonus 
für Arbeit"). Einrichtung eines ,.Sozialen Arbeits- 
marktesUfürzunächst 1oo.000 Arbeitssuchende. 
präventive Förderung benachteiligterJugendlicher 
und dadurch Senkungder Schul- und Ausbildungs- 
abbrecher,Ausbau derWeiterbildung zur vierten 
Säuleder Bildungspolitik und Umbau der Arbeits- 
losen- in eine Beschäftigungsversicherung, um 
Beschäftigungsfähigkeit durch Qualifizierungzu 
erhalten, schließlich branchenspezifische Min- 
destlöhne. und,wo das nicht klappt, einen gesetz- 
lichen Mindestlohn. 

arbeitsloser;dieniedrigeBeschäftigungsquo;e bei Ganz anders die Vorstellungen der CDU: Sie 
Frauen und Ä1teren;fehlende Ausbildungsplätze setzt auf mehr Arbeitsanreizedurch weitereSen- 
und mangelnde Ausbildungsfähigkeit bei den kung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung 
Jugend1ichen;ein Niedriglohnsektor mit Löhnen. undauf KombiIöhnefürjüngereundältereArbeits- 
dieoft nicht zum Leben reichen,indem abertrotz- lose. In wenigen Jahren soll die Zahl der Schulab- 
dem viele keine Arbeit finden;große Defizite bei brecher halbiert und Langzeitarbeitslosigkeit bei 
QualifizierungundWeiterbildung,hoheSozialab- unter qjährigen verschwunden sein. Durch Ein- 
gaben,diezu wenigAnreize bietet,sich um quali- dampfen der derzeit Soauffünfbiszehn arbeits- 
fizierteVollzeitstellen zu bemühen. marktpolitische Instrumente und ein einheitliches 

Arbeitsgesetzbuch soll das Arbeits(markt)recht 
effizienter werden. 

b 
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Trotz unterschiedlicher Rezepte besteht aller- 
dings weitgehende Einigkeit, wo wir ansetzten 
müssen: 
i Wir brauchen eine präventive Arbeitsmarktpo- 

litik in den Schulen.diefür mehr Ausbildungs- 
und Beschäftigungsfähigkeit sorgt. 

i Wirbrauchen besondereUnterstützungfürden 
nicht unerheblichenTeil der Arbeitssuchenden. 
derauch im Aufschwung keine reguläre Arbeit 
findet. 
i Das derzeitige System setzt teilweise falsche 

Anreize. Ziel muss es sein,auch einfache Arbei- 
ten finanziell attraktiver zu machen und An- 
reize zu geben,sich um höherwertigevollzeit- 
stellen zu bemühen. 
Die Hürden für Neu-oderwiedereinsteiger in 
den Arbeitsmarkt sind zu hoch.Dasgilt insbe- 
sonderefürLangzeitarbeitslose,fürÄItere und 
Alleinerziehende. 

Harteideologische Unterschiedegibteseigent- 
lich nur bei der Beurteilungvon Kündigungsschutz 
undgesetzlichen Mindestlöhnen. Das Konfliktpo- 
tenzial i s t  aber begrenzt:Die Union hat sichdamit 
abgefunden,dasssie beim Kündigungsschutz bei 
der SPD auf Granit beiRt; und beim gesetzlichen 
Mindestlohn gibt es in beiden Parteinen eine rela- 
tivgroße Übereinstimmung,dassjedenfalls in be- 
stimmten Branchen Dumpinglöhnen ein Riegel 
vorgeschoben werden muss.Bleiben der Kombilohn, 
ein altes Lieblingsprojekt der Union, und die Idee 
eines.,BonusfürArbeit",mit dem dieSPDerst seit 
kurzem flirtet. Was taugen diese Ansätze? 

Der gute Grundgedanke 
des Kombilohns 

Wir haben einen gespaltenen Arbeitsmarkt, 
mit Fachkräftemangel auf der einen Seite 
undeiner hohen Sockelarbeitslosigkeit auf 

deranderen Seite.Der Konkurrenz-und Lohndruck 
durch Globalisierung, EU-Erweiterung und fort- 
schreitende Rationalisierungtrim besonders Ein- 
fachqualifizierte.QuaIifizierung i s t  wichtig. reicht 
aberalleine nicht aus.Obes uns passt oder nicht: 
Ohne einen Niedriglohnsektor werden viele von 

ihnenarbeitslos bleiben und ausderGesellschaft 
herausfallen. Hier ist klugerRealismusgefragt,nicht 
Wunschdenken.Marktwirtschaftisteffizient,aber 
nicht immer gerecht. Es gibt Lohndumping und 
ausbeuterischeArbeitsverhältnisse,diewir nicht 
akzeptieren dürfenAber es gibt eben auch Arbeits- 
lose,dieaufdemArbeitsmarkt wegeneingeschränk- 
ter Leistungsfähigkeit nur Löhneerzielen können, 
von denen man nicht ordentlich leben kann. 

Hier setztder Kombilohn an:Niedrige Einkom- 
men spiegeln häufig die Produktivitätslückevon 
Langzeitarbeitslosen und sind nicht immer Aus- 
druck neoliberalen Ausbeutungswillens. Der ein- 
fache und bestechendeGrundgedanke des Kombi- 
lohns ist: Wenn ich die Produktivitätslücke mit 
einem Kombilohn schließe, können auch schwer 
vermittelbare Langzeitarbeitslose wieder in Arbeit 
kommen.Derdahinterstehende ImpuIsEsist bes- 
ser,BeschäftigungzufinanzierenalsArbeitslosig- 
keit.Ein Kombilohn alssolcheristwederrechts noch 
links,wedersozial noch neoliberal. Bringein Kombi- 
lohn Jobs und bleibtfinan~ierbar~ist ergut; bringt 
er keine und kostet viel. ist er schlecht. Das Ent- 
scheidende ist also. ob der Kombilohn in seiner 
praktischen Umsetzung hält.wasdiegute ideever- 
spricht. Und da wird es dann ziemlich kompliziert. 

Viele Kombilohnmodelle 
taugen nichts 

Den Kombilohn gibt es nicht. Es kommt 
immeraufdasjeweiligeModell und dessen 
praktische Umsetzung an. Alle wissen- 

schaftlichen Untersuchungen zeigen: Kombilöhne 
sind keineWunderwaffen.Wenn Ministerpräsiden- 
ten und Professoren mit Kombilöhnen Millionen 
neue Arbeitsplätze schaffen wollen,führen siedie 
Öffentlichkeitan der Nase herum.Miteinem Kombi- 
lohn kann manvielleicht einigen hunderttausend 
Arbeitslosen den Wiedereinstieg in den Arbeits- 
markt erleichtern. Das ist ehrgeizig genug. 
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Denn in der Umsetzung ist der Kombilohn ein 
Ansatz mit vielen Haken und Ösen. 
i Kombilöhneprovozieren Mitnahmeeffekte bei 

den einstellenden Unternehmen: Warum je- 
mandenohneKombilohn einstellen.wenn ich 
auch einen mit Kombilohn kriegen kann? Im 
schlechtesten Fall wirdfüreinen Kombilöhner 
ein reguläres Arbeitsverhältnis gekündigt. 
Kombilöhne sind häufigerfolglos und teuer: 
Viele Kombilöhne werden kaum nachgefragt. 
oder dergewünschte Klebeeffekt inden Unter- 
nehmen bleibt aus. 
i Kombilöhne können Qualifizierung hemmen. 

Wenn ein Einfachqualifizierter mit Hilfe des 
Kombilohns ein ähnliches Netto nach Hause 
bringt wiesein höherqualifizierter Kollege,der 
keinen Kombilohn bekornmt,wirder sich zwei- 
mal überlegen,ob sich die Mühen der Qualifi- 
zierung lohnen. 

Das wichtigstefüreinen guten Kombilohn ist 
ein durchdachtes Konzept mit einer klar umrisse- 
nen Zielgruppe,einer professionellen Begleitung 
durch Arbeitsplatzaquisiteure und einer passge- 
nauenvermittlung. In Schleswig-Holstein haben 
wir mit solchen Ansätzen Erfo1ggehabt:Mehrals 
dieHälftedergeförderten Arbeitsplätze blieb nach 
Auslaufen des Kornbilohns erhalten. 

Wer sich hingegen nur auf den finanziellen 
Anreiz verlässt, wird scheitern; kein Arbeitgeber 
wird für einen noch so hohen Kombilohn jernan- 
den einstellen,den er nicht braucht, der nicht in 
den Betrieb passt und der nicht motiviert ist.Auch 
die Mitnahmeeffekte müssen minimiert werden: 
Der Kombilohn muss befristet werden. er darf 
nicht flächendeckend sein, mussauf eng gefasste 
Problemgruppen beschränkt werden und sollte 

O Kombilohn und Mindestlohn 
gehören zusammen 

Voraussetzungist injedemFaIIeineAbsiche- 
rung der Löhne nach unten. Denn es gibt 
gute Gründe für die Befürchtung, Kombi- 

löhne könnten dieLohnfindung Einfluss nehmen 
und dieohnehin für Einfachqualifizierteniedrigen 
Löhne weiter nach untern drücken.Gegensteuern 
kann man einerseits.in dem man Kombilöhnean 
diewahrungeines bestimmten Lohnniveaus bin- 
det, andererseits mit tariflich oder gesetzlichen 
Mindestiöhnen,die nicht unterschritten werden 
dürfenlegalobjemand einen Kombilohn bekommt 
oder nicht. Ich bin -nicht nur aus diesem Grund 
-für Mindestlöhne. 

ich favorisiere branchenspezifische Mindest- 
löhne, wobei tarifliche Vereinbarungen und die 
Allgemeinverbindlichheitserklärungvon Tarifver- 
trägen (auch durch Ausweitungdes Entsendege- 
setzes) den Vorrang haben müssen. Denn die 
Tarifparteien wissen meistviel besseralsderStaat, 
welcher Lohn fair und gleichzeitig für die Unter- 
nehmen bezahlbarist.Wodasnicht klappt, brau- 
chen wir möglicherweiseals„Bottom-Line" einen 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn,der aber 
bisaufweiteres unterdenvon denGewerkschaften 
geforderten 7,50 Euro liegen muss. Ein zu hoher 
Mindestlohn kann im schlimmsten Falldie Arbeits- 
plätze gerade derjenigen gefährdwdenen man 
mit einem Mindestlohn helfen will.Stimmen die 
Voraussetzungen,könnten Kombilöhnefürjüngere 
und fürältere Arbeitslosemit besonderem Unter- 
stützungsbedarf auch aus sozialdemokratischer 
Sicht akzeptabel sein.Wundervon ihnen erwarten 
sollte jedoch niemand. 

- . .  
im Regelfall degressiv abgeschmolzen werden. 
Wieauch immerdie politische Debatteum Kombi- Der Bonus für Arbeit 
Iöhne ausgeht: Wir haben bereits verschiedene 
Kombilöhne in der Arbeitsmarktpolitik (2.B. Ein- Dervon Peter Bofinger und Ulrich Walwei 
stiegsgeld, Eingliederungszuschuss. Kombilöhne entwickelte Vorschlag eines ..Bonus für 
auf Landesebene) - und wir werden auch in Zu- Arbeit" setzt anders an als die herkömm- 
kunft Kombilöhne haben.Esgeht nundarum,die lichen Kombilöhne.ErgreiftdieideeeinerSteuer- 
richtigen zu haben-und weniger konkurrierende gutschrift(.,negativeEinkommenssteuer") auf,die 
Modelle als bisher. es in Großbritannien und den USA gibt und von 

b 



D Irn Fokus 

FDP und Grünen seit langem gefordert werden. 
DieSPD hat sich lange nichtdafürerwärmen kön- 
nen-vielleicht,weil der Neoliberale Milton Fried- 
man einer derVäter der ldeewar Die Zukunftskom- 
missionderFriedrich-Ebert-Stiftungundvordenker 
wie FritzScharpf haben sich davon nicht abschre- 
cken lassen und schon in den iggoerJahren für 
diesen Ansatz geworben. 

Zurzeit setzt unserSystemvölligfalscheAnreize: 
Durch die Privilegierungvon Minijobs,die Aufsto- 
ckunggeringer Einkommen mit Arbeitslosengeld 
II und diegegenwärtigen Hinzuverdienstregelun- 
gen subventionierenwirschlecht bezahlteTeilzeit- 
jobs und fördern Lohndrückerei im Niedriglohn- 
Sektor. Die reguläre Vollzeitstelle ist in diesem 

Praktische Probleme, 
pragmat ische Lösungen 

Viele Linke lehnen sowohl Kombilöhneals 
auchden BonusfürArbeitab.DieUnterneh- 
men sollen,so die Kritiker,gefäiligst anstän- 

dige Löhnezahlen,statt sichvom Staat mi t  Lohn- 
Subventionen dieTaschen füllen zu lassen. 

Natürlich darfmanesden Unternehmen nicht 
zu leicht machen;natürlich müssen wir Dumping- 
konkurrenz bekämpfen.Aberdie Kritikervergessen, 
dass in einer Marktwirtschaft auch der Arbeits- 
lohn nicht vollkommen unabhängig von Angebot 
und Nachfrage-von Produktivität und Mehrwert 
der Arbeitsleitunedes Beschäftieten einfach nach - " 

SystemdiefürArbeitgeberundArbeitnehmerun- politischerWünschbarkeitfestgelegtwerdenkann. 
attraktivsteBeschäftigungsform.Da8 ist ein absur- Will man Löhnegarantieren,diezum Leben reichen, . . 
der Zustand. 

- 
Der Bonus für Arbeit fördert diejenigen. die 

derzeit trotzvollzeitarbeit keinexistenzsicherndes 
Einkommen erreichen.Wer mindestens3oStunden 
inderWochearbeitet,bekommtdieSozialversiche- 
rungsbeiträgevom Finanzamt erstattet,und zwar 
biszueinem Einkommenvon~~oEuro(Ledige) bzw. 
1300 Euro (Verheiratete). Danach wird der Bonus 
abgeschmolzen. Gleichzeitig müssten der Freibe- 
trag bei den Zusatzverdiensten zum Arbeitslosen- 
geld und die steuerliche Bevorzugungder Minijobs 
abgeschafft werden. Gerade Menschen. die be- 
sondere Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
haben, bekommen dadurch neue Chancen auf 
reguläre Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt. 

. 
will man andererseitsverhindern.dassArbeit im 
Niedriglohnbereich zu teuerwird und Arbeitsplät- 
ze kostet, und will man Unternehmern Anreize 
geben, schwer vermittelbaren Arbeitslosen eine 
Chance zu geben, kommt man an punktueller 
finanzieller Förderung nicht vorbei.Sie darf eben 
nur nicht mi t  dem Füllhorn beliebig ausgeschüt- 
te t  werden. 

Passgenaue.befristeteKombilöhne,Bonusfür 
Arbeit und Mindestlöhneschließen sich nicht aus, 
sondern ergänzen sich. Was wir brauchen, sind 
pragmatische Lö~ungen~dieeinem gemeinsamen 
Grundprinzipverpflichtet sind:Arbeit darfnicht arm 
machen, und Nichtstun darf sich nicht lohnen. . 

Ähnlich wie beim Kombilohn für besondere 
Zielgruppen muss auch der Bonusfür Arbeit mi t  
Mindestlöhnen kombiniert werden.DerBonusfür 
Arbeit kostet geschätzte vier Milliarden Euro, im 
Vergleich zum Status quo wird es aber nicht nur 
Gewinner, sondern auch Verlierer geben, zum 
Beispieldurch dieschärfere Anrechnungvon Hin- 
Zuverdiensten. Ob letztlich das Bofinger-Modell 
umsetzbar ist oderein Alternativmodell dieZiele 
besser erreicht, muss sich zeigen. Die Grundidee 
aber ist richtig- wir sollten den Versuch wagen. 

wäring, ist Ministeifuriurtiz.Arbeit und Europader Lander 
Sihlerwig~Holrtein. 
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Die Löhne sind 

nicht das Problem 

Kombi- bzw. Niedriglöhne - 
eine Einschätzung aus 

makroökonomischer Perspektive 

von Arne Heise 

T. Niedriglöhne, Kombilöhne - 
eine Endlos-Geschichte 

DasThema Niedrig- bzw.Kombi-Löhne ist 
ein Dauerbrennerder beschäftigungspoli- 
tischen Debatte in Deutschland: Bereits 

Anfang der iggoer Jahre belebte Fritz W.Scharpf. 
damaliger Direktor des Max-Plank-Instituts für 
Gesellschaftsforschungin Köln,die Diskussion mit . 
einem Vorschlag zur Subventionierung niedriger 
Einkommen (Scharpfigg3.S.433-443).erstjüngst 
wiederholteeinGutachten fürdassächsischeWirt- 
schaftsministerium diesen Ansatz (Bofingeret.alt. 
2006)- Überlegungen,die zumindest bei Arbeits- 
minister und Vize-Kanzler Franz Müntefering auf 
großes Interesse gestoßen sind. 

Die ArgumentationfürKombi-Löhne bzw.Lohn- 
subventionierungen hat sich ÜberdieJahre hinweg 
wenig geändert-es gibt lediglicheinige Detailunter- 
schiede in deren genauer Ausgestaitungvor sich 
ändernden sozialpolitischen Hintergründen (so 
gab es z.B.Anfang der goerlahre natürlich noch 
keine Hartz-Gesetzgebung): Der überproportional 
große Anteil der Geringqualifizierten an der Ge- 

samtarbeitslosigkeit und, schlimmer noch. der 
Langzeitarbeitslosigkeit legt den Schluss nahe. 
dass entwederdie Nachfrage nach geringen Quali- 
fikationen oder der Anreiz zur Arbeitsaufnahme 
für Geringqualifizierte zu gering ist. In beiden 
Fällen wirdeinemzu hohen Reservationslohn.also 
die Lohnersatzleistung in Form von Arbeitslosen- 
geld I und Il,die Schuld hierfürgegeben.Ersei zu 
hoch,umden am Markt erzielbaren Lohn ausSicht 
derArbeitgeber aufein profitables Niveau fallen 
zu lassen.Und er ist zu hochrum denarbeitslosen 
Geringqualifizierten einen Anreiz zu bieten. für 
nur wenig mehr (oder gar weniger) in eine mit 
Mühsal verbundene Beschäftigung einsteigen zu 
wollen. Aus diesem Dilemma führen, so die ein- 
schlägige Literatur, nur zwei Wege: Entwederdas 
Lohnersatzniveau wird weiter abgesenkt (gemein- 
hin der Vorschlag der Wirtschaftsliberalen und 
Konservativen) oderdervom Arbeitgeberzu zahlen- 
de Lohn (Produkt1ohn)wird durch Lohnsubvention 
abgesenkt bzw. der an den Arbeitnehmer netto 
ausgezahlte Lohn (Konsumlohn) wird durch Auf- 
stockbeiträge (Kombi-Lohn) odereine Subvention 
der Lohnnebenkosten erhöht. 

b 
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2. Beschäftigungsdynamik 
im Strukturwandel 

So plausibeidie Überlegungen aufder ers- 
ten Blickaucherscheinen.sie halten weder 
dem Plausibilitäts- noch dem Praxistest 

stand.Abervorab: Es wird,angestoßen durch das 
Bild der hohen Geringqualifizierten-Arbeitslosig- 
keit.der Eindruckerzeugt.als gäbees nicht genü- 
gend profitable Job-Angebote im Segment gering ~ ~ t o : w ~ . f ~ t o t i a . d e . o ~ ! e k r a n d e r  8ochenek 

qualifizierter Tatigkeiten, insbesondere aber zu 
wenige einfache Dienstleistungen. Dies,so legen 
arbeitsmarkttheoretische Modelle (Appelbauml 
Schettkatigg4,S.ig3-202) nahe. liegt am Struktur- 
wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsge- 
sellschaft: Aufgrund der hohen Produktivitätsent- t 

wicklung beigleichzeitig hoher Nachfragedynamik 
im lndustriesektor konnten in den igsoer bis 
ig7oer Jahren Arbeitskräfte auch bei geringer 
Lohndifferenzierung in den boomenden industrie- 
branchen unterkommen. Die geringe Lohndiffe- 
renzierung wurde sogar als Motor des Struktur- 
wandels (,schwedisches Modell') betrachtet. 
Aufgrund der viel geringeren Produktivitätsent- 
wicklung in den Dienstleistungsbranchen- insbe- 
sondere inden konsumnahen Bereichen.in denen 
Geringqualifizierte eingesetzt werden können - 
kann nun der Strukturwandel seit den ig7oer 
Jahren in Richtung Dienstleistungsgesellschaft 
nur noch bei zunehmender Lohndifferenzierung 
bewerkstelligt werden,wei! die hohen Löhne der 
industriebranchen im geringproduktiven Dienst- 
leistungsbereich nicht gezahlt werden können. 
Diese Lohndifferenzierung kann entweder markt- 
lich erzwungenoderdurch Lohnsubventionen bzw. 
Kombi-Löhne sozial freundlicher gestaltet werden 
-oder aber Arbeitslosigkeit entsteht! 

Obertlächlich betrachtetscheintderBefund mit 
der bundesdeutschen Realität überein zu stimmen 
-aber eben nur oberflächlich betrachtet! Denn 
einerseits habensichdas Angebot an geringquali- 
fiziertenJobseinerseits und das Angebot an gerin- 
genQualifikationenandererseitsgarnicht soweit 
a~seinanderentwickelt~wie es immer behauptet 
wird (Heisezoo3.5.55)-der hoheAnteilan gering 
qualifizierten Arbeitslosen deutet also nicht so 

sehr auf ein Missverhältnisvon Angebot und Nach- 
frage hin,alsvielmehrdarauf,dass nach nunmehr 
fast 30-jähriger Massenarbeitslosigkeit in Deutsch- 
land ein Verdrängungs- bzw. Diskriminierungs- 
Prozess stattgefunden hat, der durch die Hartz- 
Gesetzgebung noch verstärkt wurde:Arbeitsp!ätze, 
dienurgeringeQualifikationenerfordern,werden 
zunehmend durch Arbeitnehmer mit höheren 
Qualifikationen besetzt undfürdieGeringqualifi- 
zierten bleibt dann kein Job mehrübrig.Auchdie 
große und rasant zunehmende Anzahl von 400 
Euro-Jobsdeutet nicht aufeinen Mangel an gering 
qualifizierten Arbeitsplätzen hin. 
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3. Kein Mangel an Niedriglohn-Jobs 

Tatsächlich entsprechen jene400 Euro-Jobs 
durchaus den Vorstellungen der Lohnsub- 
ventionskonzepte, denn hier werden, de- 

gressiv gestaltet bis hinauf auf 800 Euro, die 
Sozialversicherungsabgaben subventioniert und 
5teuervorteilegewährt.Nicht überraschendsieht 
deshalbder oben erwähnte neuerlicheVorschlag 
eines Lohnsubventions-Modells den Ersatz der 
4ooEuro-Lohnsubventionierungdurch ein umfas- 
senderesModell vor.Und scheint diedynamische 

reichen würden. Und dort.wo tatsächlich Haupt- 
beschäftigungen auf400 Euro-Basis entstanden 
sind,sinddieseganzüberwiegend durch Umstruk- 
turierungvon nicht-subventionierten .Normalar- 
beitsplätzen' in subventionierte 400 Euro-Jobs 
entstanden (Voss-Dahm 2005) -ohne Beschäfti- 
gungswirkung,aber mit negativen Auswirkungen 
auf die Sozialkassen. 

Entwicklungvon mittlerweilefast7Mio.4ooEuro- 
Jobs nicht genau diesem Ansatz recht zu geben? 
Nein, keinesfalls. Denn die genaue Betrachtung 
der400 Euro-Jobs zeigt.dass es sich hier einerseits 
überwiegend um Nebentätigkeiten für Schüler, 
Studierende oder Rentner handelt, nicht aber in 
erster Linie um Hauptbeschäftigungen,die wahr- 
scheinlich auch nur in Kumulation zum Leben 
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Es gibt aber noch weitere Indizien, die nicht 
dafür sprechen, dass Lohnsubventionierungen 
oder Kombi-Löhne brauchbare Instrumente der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sein könnten: 

(1)  

Alle bisherdurchgeführten Pilotprojekte(z.B.das 
Mainzer Modell) zeigten kaum nachweisbare Be- 
schäftigungseffekte. zahlreiche Simulationsstu- 
dien weisenaufdaseklatanteMissverhäitnisvon 
Kostenrisiken (Subventionen) und Beschäftigungs- 
chancen hin (Schneider2002); 

(2) 

Der Logikder Argumentationfolgend müsstedie 
Arbeitsmarktsituation für Geringqualifizierte in 
jenen Ländern, die ein hohes Maß an Lohndiffe- 
renzierung aufweisen - z.B. Großbritannien und 
dieUSA-sehrviel besseraussehen als in Deutsch- 
land,während sie in Ländern mit geringerer Lohn- 
differenzierung-wiedenskandinavischen Ländern 
-eher noch schlechter sein müsste. Beides aber 
1stfalsch:ln den USAundGroßbritannien ist zwar 

4. It's the rnacroeconomy, stupid 

Natürlich muss man sichfragen,wieeszu 
diesen Ergebnissen kommen kann. denn 
es erscheint intuitiv einsichtig. dass eine 

relative Lohnkürzung bzw. -subventionierung - 
also die Verbilligung der gering qualifizierten 
Arbeit - zu verbesserter Beschäftigungschance 
führen müsste (allerdings zulasten der relativ 
.teurerrwerdenden Hochqualifizierten). DerArgu- 
mentations- und Denkfehler der Niedriglohn-Be- 
fürworter liegt darin. lediglich die aliokativen 
Effekte einer relativen Lohnänderung. nicht aber 
deren Einkommens- und Nachfrageeffekte bedacht 
zu haben.Eslassen sich zwar in derTat Bedingun- 
gen denken,unter denen eine Lohnsubventionie- 
rung von Niedriglohn-Arbeitsplätzen deren rela- 
tive Menge erhöht-wenn die Preiselastizität der 
Nachfrage nach den von dort beschäftigten Arbeit- 
nehmern hergestellten Produkten und Dienstleis- 
tungen sehrgroß unddie Elastizitätder Nachfrage 
der zur Finanzierung der Subventionen besteuer- 
ten Einkommen recht eerine ist -doch scheinen 

dieallgemeine Arbeitsmarktlagegegenwärtigviel einerseitsdiese Bedingungen in der Realität nicht 
günstiger als in Deutschland und auch die Job- erfüllt zu sein (vor allem die hohe Preiselastizität 
ChancenfürGeringqualifizierte stehen im Moment 
besser als in Deutschiand,doch die relative Betrof- 
fenheit (Arbeitslosenquote derfieringqualifizier- 
ten insVerhältnis gesetzt zur Arbeitsiosenquote 
Hochqualifizierter) ist inden USA undGroRbritan- 
nien ungünstiger, obwohl die höhere Lohndiffe- 
renzierunggenaudiesverhindernsoll.(vgl.Heise 
2003.5.55f.; Bosch 1998) Und in den skandinavi- 
schen Ländern i s t  nicht nurdie allgemeine Arbeits- 
marktlage besser als in Deutschland, auch die 
relative Betroffenheit der Geringqualifizierten 
sieht dort günstiger aus. 

der Nachfrage nach gering qualifizierten Dienst- 
leistungen i s t  höchst fraglich) und andererseits 
istausden bereitserwähnten Gründen keineswegs 
gesagt,dass möglicherweiseeintretendeVeriage- 
rungen von,Normalarbeitsplätzen'in den Subven- 
tionsbereich tatsächlichvon gering qualifizierten 
Arbeitnehmern besetzt werden. 

Eine wirkliche Verbesserung der Lage der Ge- 
ringqualifizierten wird sich nur einstellen, wenn 
sich die Arbeitsmarktlage insgesamt deutlich und 
nachhaltig verbessert. Das Jahr 2006 zeigt. dass 
dies bei ausreichendem Wirtschaftswachstum 
durchausgelingen kann.Und andere Länder-z.B. 
die USA und Großbritannien- beweisen,dass dies 
durch einen wachstumsorientierten makroöko- 
nomischen Policy-mixauch langfristig mögiich und 
selbst in Zeiten der Globalisierung durchaus auf 
nationaler Ebene wirtschaftspolitisch gesteuert 
werden kann.Deramerikanische Nobelpreisträger 
Bob Solow fragt verwundert (Solow ~OOO), wes- 
halbdeutscheökonomen und Politikerausschließ- 
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[ich auf die Angebotsseite - und das heißt letzt- 
endlich immer auf den Lohn -schauen. um die 
Arbeitslosigkeit zuerklären und zu bekämpfen.statt 
auch mal einen Gedanken dahingehend zu ver- 
schwenden,die Nachfrageseite zu stärken - Nied- 
riglohnkonzepte.egalobaIsLohnsubventionierung 
oder Kombi-Lohnmodelle, sind sicher nicht der 
richtigeWeg,umdem Problem derArbeitslosigkeit 
in Deutschland beizukommen.Undselbst dieüber- 
proportional hohe Arbeitslosigkeitvon Geringqua- 
iifizierten kann offensichtlich durch eineflächen- 
deckende Förderungdes Niedriglohn-Bereichs nicht 
wesentlich gemildert werden.Allenfallssollten eine 
Lohnsubventionierungals Unterstützung bestimm- 
ter Merkmalsträger (2.B. ältere oder körperlich 
beeinträchtige Menschen) eingesetzt werden - 
hierfür kennt das Sozialgesetzbuch (SGB) bereits 
heute hinreichend viele Möglichkeiten. 

R A r n e  Hcirc. irt Proferior f~rVoiklwirtrchaft~Iehhh an der uni ver^ 
$!tat ~ a r n b ~ , ~ .  

Literat", 
m Appeibaum. EiSrhettkat.  R.; Dar Fnde dervallbesihäRigungf Zur 
Wirtirhaitrentwiiklunein Induitrie1andern:in:wirtrihanrdienrt. H. 
S/i994. 

Bofinger,P..DietrM..Genden.s..Walwai.U:vorrangfur dar regulb- 
ieArbeitiverhältnii:EinKanreotfYrExirtenzriiherndeBerihäiti~une 
i m ~ i e d i i g i o h n b e r e i ~ h - ~ ~ t ~ C h t ~ n f ~ ~ d ~ ~ s ~ ~ h ~ ~ ~ ~ h ~ ~ i ~ i ~ t ~ ~ i ~ ; f ü ;  
Wirtrchan und Arbeit jSWMA1,Augurt ioo6Peter Bofinger i s t  von 
den Cewerkrrhaiten benannter Mitelird des ~achverrtändieeniat< ~ ~ 

~ -~ ~~~ 

Boich.C., Brauchen wir mehr Ungleichheit aufdem Arbeitsmarkt?: 
in: WS-Mitteilungen, Hi1igg8. 
Heire.A;Dreirt~Elitc.zurPolitirrhenökanamiederMadernirierung. 
Hamb"rg2oa3. 
I Srharpf, F.W..Von der Finanzierung der Arbeitrloiigkeit zur Sub- 
ventioniervng niedriger Erwerbreinkomrnen; in: Gewerkrihanliihe 
Manafrheite. H7iigg3. 

Srhneider,H.u.a.;Berihaftieunerooten~ialeenerdualen Förderuner- 
rtrategieim ~iedrig1ohnber~'h~~utarhtender lnrtitutr2urZuku~it 
der Arbeit [IZA) im Auitrag der Mlnirteriurni fur Arbet  und Sozialer. 
O~>lifikation und Teihnaloele des Lander NRW Bonn 200> 
I salow RM: unempioym~nt in the United State5 and in Eur0pe.A 
rontrarfaftherearonr.CtSifoWorkin~PaperrerieiNo23l.MÜnrhen 

Elmnr Altunier 
Dar Ende der Kapiralirmus, 
wie wir ihn kennen I 

S r ~ o g i " "  rur cinc ncuc 
I Poliril - Her.liiifor- I r ~ f l N ! s o u N o ~  dcrungcn an Gcwrk- 

rrh.ftrn und 
Wiriciiichaii 

. 2006 - 541 S. - E 29,90 
lSBN 3-89691-638-6 

Chriitoph Klz<tirh 
American Empire - 
Die Bürde des reichen Mannes? 



W W Im Fokus 

Im ersten Halbjahr stehen in vielen Bran- 
chen Tarifverhandlungen an. Neben der 

, Metall- und Elektroindustrie wird unter 
anderem auch in derTexti1- und Bekleidungsbran- 
che. in der Chemie- und Druckindustrie, im Bau- 
hauptgewerbe. im Einzel- sowie im Groß- und 
Außenhandel über steigende Löhne verhandelt 
werdenDieökonomischeAusgangslageistdabei 
so gut wie selten zuvor. Allen Indikatoren nach 
scheint die Konjunkturden DämpferderMehrwert- 
steuererhöhung weitgehend unbeschadet über- 
standenzu haben.Doch wirdangesichtsderguten 
ökonomischen Ausgangslage die Durchsetzung 
derTarifforderungein KinderspielfürdieGewerk- 
schaften? Die kommende Tarifbewegung wird 
deutlich machen.dassesweniger um Mathematik 
als auf die Mobilisierungsfähigkeit in den Beleg- 
schaften.dieAufstellung im Arbeitgeberlager und 
um die gesellschaftliche Begleitung ankommt. 
Dieser Beitrag soll die wirtschaftliche Lage ein- 

h t a  chr5tian~c~ schätzen und die Kernauseinandersetzung der 
kommenden Tarifbewegung ausleuchten. 

I Wachsende Wirtschaft - 
steigende Löhne? 

Richtung Aufschwung 

" 
Seit zoo5 kommt die Wirtschaft in Deutsch- 
land langsam wieder in Schwung. Im letz- 

Anmerkungen zur ten Jahrverging kaum ein Monat, in dem 
nicht eins der großen Wirtschaftsforschungsinsti- 

bevorstehenden Tarifrunde tute eine Anhebung der Wachstumsprognosen 
vermeldete. Die soziaiversicherungspflichtige Be- 

von  Kai Burmeister  schäftigung ist wiedergewachsen.Auch der DAX 
erreicht ungeahnteHöhen unddieGewinnespru- 
deln insbesondere beiGroßunternehmen.Ein Blick 
auf die Wachstumsbeiträge für das Jahr zoo6 
macht deutlich,dass die Konjunkturweiterhin vor 

W W  allemvom Exportgeschäftgetragen wird.Während 
der Außenhandel und damit auch die stark auf 
den Export ausgerichtete Metall- und Elektro- 
industrie boomen, hinkt weiterhin die binnenwirt- 
schaftliche Entwicklung hinterher. Der ernorme 
Überschuss von 162 Mrd.Euro in der Handelsbilanz 
unterstreichtdabeieinmal mehrdieenorme preis- 
lichewettbewerbsfähigkeit der hiesigen Wirtschaft 
undentzieht der Behauptungdes bedrohten Stand- 
orts einmal mehr den Boden. 
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Auch wenn die Binnenmarktschwäche weiter 
anhäIt,soist auch hierwiedereinegewisse Dyna- 
mikfestzustelien.Jüngst sind wiederanziehende 
Investitionen zu verzeichnen und der Bau t r ä g  
nach einemJahrzehnt der Krisewieder positivzum 
Wachstum bei.Verhaltenentwickelnsich hingegen 
immer nochdie privaten Konsumausgaben und der 
BeitragdesStaates istwiein denVorjahrengering. 
Eingebettet in eine sich positiventwickelndewelt- 
wirtschafi kann für das laufende Jahr und min- 
destens auch für 2008 von einer sich fortsetzen- 
den Wachstumsdynamik ausgegangen werden. 
Entscheidend wird sein,denTrend der realen Ein- 
kommensverluste bei der Mehrheit der privaten 
Haushalte umzukehren. Nur über steigende Löh- 
ne kann die Kaufkraft gestärkt.die Binnenmarkt- 
schwäche überwunden und derAufschwungauf 
eine breitere Basis gesellt werden. 

Die aktuell gute wirtschaftliche Lage wird die 
Chance auf Durchsetzung der Lohnforderungen 
in diesem Jahr sicher begünstigen. Ein Blick auf . . 
die vergangen Jahrzehnte zeigt das wenig über- 
raschende Ergebnis,wonach während einerwachs- 
tumsphase~ewerkschaftenes leichter hatten ihre 
Lohnforderungen auch durchzusetzen. 

Schwache Lohnentwicklung 
in den letzten Jahren 

Nüchtern ist festzustellen, dass in den 
letzten Jahren die Gewerkschaften Rück- 
schläge bei der Primärverteilung hinneh- 

men mussten. So gelang es nach einer neuen 

Drei Aspekte sind hierbei hervorzuheben: 
1. 

Die Lohnentwickiungin Deutschland nimmt einen 
in Europa nahezu einmaligen Sonderweg. Seit 
2001 sind in keinem anderen Land innerhalb der 
Eurozonedie Löhneso schwach gestiegen wie in 
Deutschland. in einem einheitlichen Währungs- 
raum bleibt dieZurückhaItungdergrößtenVolks- 
wirtschaft natürlich nicht ohne Folge für die an- 
deren Euro-LänderWährend dieLohnstückkosten 
hierzulande massiv gesunken sind, stehen die 
anderen Euro-Länderjetzt auch unter Druck über 
eine restriktive Lohnpolitik ihre Wettbewerbspo- 
sition halten zu können.Dieszeigt noch maideut- 
lich,wiewichtigdieverstärktegewerkschaftliche 
KoordinierungderTarifpolitiken in Europa ist. 

2. 

Die Ursachen für die insgesamt schwache Lohn- 
entwicklung sind vielfältig. Zwar unterliegen 
immer noch gut 70 Prozent der Beschäftigten in 
den alten Bundesländern und 54 Prozent der Be- 
schäftigten inden neuen BundesländernderTarif- 
bindung,dennoch dürfen die Erosionstendenzen 
in vielen Branchen und Regionen nicht übersehen 
werden.Auchdievieldiskutierten prekärennrbeits- 
verhältnisse hinterlassen Spuren. Hinzu kommt. 
dass die neue Realität der Shareholder-Kapitalis- 
mus hier konkret wird. Die enormen Renditean- 
Sprüche haben zu einer neuen Intensität der Ausein- 
andersetzungumdieverteilung in den Betrieben 
geführt.Noch nie wurdeso hohe Dividendenaus- 
geschüttet wie 2006. 

WSI-~ntersuchun~nurindreiderletzten i i~ahre .  Nahezu spiegelbildlich zur gespaltenen Konjunk- 
eineüberdensichausdergesamtwirtschaftlichen turistaucheineauseinanderiaufendeEntwicklung 
preis-und ~roduktivitätssteigerun~ener~ebenen bei den Löhnen festzustellen.~usammen~efass~ 
verteilungsneutralen Spielraum hinausgehende erging es den Beschäftigten in den exportorien- 
Tariflohnerhöhungdurchzusetzen.ln all den ande- tierten Branchen stets besserals imöffentlichen 
ren Jahren konnte dieser Spielraum nicht ausge- Dienst und im Einzelhandel.Der DiW-Wochenbe- 
nutztwerden.Die Folgewareine massive Umver- richt Nr.612007 beschreibtausführlich,dass hier- 
teilung zugunsten der Gewinn- und Vermögen- zulandeeinezunehmende Lohnspreizungfestzu- 
seinkommen.die die Beschäftigten in Form von stellen ist. 
Reaiiohnverlusten in ihren Geldbeuteln zu spüren 
bekamen. 
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Erfahrungen aus zoo6 O PLUS ist MUSS 

Im letztenJahrstelltedie lG Metall neben 
einer Erhöhungder Entgelteum 5 Prozent 
auch qualitative Tarifforderungen. So wur- 

denThemen wie Innovation und Qualifizierungs- 
rechte der Beschäftigten in die Gespräche einge- 
bracht. Insbesondere in den Kommentaren der 
Zeitungen erhielt die lG Metall für diese qualita- 
tiven Elementeviel Zuspruch. 

Nachdem gut 950.000 Kolleginnen und Kolle- 
gen durch Warnstreiksden Forderungen Nachdruck 
verliehen haben.wurdedasErgebniserzielt.dass 
dieLohn- und Gehaltstabellenabluni 2006dauer- 
haft um drei Prozent angehoben wurden und für 
diedrei vorangegangen Monate eine Einmalzah- 
lungvon~ioEurovereinbartwurde. Insgesamt hat 
die IGMetall sichverteilungspolitischdurchsetzen 
können und auch bei den Qualifizierungsrechten 
undderzur Berühmtheit gelangen.,Steinkühler- 
pause" konnten Erfolgeerzielt werden. Näher zu 
beachten sind die Einmalzahlungen, weil jeweils 
inden Betrieben übereine Abweichungder Einmal- 
Zahlung nach Oben wie nach Unten entschieden 
werden konnte. DiesemTeil desTarifabschlusses 
kommt im Arbeitgeberlager eine wichtige Funk- 
tion zu.Während sichdieVerhandlungsführerder 
Arbeitgeber intern für einen zu hohen Abschluss 
der Kritik ausgesetztsahen,sowurdedie Einmal- 
zahlungals Einstieg in eine stärker aufdie betrieb- 
lichen Belange OrientierteTarifpolitik insgesamt 
als symbolischer Erfolg gewertet. 

Die Erfahrungen mit diesem Differenzierungs- 
instrument zeigt.dass in derMehrzahl der Betrie- 
bedie3io Euroohne Diskussion überwiesen wor- 
den sind.Bei dengeringen Fällen der betrieblichen 
Abweichungen habendie Ausschläge nach Oben 
die nach Unten sogar leicht übertroffen. Der tat- 
sächliche Bedarf nach Differenzierung ist damit 
wohl doch nicht so groß.wiediesvon den Arbeit- 
geberverbänden immer behauptetwird.Dennoch 
ist in Vorbereitung auf die Verhandlungen zoo7 
dasThema nach dem M~tto~Lohnsteigerungen 
ja,aber als Einmalzahlung" wieder aufgetaucht. 

Die IG Metall hat Ende Februarfür die 3.4 
Millionen Beschäftigten der Branche eine 
Tarifforderungvon 6.5 Prozent aufgestellt. 

Darin drückt sich zum einen dieverbessertewirt- 
schaftslage und zum anderen die sehr guten Be- 
dingungen in den Metallunternehmen aus. Die 
Forderung ist durch den erweiterten verteilungs- 
neutralen Spielraum der Gesamtwirtschaft ge- 
deckt und fürdie Unternehmen finanzierbar. Die 
Metallindustrie profitiert insgesamt von einerstark 
steigendenProduktivitätundsinkendenLohnstück- 
kosten. Machten in der Mitte der iggoer Jahre 
Löhne und Gehälter noch knapp ein Viertel des 
Umsatzesaus,so befindet sichdie Lohnquoteseit- 
dem imsinkflug und hat 2006einen historischen 
Tiefststandvoni6,5 Prozenterreicht.Die Renditen 
sindindenletztenJahrenstarkgestiegen.Entsprech- 
end stelltdieTarifbewegungzoo7eineAuseinan- 
dersetzungum die BeteiIigungderArbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer am wirtschaftlichen 
Erfolgdar.Die Diskussion innerhalbder IG Metall 
um die Forderung hat deutlich gemacht,dass es 
in vielen Belegschaften derzeit eine sehr kämpfe- 
rischeStimmunggibt unddie Erwartungshaltung 
deutlich überdem des letzten Jahres liegt. Ange- 
sichtsdersehrguten Lageder Branche könnendie 
Metallarbeitgeber in diesem Jahr nicht das Lied 
,,jede Lohnerhöhungführt zu Arbeitsplatzverlusten" 
anstimmen.ln den Medien wird derzeit durch Ge- 
samtmetall versucht,die Haltelinie 'keine Übertra- 
gung des letzten Abschlusses einzuziehen.Auch 
dasThema Einmalzahlungen wird wieder stark 
gemacht. Es braucht keineausgeprägten Rechen- 
künste.um dieses Manöverzu enttarnen.Lohner- 
höhungen müssen dauerhaft tabellenwirksam 
~erden~andernfal ls kommt es in den Folgejahren 
zu Einkommenseinbußen. 

Zu beachten isteinan5tärkegewinnenderRich- 
tungsstreit im Lager der MetaIlarbeitgeber.Viele 
Arbeitgeber wissen noch um die ordnungspoliti- 
sche Funktion von Flächentarifverträgen,doch auch 
hierwirddiecruppederjenigen lauter,diesichaus 
dem Flächentarifvertragmit aller Kraftverabschie- 
den wollen. Diese Auseinandersetzung wird sicher 
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in der heißen Phase eine Zuspitzungerfahren.ln 
diesem Jahrwurden keinequalitativen Forderungen 
erhoben. Lässt sich daraus schließen,dass die IG 
Metall hinterden Stand desVorjahreszurückfällt 
und nur als ,,bloße Lohnmaschine" wirkt? Zwei 
Erklärungen sind anzuführen. Erstens wurden die 
letzten Monate durch die Auseinandersetzungen 
umdie Erhöhungdes Renteneintrittsalters bestimmt. 
Die IG Metall hat sich dabei darauf konzentriert, 
dieseAuseinandersetzungen mit dem Gesetzgeber 
auszutragen.Ob dennoch der gegenwärtige Kon- 
flikt umdie Rentemit 67unddieZukunftderAlters- 
teilzeit imVerlaufederTarifrunde Relemnzerhalten 
wird. ist zur Zeit noch nicht absehbar. Zweitens 
sinddieerreichten qualitativen Ergebnisse weiter- 
hinvorhanden undvor allemerfordertdie betrieb- 
liche Umsetzungviel Zeit und Engagement. 

Fazit 

Bei der bevorstehenden Tarifauseinander- 
setzung geht es verteilungspolitisch um 
eineTrendumkehr.Die Fehlentwicklungen 

dervergangenenJahregilt esdurch eine kräftige 
Entgelterhöhungzu korrigieren. Dabei geht es nicht 
um einen einmaligen kräftigen Schluck aus der 
Pulle. Im Sinne der europäischen Koordinierung 
mussdauerhaftderverteilungsneutrale Spielraum 
ausgenutztwerden,umdamitdiebinnenwirtschaft- 
IicheSchwäche überwindenzu können und Druck 
von den andere Euro-Ländern zu nehmen.ln Zeiten 
der Angriffe auf Kollektivregelungen ist jedeTarif- 
auseinandersetzunggleichzeitigimmerauchein 
Kampf um denTarifvertrag an sich. 

Weitergedacht geht es darum. dieTarifbewe- 
gungalsTeil der gesellschaftspolitischen Ausein- 
andersetzungmitzudenken.Sollenvon derguten 
Wirtschaftalge allein Shareholderoder auch die 
Arbeitnehmer profitieren. In diesem Sinne geht 
es zwar immer auch um Prozente.vor allem aber 
eeht es um eine Richtunesentscheidune hin zu 

Luciano Canfora: Eine kurze 
Geschichte der Demokratie 
Von Athen bls zur Europaschen Unon 

Hardcover, 404 Seiten, EUR 24.90 

In seinem epochalen Übeblick entwickelt Luciano 

Canforaeinen Begriiivon Demokratie, in dem d'nn ist, 

wasd'rauf steht: Demokratie nicht als Fassade 

oligarchischer Macht, sondern als Gleichheit und 

Volksherrschaft. Kein Wunder, daß ihn jenenicM 

lieben, diesich heute inder demokratischsten aller 

Wenen wähnen! Das Buch entspreche nichtden 

Normen ),westlicher Geschichtswissenschaft. - was 

immer dassein mag. Es machedie Großindustrie 

verantwortlich für Hitler, beschönige den Stalinismus 

und verunglimpfedie BRD unter Adenauerals 

revanchistisch undvon alten Nazisdurchsetzt. 

Kurzum: Einem deutschen Publikum nicht zuzumuten. 

So begründete ein großes Münchner Haus seine 

Weigerung, dieses Buch zuveroiientlichen. Nun liegt 

es trotzdem auch auf deutschvor, und werseinem 

eigenen Kopfvertrauen will, mag selbst beurteilen, 

wases mitderlei Nettigkeiten auisich hat. 



B Im Fokus 

Literaturschau 

vonToral f  Pusch, Reinhoid Rünker .. 
Bedingungsloses Grundeinkommen? 

Die Debatte hat indenzurück liegendenJahren 
in spw (und der Sozialdemokratie) kaum eine 
Rolle gespielt und wurde erst seit 2 0 0 5  wieder 
populär,weil es seitdem positive Diskussionsbei- 
träge hierzuv.a.aus Reihen der Grünen sowieder 
Linkspartei gibt. Einen ersten Zugriff auf die De- 
batte mi t  einem ablehnenden Fazit gibt ein Dis- 
kussionsbeitrag.den Reinhoid Rünkerfür die Par- 
lamentarische Linkeder SPD-Bundestagsfraktion 
erstellt hat. Der Text steht zum Download auf 
www.parlamentarische-iinke.de zur Verfügung. 
Eine gute Übersicht zur internationalen Diskus- 
sion bietet das Buch von YannickVanderborghtl 
PhillippeVan Parijs,EinGrundeinkommenfüralle? 
Von 2005, die deutschsprachige Diskussion hat 
quellenreich PhillipJacks in seiner Magisterarbeit 
,,Konzeptionelle Ansätze für allgemeine Grundsi- 
cherung" im August 2005 zusammengefasst. 

in Deutschland-neueWege.aIte Pfade.lrrweg?, 
an der neben Karin Jaerhling weitere Mitarbeite- 
rlnnendeslnstitut Arbeit undTechniksowieBruno 
Kaltenborn mitgearbeitet haben.Die Studiewurde 
in 2006veröffentlicht.ZumThema Mindestlöhne, 
das in diesem Heftschwerpunkt nur am Rande 
behandelt wird, hat ebenfalls die Friedrich-Ebert- 
Stiftungin 2006dieStudie,,Gesetzliche Mindest- 
löhne auch in Deutschlandl"von Gerhard Bosch 
und Claudia Weinkopf veröffentlicht.Verwiesen 
seian dieserStelleauch aufweitere Publikationen 
derAutorendes,,lnstitutsArbeit undTechnik".das 
inzwischen als,.lnstitut Arbeit und Qualifikation" 
indieUniversität Duisburg-Essen integriertwurde. 
Einen Vergleich der europäischen Mindestlohn- 
Systeme liefert übrigens das 2006 imVSA-Verlag 
erschienene Buch„Mindestlöhne in EuropaU.Daraus 
wurde ein BeitragvonThorsten Schulten,.Deutsch- 
land braucht einengesetzlichen Mindest1ohn"für 
die spw 149 entnommen. 

Kombi- und Mindestlöhne Löhne und makroökonomische 
in der Diskussion Entwicklung 

Die Debatte um Mindest- und Kombilöhne ist 
- im Vergleich zu der um ein bedingungsloses 
Grundeinkommen-in derspwein Dauerbrenner. 
Die Kontroverse um den SPD-Vorschlageines,.Bo- 
nus für Arbeit" haben wir erst jüngst in spw 153 

mi t  Beiträgen von Ulrich Walwei und Michael 
Schlechtgeführt.lmselben Heftfindetsichaußer- 
dem ein Beitrag von Wolgang Jüttner, der sich 
kritisch mi t  dem Vorschlag eines Investivlohns 
auseinander setzt. 

Im Auftragder Friedrich-Ebert-Stiftungwurde 
die Studie erstellt, in dessen Kontext der Beitrag 
von Karin Jaehling entstanden ist:,,Kombilöhne 

Zu den Zusammenhängen von Löhnen und 
makroökonomischer Entwicklung ist 2005 der 
Sammelband ..Löhne, Beschäftigung, Verteilung 
und Wachstum" beim Metropolis-Verlagerschie- 
nen. Er versammeit wissenschaftliche Beiträge 
mit einer keynesianischen Perspektive. Einegenau- 
ere Argumentation zum Zusammenhang von 
Niedriglöhnen und wirtschaftlicher Entwicklung 
von Arne Heise findet sich in seinem Beitrag in 
„Renaissance der Makroökonomik", erschienen 
1998 bei Metropolis.Außerdern sei hier auf die 
Schriften des polnischenökonomen Michal Kalecki 
vewiesen,dersich bereitsfrüh mit den Konsequen- 
zenderVollbeschäftigungauseinandersetzte. i 
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Kinderspiel Kapitalismus I 
-Wind of Change 1 

W W von Alexandra Kramm 
Fota: www.photacare.de. Fotograf: mentadirorder 

Meine Freundin hat eine Fernbeziehung. Das 
ist schon schwer. Er lebt in London,sie in Berlin. 
Früher haben die beiden sich selten gesehen. Doch 
dank der segensreichen Marktwirtschaft sind ge- 
meinsamewochenenden jetzt häufiger und preis- 
werter geworden. Die Billig-Flieger machen's mög- 
lich.Seitdem lebt die Beziehungauf. 

BisSigmarGabriel kam.Der kleineDickein 
der Regierung hat im erstenJahr seinerzeit 
als UmweltministerwenigWindgemacht. 

Jetzt geht er indievollen und wendet sich an das 
Gewissen derDeutschen.Werfliegt.soll das dabei 
in die Luft gepustete C02 durch einen freiwilligen 
Dboluswieder a~sgleichen~damit in den Entwick- 
lungsländern davon Klimaschutzprojekte finan- 
ziertwerden können.Oder noch besser.Am besten 
nicht mehr fliegen. Einfach Urlaub in deutschen 
Landen machen. Meine Freundin ist am Boden 
zerstört.Siesieht ihreBeziehunginGefahr.Gabriels 
moralischeKeule IastetschweraufihremGewissen. 
Sie hat kein Auto.sie benutzt Energiesparlampen 
undallestand-By-Funktionensind bei ihr bravaus- 
geschaltet. Sie lebt umweltbewusst. Dachte sie 
jedenfalls bisher.Jetzt weißsie,wie eng Luft und 
Liebe miteinander verbunden sind.Jetzt lässt sich 
ihre Schuld an derglobalen Erderwärmung nicht 
mehr leugnen.Warum eigentlich erst jetzt? 

An einem lauen Winterabend haben wir 
beieinem Glasschmackhaftenöko-Rotwein 
drei ,,nachhaltige" Argumente entdeckt, 

woraneswohl liegt.dassder lang bekannte Klima- 
wandel gerade jetzt den politisch korrekten Ver- 
haltenskodex buchstabiert: 

I. Jetzt aber ehrlich: Der lang ersehnte Klima- 
bericht der UN ist erschienen. Danach i s t  der Kli- 
mawandel nicht mehr aufzuhalten. Die Wissen- 
schaftler übertreffen sich selbst in hollywoodesken 
Katastrophenszenarien. Diesmal hat diewissen- 
Schaft wirklich Recht.Ganz ehrlich. 

~.PerrönllcheBetroffenheit:Schön warm war 
es diesen Winter. Das konnte jeder am eigenen 
Leibspüren.Ausdem Herbstwurdeeinvorzeitiger 
Frühling.dersichdurchdieersten Krokusse bereits 
EndeJanuarangekündigte.Das macht den Klima- 
wandelgreifbarund körperlich erfahrbarwasich 
anfassen kann. muss real sein. 

3. Mächtige Männer: Der eine wollte mal Prä- 
sidentwerden.Nachdem ihmdas nicht gelungen 
ist.möchteerdurch dieMacht der bewegten Bilder 
dieWeltverändern.Derandere hat mitdergroßen 
Koalition endlich wieder einen wichtigen Posten 
und will aus einem übergewichtigen Minister einen 
gewichtigen Kanzlerkandidaten machen. Beide 
sind sich einig,dass siedie Welt retten wollen.50 - 
tingelt Al Gore mi t  seinem Kinofilm (klimascho- 
nend per Zug?) durch die Lande,Matthias Machnig 
springt auf diesen Zug auf und platziert Sigmar 
Gabriel als moralischen Klima-Schaffner. 

AmSamstagfliegt meineFreundinwiedernach 
London.Billige Flugpreise und herzlicheSehnsucht 
habensie überzeugt,dassdas Flugzeugauch ohne 
sie Dreck macht. Und außerdem hat sie in ihrem 
Garten ein Apfelbäumchen gepflanzt ... 
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Jahreswirtschaftsbericht 

und Sachverständigenrat 

von Arne  Heise . . 

Im Jahre1963 wurdedas Gesetz über die 
Bildung eines Sachverständigenrates zur 
Begutachtungdergesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung (Kurz: SVR) verabschiedet - die Ge- 
burtsstunde der so genannten ,FünfWeisenl,die 
fortan jährlich im November ihrJahresgutachten 
veröffentlichen. Der SVR sollte,andersals etwa der 
amerikanische,Council of EconomicExperts',dem 
eherdiewissenschaftlichen Beiräte beim Bundes- 
wirtschafts- und Bundesfinanzministerium ent- 
sprechen, unabhängigen Sachverstand liefern, 
aberexplizit keine Empfehlungenfür bestimmte 
wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen 
aussprechen.lndem3Mitglieder mit,besonderen 
wirtschaftlichen Kenntnissen und volkswirtschaft- 
licher Erfahrung'($i,Ab~.2)von der Bundesregie- 
rung ausgewählt werden ohne in einer direkten 
Verbindung zu oder Abhängigkeit von ihr zu ste- 
hen,undjeein Mitglied aufvorschlag der Arbeit- 
geberverbände und der Gewerkschaften ausge- 
wähltwerden,ohnevon diesen abhängigzusein, 
glaubte man tatsächlich. das Problem der ,Neu- 
tralität'der,Fünf Weisen'gelöst zu haben. Unter 
den gegenwärtigen Ratsmitgliedern (s.Tabelle) 
befindet sich erstmals eine Frau,das aufvorschlag 

der Aroe tgeber ber~fen~RatsmirgI edtProf Franz, 
niar her~~t ivorner  oama s allera nes a .fVorscn ae " 
der Gewerkschaften (!) Mitglied des SVR. 

In der Realität spiegelt der SVR weitgehend 
den jeweiligen Mainstream der ökonomi- 
schen 2unftwider:LangeZeit war diesdie 

neoklassische Angebotstheorie, seit einiger Zeit 
in neukeynesianischemGewand.Dasarbeitgeber- 
nahe ~ a t s m i t ~ l i e d  fand sich dabei zumeist in 
freundlicher umgebungwieder und mussteselten 
durch ,Minderheitsvoten'Stellung beziehen, die 
gewerkschaftsnahen Ratsmitglieder hingegen 
rieben sich häufig genug gegen die konservative, 
neoliberale und arbeitgeberfreundliche Ratsmehr- 
heit auf und warfen gelegentlich vor Ablauf der 
5-jährigen Amtsperiode das Handtuch. Obwohl 
der SVRvorderAbfassungseiner Gutachten regel- 
mäßig neben Fachvertretern zu speziellenThemen 
auch mit Vertretern der Gewerkschaften und Ar- 
beitgeberverbänden solche Gruppierungen anhört, 
dietatsächlich Kontakt zur Realität derdeutschen 
Volkswirtschaft haben, lesen sich die Jahresgut- 
achten meist sehr akademisch und ohne allzu 
intime Kenntnis der realen Welt und deren Insti- 
tutionen. Dafür hat es sich der SVR seit seiner 
Gründung aber nicht nehmen lassen, gegen die 
ausdrückliche Festlegung im Gesetzestext klare 
und zumeist einseitige wirtschaffspolitische Hand- 
lungsempfehlungen auszusprechen: Steuersen- 
kungen,Arbeitsmarktderegulierungen.Haushalts- 
konsolidierungen. u.ä. aus der Kisten der Ange- 
botspolitik. Das jüngste Jahresgutachten 20061 
2007 (,Widerstreitende Interessen - ungenutzte 
Chancen') umfasst z.B. folgende Politikvorschlä- 
ge:Anhebung des Renteneintrittsalters; weitere 
Konsolidierungderöffentlichen Haushalteinsbe- 
sonderedurch Ausgabenkürzungen; gleichzeitige 
Senkung der Körperschaftssteuer mit deutlich 
höherer Netto-Entlastung als 5 Mrd. Euro Ände- 
rungdesKündigungsschutzes;Ausbauvon Kombi- 
Löhnen für Niedrigverdiener. 
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Prof. Bert Rürup (Vorsitzender) I In Uarmrlaol I l i d r 1 ~ ~ 1 r ~ e n s ~ h a f l I ~ r  
. - 

Prof Wo fgang b i  egdra 

Prof Pettr Bofinger 

Das Jahresgutachten des SVR mussjeweils 
bis zum 15. November eines Jahres vorge- 
legt werden-dies geschieht mittlerweile 

mi t  großem medialen Aufwand vor der Bundes- 
pressekonferenz in Bonn. Spätestens 8 Wochen 
danach -also noch vor Ende Januar - muss die 
Bundesregierung in ihrem Jahreswirtschaftsbe- 
richt (JWB) dazu Stellung nehmen und dem Bun- 
destag und Bundesrat zuleiten.Federführendfür 
die AbfassungdesJWB ist das Bundesministerium 
für Wirtschaft undTechnologie,das sich mi t  den 
anderen Fachressorts abstimmt. Laut Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz (StabC $ 2) von 1967 hat 
die Bundesregierung in diesem JWB unter Berück- 
sichtigungder Darlegungen im SVR-Jahresgutach- 
ten seine Projektion der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung und der angestrebten Zieledarzule- 
gen und daran angelehnt ihre Vorstellungen zur 
Wirtschafts- und Finanzpolitik des bevorstehen- 
den Jahres zu entwickeln. Dieeigentiiche Bedeu- 
tung des JWB liegt aber darin, den Einsatz der 
,keynesianischen' Instrumente der Globalsteue- 
rung, die das StabG geschaffen hat - also die 
Erhöhung bzw.Reduktion dergesamtwirtschaft- 
lichen Nachfrage-,begründen zu müssenrindern 
die Gefährdung der Ziele des so genannten ,ma- 
gischen Vierecks' (Preisstabilität, Vollbeschäfti- 
gung, angemessenes Wachstum, Außenwirt- 
schaftsgleichgewicht; vgl. StabG $ 1) aufgezeigt 
wird. Damit wird die Diskretionarität der interven- 
tionistischen Wirtschaftspolitikeingeschränkt und 
die ErwartungsbildungderWirtschaftsteilnehmer 
erleichtert. 

Prof.Wolfgang Franz 

Prof. Beatrice Weder di Mauro 

D A i n e  Heile, irt Proferrorfurvolkrwirtrrhanrlehreander univer 
ritat Harnbuig. 

Der SVRentstammt einer Zeit,als die Bun- 
desregierung ,neutrale' Argumentations- 
hilfe für eine Einkommenspolitik suchte, 

die unter Voilbeschäftigungsbedingungen we- 
sentlich als Lohnzurückhaltungsaufforderung 
buchstabiert wurde. Und der JWB erlangt seine 
eigentliche Aufgabeim Rahmen einerwirtschafts- 
politischen GrundhaItung,diemakroökonomisches 
Steuerungspotential akzeptiert und zurversteti- 
gungvon Erwartungen beitragen will.Beides hat 
sich seit den ig6oer Jahren gründlich geändert, 
weshalb auch der Sachverständigenrat und der 
Jahreswirtschaftsbericht in ihrer jetzigen Form 
unzeitgemäßsind.Die Konjunkturprognosefunk- 
tion des SVR können ohne Verlust die großen 
Wirtschaftsforschungsinstitute mit ihrer Herbst- 
Prognose (die nur unwesentlich vor dem Jahres- 
gutachten des SVR veröffentlicht wird) überneh- 
men,dievom Gesetzgebervorgesehene Analyse- 
pluralität und Meinungsneutralität konnte und 
wollte der SVR eh nieerfüllen und die bloße Dar- 
legungdergesamtwirtschaftlichen Einschätzung 
und dievon der Bundesregierung daraus abgelei- 
tetenwirtschafts-und Finanzpolitik bedarf keines 
Jahreswirtschaftsberichts.sondern wird ohnedies 
in den jährlichen Darlegungen zum Bundeshaus- 
halt geleistet.Allerdings wäreesdurchausvorstell- 
bar,den SVR und den JWB in allerdings veränder- 
ter Form in eine moderne, makroökonomische 
lnterventionspolitik (Economic Governance) zu 
integrieren (vgl. Hei5e.A.; New Politics.lntegrative 
Wirtschaftspolitikfürdaszi.Jahrhundert,Münster 
2ooi),dieeine Kooperation derwesentlichen ma- 
kroökonomischen AkteureaufCrundlageverbind- 
licher und allgemein akzeptierter Politikregel 
beinhaltet. 

Universität Mannheim 
und Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung 

Universität Mainz 

Arbeitsökonom 

Internat. Makroökonomin 
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Das Eva-Syndrom 

von Sonja Prof i t t l ich 

H H 

Mehr Gleichberechtigung wagen 

Als 1969 Willy Brandt die Sozialdemokratie in 
die Regierungsverantwortung führte, versprach 
erseinen Wählerlnnen,.,Mehr Demokratiewagen" 
zu wollen und ein„Kanzlerder inneren Reformen'' 
zu sein. Zeitgleich erlebte die Frauenbewegung 
einen erneuten Höhepunkt und so schien es nur 
natürlich und zeitgemäß,dieverändertenVorstel- 
lungen von der Rolle der Frau auch rechtlich zu 
fixieren.BundesjustizministerGerhardJahn brach- 

. . . . . . . . . . . te in kurzer ~o lg i~esetzes in i t ia t iven aufdenweg, 

Eva Herman hat ein neues Buch herausge- 
- geben,mit,.Liebesbriefen"zum Eva-Prinzip. 

SPD-Bundesgeschäftsführer Martin Gorholt 
wirbt auf der Sommeruniversität der Friedrich- 
Ebert-Stiftung dafür, junge Frauen in die Partei 
einzubinden,damit sie das Problem des Geburten- 
defizits ..gestalten". Die ARD quält uns mit einer 
endloslangen Reality-Reiheüberdie,,Bräuteschule 
1958" und BischofWalter Mixa wirftder Familien- 
politik der Großen Koalition vor, in bester DDR- 
Manier den Müttern und Eitern ihre Kinder ent- 
ziehen zu wollen. um sie der Aufzucht durch den 
Staatzu zuführenManfragt sichvordem Hinter- 
grund all dieser Äußerungen, warum ausgerech- 
net im Deutschland des 21.Jahrhunderts soviel 
Windgemachtwird um die Rolleder Frau,umein 
modernesVerständnis von Mutterschaft und letz- 
ten Endes um die Emanzipation an sich. 

die das ~hescheidun~srecht,das Sittlichkeitsstraf- 
recht und nicht zuletzt die Abtreibungsbestim- 
mungen des Paragraph 218 reformieren sollten. 
Die Folge dieser Reformvorhaben der sozial-libe- 
ralen Koalition war eine ÜberJahre hinweg wäh- 
rende.ernotional und hitzig geführte Debatte,in 
deren Kern immer die Frage nach der Rechtmäßig- 
keit von Emanzipation und der neuen Rolle Frau 
in der Gesellschaft stand. Die Reform des Schei- 
dungsrechts fand erst 1976 ihren Abschluss, die 
Reform der Abtreibung in der Formtwiesie damals 
gewünscht war,gelang bis heute nicht. Protago- 
nistin der Debatte war damals wie heute die 
katholische Kirche, die sich auch damals schon 
konsequentjeglichen notwendigenveränderungen 
verschloss. In den Siebzigerjahren fand übrigens 

~ ~ 

nicht der Begriff der ,,GebärmaschineW Verwen- 
dung, sondern der ungleich zynischerevom ..Ge- 
fäßcharakter der Frau". In einer Denkschrift der 
katholischen Kirche zur Reform des Abtreibungs- 
recht verstiegen sich dieverfasser zu der Aussage, 
dass der Frau ein Recht auf Abtreibung nicht zu- 
gestanden werden dürfe, da der Körper der Frau 
und das werdende Leben keine Einheit bildeten. 
So trage die Frau das werdende Leben zwar aus 
(„im Mutterschoße"). dieses Leben sei aber in 
jedem Fall als eigenständig zu betrachten und 
nicht alsTeildesKörpersder Frau (Stellungnahme 
des Kommissariats der deutschen Bischöfe zum 
Schutze des werdenden Lebens v.23.06.ig71). 

rpw zlb007 
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Immerhin sind wir heute dank Eva Herman 
einen Schritt weiter: Frau und ungeborenes Leben 
sindja irgendwiedocheineEinheit, bedenkt man 
die Tatsache, dass die Gebärfähigkeit und die 
Mutterrolleeinvon GottesGnaden erwirktes Ge- 
schenk an die Frau sind und es unsere letztend- 
liche Berufung und Erfüllung ist, Mutter zu sein. 

Die Debattendersiebzigerjahrewarenein 
Symptomdafür,dassdievoranschreitende 
Gleichberechtigung der Frau nicht von 

allenTeilen der Gesellschaft mitgetragen und lang- 
fristig internalisiert wurde. Die bundesrepubli- 
kanische Gesellschaft wurde in zweiTeile gespal- 
ten, den konservativ-beharrenden und den pro- 
gressiven. Zwar haben die grünen Bewegungen 
eingangs der Achtzigerjahre noch einmal einen 
Großteil dazu beigetragen,dieseVeränderungen 
gesamtgesellschaftlich zu implementieren - be- 
sonders als Reaktion auf diesogenanntegeistig- 
moralische Wende 1982-,doch die Folgen dieser 
Spaltung spüren wir bis heute. Wohl deswegen, 
weil die Selbstverständlichkeit dercleichberech- 
tigungvon Frau und MannTeileder Gesellschaft 
ÜberJahrzehnte hinweg nicht erreicht hat,müs- 
Sen Frauen heute die gleichen Gefechte immer 
wiederführen-undsichdiegleichenUnverschämt- 
heiten gefallen lassen. 

17 Subtile Vorwürfe 

rectness,sind die Identifizierung und Ausgrenzung 
vermeintlicher Sündenböcke (gerne genommen 
sind Migratlnnen) tabuisiert. Dennoch muss in 
Zeiten finanzieller Engpässe und schlechter Wirt- 
schaftslage etwasgetan werden. um den eigenen 
Status quo zu sichern. Die Ausgrenzung findet 
statt und einer der modernen Sündenböcke ist 
die Frau.Natürlich sagt niemand,der beiverstand 
ist. dass man die Frauen aus dem Arbeitsmarkt 
desintegrieren soll und an den heimischen Herd 
verfrachten muss, wosie Pudding kochend ihren 
Kindern liebevolle Liedchen singen (niemand au- 
ßer Eva Hermann und WalterMixa),weil dadurch 
der Druck aufden Arbeitsmarkt erleichtert würde. 
Aber wäre es nicht schön, wenn die Frauen alle 
wieder an den Herd gingen? Plötzlich hätten wir 
Vollbeschäftigung. Niemand sagt es so deutlich, 
dievorwürfesind subtilererNatur:vomweiblichen 
Gebärstreik wird geredet,von den Akademikerin- 
nen, die keine Kinder mehr bekommen und von 
den egoistischen Tendenzen einer Gesellschaft, 
die durch Individualisierung und Emanzipation 
nur noch die Interessen des oder der einzelnen 
kennt.UnsFrauen wird indiePflicht geredet.dass 
wir wieder Kinder kriegen müssen, um die nega- 
tiven Geburtszahien zu ändern und die sozialen 
Sicherungssysteme zu retten. 

, ,; .' 
Seymour M.  Lipset hat in den soer Jahren die 1- " 9: 

These vom ,,Extremismus des Mittelstands" ent- 
worfen. Der Begriff des Extremismus wurde hier 
alsGegenkonstrukt zum Pluralismus in einerlibe- 
ralen Gesellschaft konstruiert. Zwar bezog sich 
Lippset auf rechtsextreme und extremistische 
Tendenzen in einer Gesellschaft, doch hielt die 
Theorie Einzugin dieSoziologieals Konstrukt,um 
Ausgrenzungstendenzen zu erklären.SeineThese 
lautete, dass der Mittelstand, als Reaktion auf 
echte oder vermeintliche drohende oder vollzo- 
genegesellschaftliche Deklassierungzu radikalen H 

Ausgrenzungstendenzen einzelner Gruppen nei- 
gen könnte. Heute, im Zeitalter von political cor- 
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Den größten Unmut erregte Mixas Begriff 
von derweibiichen,,Gebärmaschine".Frau- 
en,diedurchdiestaatliche Familienpolitik 

quasi in die Doppelrolle aus Erbwerbstätige und 
Mutter geradezu genötigt würden, um das Ge- 
burtendefizit zu lösen, wären nichts anderes als 
eben solche Brutstätten.Sicher,Mixa hat andieser 
Stellevieles und wesentlichesverwechselt und sein 
Hauptargument,dass Frauen ja in dieser Doppel- 
rolle nur überfordert und daher in sie hineinge- 
zwungen sein könnten ist wahrscheinlich so alt 
wiedie Religionsgemeinschaftdie ervertritt.Auch 
Herman sprach jüngst von der ,,Überforderung 
der modernen Frau". Dennoch: man muss ihm 
zugute haIten,dasseretwasausspricht,was sich 
viele nicht zu sagen trauen. Er kritisiert zu Recht 
den Druck, der auf Frauen heutzutage ausgeübt 
wird, für die Rente, die Nettoreproduktionsrate 
oderzur Rettungdersozialen Sicherungssysteme 
doch bitte bitte endlich wieder zu gebären und 
sich nicht dieser Aufgabe zu verschließen. Nicht 
nur Mixa behandelt uns Frauen so,als wären wir 
lediglich Legehennen in einer Eierfabrik, auch 
wenn dieEmpörung überseine Aussagezu Recht 
groß ist. Nein, auch andere. Politikerlnnen. Feul- 
letionisten, Künstler und Stammtischschwätzer, 
sie alle tun so,als bestünde unser bester Beitrag 
für die Gesellschaft derzeit darin, doch wieder 
entzückende kleine Kindchen zu bekommen. 

Auch viele Frauen machen den neuen Mut- 
terkult willig mit. Uta Ranke-Heinemann, 
die katholische Theologien, konterte auf 

Mixa,dass2oooJahreweiblicherUnterdrückung 
den Frauen manchmal dasGehirn weich gekocht 
hätten.Natürlich sollen Frauen Mütter und Haus- 
frau sein dürfen - die Gesellschaft soll uns aber 
bitte mit ihrem mutterkultischen Still-Erfüliungs- 
Geschwätz verschonen. 

Fünf Gründe gegen den ,,Fertilitätsn- 
HYPe 

Diese ganze unsägliche Debatte könnte sich 
in Wohlgefallen auflösen,wenn endlich einmal der 
Mut  vorhanden wäre, einige grundlegende Tat- 
sachen zu begreifen: 

1. 

Gebärverhalten hat nichtsmit dem Portemonnaie 
zu tun.Der,,GebärstreikM i s t  eine Lebensentschei- 
dung und nichts und niemand kann das ändern, 
außer der und dem Betroffenen selbst. 

2. 

Familienpolitik,Eiterngeld,U3-Betreuung undail 
das sindwichtige Schritte in der Politik,die hiergar 
nicht klein geredet werden sollen. Noch nie war 
in Deutschland soviel Einigkeit darüber, dass es 
jungen Menschen heuteerleichtertwerden muss, 
Familieund Berufzuvereinbaren.Genaudaswird 
man erreichen unddasist gut so.Mehr Fertilitäts- 
willigkeit,oder wie immer man das nennen mag, 
wird man damit nicht erreichen. Das sind zwei 
völlig verschiedene Dinge. 

3. 
DiesozialenSicherungssystemesind nichtdadurch 
zu retten, dass Frauen jetzt werfen wie verrückt. 
Bis meine Kinder in die sozialen Sicherungssyste- 
meein~ahlen~vergehen durchschnittlich 2sJahre. 
Und bisdahin kosten sieersteinmal viel Geld.Wir 
brauchen nicht mehr Kinder, wir brauchen ein 
neues Sozialstaatskonzept! Eine steuerfinanzierte 
Krankenversorgungoder Rentenversicherung leis- 
ten an dieser Stelle mehr als tausend Kinder. 

4. 
Kinder,dieein Ergebnisderneuen Politiksind,also 
in der U3-.üMi-, KiTa- oder sonstigen Betreuung 
landen, kostendenStaatauchGeldi Und zwareine 
Menge bissie25 sind und anfangeneinzuzahlen. 
UndwenndieGesellschaftdaswiil,solltesie bereit 
sein,diesen Preiszu zahlen,statt Frauen ein schlech- 
tes Gewissen einzureden. 
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5. 
Deutschland zählt zu den dicht besiedeltsten 
Ländern derWelt.Meine Urgroßmutter hatte eine 
ganze Horde Kinder und diese Kinder sitzen jetzt 
am dicken Ende der Alterspyramide. Was wäre 
passiert, wenn wir Frauen weiterhin 4. 6 gar 8 
Kinder bekommen hätten? Wo sollen die alle le- 
ben?Vielleicht erleben wir nun nur eine Norma- 
lisierungder Aiterspyramide,in zwei Generationen 
wird sich dieVerteilung zwischenjung und alt wie- 
der einpendeln. Übrigens kriegen wir 80 Prozent 
unseres Salats aus Spanien. wo mittlerweile das 
Grundwasser versandet, weil der Salat nicht nur 
bewässert wird, sondern zu einem Großteil aus 
Wasser besteht,dass dann aber nicht in Spanien. 
sondern hierverzehrt und in den Wasserkreislauf 
zurückeeführt wird.Wir haben hier nämlich nicht 
mehr genug landwirtschaftlich nutzbare Fläche, 
weil es ziemlich viele Deutsche gibt.Alles Dinge, 
dieeszu bedenken gilt angesichtsder manchmal 
fast marktschreierischen Forderungen nach mehr 
Kindern. 

Mixa und Herman sind sich jedenfalls in 
einer Sacheeinig. Dasswir Frauen ausder 
Natur unseres Körpers heraus gebären 

können führt dazu,dass wir alleeinfach perfekte 
Mütter sind und unsereKindervon unsviel besser 
erzogen und betreut werden können alsvon Men- 
schen, die das Erziehen und Bilden von Kindern 
eigensgelernt haben.Wiederetwas,das wir Frau- 
en uns seit über zweitausend Jahren hinweg be- 
ständig anhören dürfen: wir hätten doch unsere 
natürlich gottgebene Aufgabe schon durch die 
Gnadegefunden,ein Kind austragen zu dürfen.Und 
während die Frauen geboren und gestillt haben. 
habendieMänner gestaltet und geschaffen.Auch 
hierfür gab es die Legimitation qua„Wissenschaft 
von der NaturdesMenschen"gleich mit:derMann 
habe nun einmal ein größeres Gehirn.weswegen 
er mit höherengeistigen und intellektuellen Fähig- 
keiten gesegnet sei.Zum Glück haben wir diesen 
Unsinn längst überlebt und bekommen nun von 
jungen Mädchen und Frauen vorgelebt, wie viel 
Frauen lernen und denken können,wenn man sie 
nur lässt. 

O Männer, en tspannt  Euch! 

Natürlich sind alldieMixasund Hermansgroß- 
artige Angriffsflächen. Sie sind aber nur der ex- 
treme Pol einer Debatte,auf deren Zwischentöne 
niemand achtet. obwohl sie doch ungleich ge- 
fährlicher sind. Der Feminismus ist da zu vertei- 
digen, wo er subtiler angegriffen wird - in der 
Gleichstellungsdebatte,die sich auf ihre Fahnen 
geschrieben hat, die heutzutage so unsäglich 
benachteiligten Männer den Frauen wieder gleich- 
zustellen. Man möge sie mir bitte zeigen, diese 
vielen benachteiligten Männer und dann kann 
man ihnen sagen,dass nach 3oJahren Befreiung 
aus zoo0 Jahren weiblicher Unterdrückung die 
Lagesoschlimm nicht sein kann. 

FofoVChilrtian Kiel 

Frauen sind indieserGesellschaft nicht gleich- 
berechtigt: wir verdienen weniger, wir haben 
zwischen 27 und 35 Jahren schlechtere Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt und es gibt nach wie vor 
weiblich dominierteBerufsfelder im Niedriglohn- 
Sektor und im Bereich der ,.Zuarbeitsbetätigun- 
gen" (Arzthelferinnen. Sekretärinnen usw.). Hin- 
gegen haben wir uns die Spitze der Gesellschaft 
nicht erschlossen. nur einige bestimmte Frauen 
haben sich in männlich dominierten Sektoren 
wie Management.Hochschule und Politikdurch- 
gesetzt. Die SPD mag hierein gutes Beispiel sein, 
man mag sich nur den Fall Andrea Nahles vor 
Augen führen. die den berechtigten Anspruch 
formulierte, den eine Spitzenposition der Partei- 
hierarchie durch eine Frau zu besetzten. 

b 
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Schade ist auch. dass wir nur über be- 
stimmte Rollen reden: die Mutterrolle, 
manchmal noch die Frauenrolle. Einen 

sinnvollen Ansatz, moderne Männerrollen und 
Männlichkeit zu definieren, hier auch den Män- 
nern ein wichtiges Podium zur Artikulation ihres 
Selbstverständnisses und ihrervöllig berechtigten 
Eigeninteressen zu bieten, finden aber weder 
Politik noch Gesellschaft. Dabei wäre das drin- 
gend notwendig. Wenn sich die Männer mehr 
entspannen dürfen, können das vielleicht auch 
die Frauen wieder tun. 

P.S.: Der Rote Salon der Juso-Frauen in Bonn 
erhielt das Angebot von Eva Herrnans Verlag, ei- 
nen vom Salon verfassten Leserbrief zumvorab- 
druck der,.Thesenm des Eva-Prinzips im Magazin 
der CICERO in Hermans neuem Buch:,,Liebe Eva 
Herman - Briefe an die Autorin des Eva-Prinzips" 
abzudrucken.DerErlös dieses Buchsgeht an den 
Verein ,,Familie ist Zukunft" gehen (wwwfamilie- 
ist-zukunft.de). der mi t  einer Mischung aus ab- 
sonderlichen Thesen für sein anachronistisches 
Gesellschaftsbild wirbt. Der Rote Salon hat von 
einer Abdruckgenehmigung für den Brief abge- 
sehen. Der ganze Vorgang ist einzusehen unter: 
www.jusos-bonn.de/newslEval 

(3 Sonja Profittlich. promoviert derzeit zur Refarmpol!tik der sozial- 
liberalen Koalifioni969 bis i97q.und lebt in Bann. 
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P> Die wundersame 
Entdeckung 

der neuen 

Unterschichten" 

von Horst Heirnann 

Selten hat ein einziges Wort eine so inten- 
sive öffentliche Debatte ausgelöst wie 
,.Unterschichten-ProblemU,aufdasderSPD- 

Vorsitzende Kurt Beck in einem viel zitierten In- 
te~iewAnfangOktober2006 hingewiesen hatte. 
Zunächst ging es um eherobeflächliche Aspekte 
des Problems: Was wollte uns Kurt Beck damit 
sage? Darf man das Wort,.Unterschicht" ausspre- 
chen und schreiben? Führende Politiker,wie 2.B. 
FranzMünteferingundVolker Kauder,verneinten 
die Fragevehement.Doch in allen Medien wurde 
intensiv über,.Unterschicht" und,,Armut"disku- 
tiert. Nur einige Beispiele aus Medien, die nicht 
des,.Linkspopulismus"verdächtigsind:DieWochen- 
Zeitung Die ZEIT behandelte das neueThema am 
ig.Oktober 2006 unterdemTitel:.,Reden überdie 
Unbenennbaren-ManchePolitikerwagenesnicht 
einmal,von einer Unterschicht zu sprechen-Doch 
dasThema ist wichtig: Fünf bis sechs Millionen 
Menschen haben sich aufgegeben." 

Auch wer die Debatte in den Medien nur spo- 
radisch verfolgt hat. kann zu dem eindeutigen 
Fazit gelangen: Sowohl die Tabu-Wörter ,,Unter- 
schicht" und ,,Armut" als auch die ernsten sozia- 
len Probleme,diedieseWörter benennen.sind im 
Bewusstsein vieler Menschen angekommen. Und 
die Debatte über neue Unterschicht und neue 
Armut in unserer gesellschaftlichen Wirklichkeit 

(objektiver Faktor) und diedamitverbundenewach- 
sende Unzufriedenheit mit Politik, Parteien und 
Politikern im politischen Bewusstsein der Men- 
schen (subjektiver Faktor),geht weiter- mit offe- - 
nem Ausgang. 

U Analyse einiger Ergebnisse 
der FES-Studie „Gesellschaft im 
Reformprozess" 

Die Auslösung einer intensiven Debatte über 
neue Unterschicht und Armutwarkeineswegsdas 
erklärte Ziel der von Infratest im Auftrag der FES 
durchgeführten Erhebung. Esgingdabei nicht um 
eine empirische Analyse der objektiven Sozial- 
struktur, ,,vielmehr zielte die Befragung darauf, 
herauszufinden,welcheWertepräferenzen in der 
Bevölkerungvorliegen und welcheZuordnungen 
zu 'politischenTypen'diesePräferenzen erlauben." 
Aus den ,,politischen Wertevorstellungen und 
Einstellungen"(aIsovom.,subjektiven Faktorr'des 
politischen Bewusstseins)der Befragten wurden 
g,,PolitischeTypenU abgeleitet und als,,neue poli- 
tische Milieus" unterschieden. Dieausden subjek- 
tiven .,politischen Wertevorstellungen und Einstel- 
lungen" abgeleiteten neun .,Politischen Typen" 
wurden objektiven sozialstrukturellen Schichten 
nach dem Modell „Unter- Mittel- und Oberschicht" 

b 
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zugeordnet. (vgl. Mikfeld 2006) Die Berücksichti- 
gungdersubjektiven Wertevorsteilungerlaubtaber 
eine sinnvolle Binnendifferenzierung innerhalb 
der drei objektiven Schichten. 

Dargestellt werden in derStudie nicht nurdie 
unterschiedlichen Wertevorstellungen der neun 
,.Politischen Typen", sondern auch die über alle 
Grenzen der Milieus hinausreichenden vorherr- 
schenden .,politischen Wertevorstellungen und 
Einstellungen". Angesichts der Verstärkung der 
objektiven sozialen Unterschiede ist eine in der 
Gesamtgesellschaft festgestellte „breite Werte- 
Übereinstimmung der Bevölkerung" durchaus 
überraschend: 

Soziale Gerecht igkei t  
als de r  „oberste Wer t "  

Soziale Gerechtigkeit ist für 83% der Bevölke- 

- rung ,.sehr wichtig" (56%) bzw. ,.wichtigw (27%). 
Ähnlich wichtig ist für 81% (58%, bzw. 23%) die 
.,Gleichberechtigungvon Mann und FrauC'undfür 
79% (48, bzw.p%) die,,Verantwortung gegenüber 
kommenden Generationen". 

Zunächst sahesfast nur nacheiner,,seman- 
tischen" Bereicherung der Debatte über 
dasvon Kurt Beckerwähnte,,Unterschich- 

ten-Problem"aus. Denn wer dasTabu-Wort .,Un- 
terschicht" nicht aussprechen wollte, konntesich 
nun mi t  dem Synonym „Abgehängtes Prekariat" 
an der Debatte beteiligen. Der innovative Begriff 
,.Abgehängtes Prekariat" (vgl. auch Brinkmannl 
DörrelRöbenack200~) benannteeinerseitsdurch- 
aus ein gravierendes soziales Problem, das aber 
andererseitsabgemiidert wird,weilesja nureine 
kleine Minderheit von 8% betrifFt: Nach einem 
sozialen Abstiegfühlen siesich,,abgehängt",sind 
resigniert und haben keine Hoffnungaufsozialen 
Aufstieg.Dochdie kleinezahlvon nur 8%enthält 
auch den alarmierenden Hinweis auf ein großes 
Problem der deutschen Einheit: Denn zu dieser 
neuen Unterschicht gehören im Westen nur 4%. 
im Osten aber 25%,alsojedervierte Erwachsene 

in den neuen Bundesländern.Das heißt:Jetztdrif- 
tet auseinander,waszusammengehört.Die immer 
wieder angesprochenen Zukunfisängste und das 
schwindende Vertrauen in Politik und Politiker 
beziehen sich eben aufdie Mehrheit der Bevölke- 
rung,auchauf,,dieMitte",inderangeblichWahlen 
gewonnen werden: ,.63 Prozent machen die ge- 
sellschaftlichenVeränderungen Angst-44Prozent 
fühlen sich vom Staat allein gelassen". (5.4) ,.5g 
Prozentgebenan,sich derzeitfinanzielieinschrän- 
ken zu müssen - 49 Prozent befürchten, ihren 
Lebensstandard nicht halten zu können". (5.5) 
„6i Prozent meinen,esgibt keineMitte mehrInur 
noch Oben und Unten - 39 Prozent fürchten, im 
Alter aufSozialhilfe angewiesen zu sein-14Prozent 
sehen sich in jeder Hinsicht als Verlierer ... und 
gesellschaftlich ins Abseits abgeschoben". (5.7) 

Diese kritische Beurteilung hat natürlich Folgen 
für das politische Bewusstsein: ..56 Prozent mei- 
nen. 'egal"welche Partei man wählträndern tut  
sich doch nichts' und 68 Prozent,Politiker kümmern 
sich zu wenig um die Sorgen der Bürger'." (5.10) 

Abst iegsängste s ta t t  Hoffnung 

Für die Zukunft des Sozialstaates und der De- 
mokratie, aber auch die Mehrheitsfähigkeit der 
SPD, sind zwei widersprüchliche Aspekte im poli- 
tischen Bewusstsein derdrei Unterschichten und 
der ersten Mittelschicht (insgesamt 42% derWahl- 
berechtigten,in Ostdeutschland jedoch mit 58% 
die Mehrheit) besonders bedeutsam: In diesen 
Schichten hatte die SPDdie meisten Stammwäh- 
ler. Die eigene soziale Lage macht sie zu interes- 
sierten Anhängern des Sozialstaats. In Überein- 
stimmung mit demGodesberger und dem Berliner 
Programm der SPD und der christlichen Soziaileh- 
re befürworten sie den regulierenden Staat. der 
dem Gemeinwohlverpflichtet ist und diesoziale 
Absicherung garantiert. Sowohl wegen ihrer ob- 
jektiven sozialen Lage als auch wegen ihrer sub- 
jektiven politischen Überzeugungen sind sie ein 
Potenzial fürdie StärkungderSozialen Demokratie, 
und damit im PrinzipderSPD.aberauch derchrist- 
lichen Minderheit inCDU/CSU.Doch andererseits, 
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bedingt durch ihre unbefriedigendeLage und die 
Angst vor sozialem Abstieg, entwickeln sich bei 
ihnen auch,,autoritär-ethnozentristischeVorstel- 
lungen".sodass sie zum latenten Wählerpotenzial 
rechtsextremistischer Parteien werden können. 

Vor i o o  Jahren war die soziale Lage der 
Unterschichten,oderderArbeiterklasse, in 
Deutschlandgewiss nicht besserals heute. 

Aberderaus ldeengespeisteZukunftsoptimismus 
der sozialistischen Arbeiterbewegung (.,Heil aus 
dem dunklen Vergangnen, leuchtet die Zukunft 
hervor!"),aberauchdieauschristlicherNächsten- 
liebe gespeiste katholische Arbeiterbewegung, 
wirkten sinnstiftend,motivierend und mobilisie- 
rend auf die,,Erniedrigten und Beleidigten".akti- 
vierender als ein ,,aktivierender" Sozialstaat. Doch 
in der ,,modernen3 Gesellschaft. in der nur das 
gesellschaftlicheSeindas Bewusstsein bestimmt, 
wurde der aus Ideen gespeiste Zukunftsoptimis- 
musdurch einen dumpfenZukunftspessimismus 
abgelöst, der demotivierend wirkt und passiv- 
resignativ macht, 

Ein neuer sozialer Aufbruch? 

Neu sind nicht die Daten der FES-Studie. neu 
ist nicht daswissen um neue Armut undZukunfts- 
ängste,neu und überraschend ist diedramatische 
Aufmerksamkeit. die diese Daten seit Oktober 
2006 erregten und die intensive Debatte über 
diesesThema:Um zu wissen.dassauch in Deutsch- 
land seit mehr als 2 0  Jahren die Kluft zwischen 
Reich und Arm tieferwird unddieZukunftsängste 
wachsen, brauchte man nicht einmal die Fachli- 
teratur der Armutsforscher oder die „Reichtums- 
und Armutsberichte" der Bundesregierung zu 
studieren. Darüber konnte sich jeder in den ganz 
normalen Massenmedien informieren, die regel- 
mäßig über die bedrohliche soziale Entwicklung 
berichteten. 

Vor Ausbruch der,,Unterschichten und Ar- 
mutsdebatte" imOktoberzoo6,am~o.Juli 
2006 Z. B. informierte die Wochenzeitung 

DieZElTausführlich über Forschungsergebnisse 
des Deutschen lnstitutsfürWirtschaftsforschung 
(DIW) in Beriin:,,Die Reichen sind reichergeworden. 
die Armen sind mehr geworden. ... Die Ungleich- 
heit (ist) heute größer als i n  den vergangenen 
20 Jahren und ... der Anteil der armen Haushalte 
(nimmt stark zu)", und zwar:,.Der Anteil der Haus- 
halte mit weniger als 60%des Durchschnittsein- 
kommens" ist von 12,696 im Jahre 1998 angestie- 
gen auf 17.3% im Jahre 2005. Nicht nurdiezahl 
derArmen hatzugenommen,vielesindauch noch 
ärmer geworden.Und während früherein Drittel 
der Armen ,.nach zwei Jahren den Sprung über 
die Armutsgrenzewiedergeschafft" hatte, hat in 
den vergangenen Jahren der..Anteil mit dauernder 
Armutserfahrung" zugenommen. 

Dadiese Daten und Fakten jahrzehntelangvon 
den meisten Menschen nur passiv zur Kenntnis 
genommen wurden.ist die Feststellung desSPD- 
Generalsekretärs Hubertus Heil durchaus zutref- 
fend: ,,Was alle Menschen seit Jahren in ihrem 
Alltagerleben und was auch für Wissenschaftler 
nicht neu ist, steht nun im Mittelpunkt der politi- 
schen Diskussion."(F.R.,zi.i0.2006) Das,wasjetzt 
im Mittelpunkt der politischen Diskussion steht. 
ist eine gesellschafiliche Entwicklung.die gegen 
den Wert der sozialen Gerechtigkeit verstößt. Da - 
83% der Menschen die soziale Gerechtigkeit für 
den wichtigsten Wert halten.dürften sieais Ergeb- 
nisder Diskussion,,einen neuen sozialen Aufbruch" 
wünschen, den auch Hubertus Heil einforderte. 
(F R. a. a. 0.) 

K+ HorrtHeimmn,Yorrtandimitglrdder HorhrchuliniiaUveDema- 
kratirrher Sozialiimui, lebt in Dartmund. 
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- 
Es ist offenbar nicht der Beruf der Bundes- 
vorsitzenden der SPD, gültig Grundsätz- 
liches zu formulieren, sondern eher den 

Populismus zu bedienen. Während der Interims- 
vorsitzende Franz Müntefering kapitalistische 
Heuschrecken anprangerte. hat es der derzeitige 
Vorsitzende mit den Arbeitsscheuen aus der Un- 
-terschicht. Populismus soll die Zustimmung zur 

- Parteierhöhen,aber Populismus wirkt dann auch 
indie Partei hinein.Dasdarfabernichtsein,wenn 
die SPD glaubwürdig und grundsätzlich werden 
soll, um  bei der linken Konkurrenz Meinungsfüh- 
rerschaft beanspruchen zu können. Der Begriff 
..Kapitalismus" birgt eine Denkrichtung,diesicher 
auch die Beck'sche Unterschicht in Beziehung 
bringen kann,von den kapitalistischen Heuschre- 
cken ganz zu schweigen. Will man von solchen 
gesellschaftlichen Aspekten ab~trahieren~tätees 
auch der Begriff,,freie Marktwirtschaft",derohne 
Systemanalyseauskommt.Will man dieökonomi- 
schen Aussichtenohne historisch-IogischeZusam- 
menhängeerörtern,dann reichtdieser reduzierte 
Denkraumvöllig ausund eignetsich hervorragend 
für Populismus. Für eine Programmpartei wie die 
SPD, die immerhin auch eine intellektuelle Tradi- 

Den Kapitalismus auf 

den Begriff gebracht? 

Anmerkungen zu Björn Böhning 

in spw 151 

von Manfred Boettcher 

t ion des Marxismus hat, sollte sich eine so redu- 
zierteWirtschaftsbetrachtungeigentlich verbieten! 
Zu meiner Freude fand ich in dieser Zeitschrift 
einen Artikel des derzeitigen Juso-Bundesvorsit- 
zenden Björn Böhning mit dem Titel. ,.Die SPD 
braucht einemoderneKapitalismuskritik"(Impulse 
für ein neues SPD-Grundsatzprogramm)",denn 
adäquate Kapitalismusanalyse und -kritik i s t  für 
eine Programmdebatte notwendig. 

Zu meiner Enttäuschungverwirrt dieser Artikel 
mehr, als dass er erhellt. Dennoch bin ich Björn 
BöhningdankbarfürdasStichwortl Erstellt,,zwei 
Irrtümer" gegenüber: ..Erster Irrtum: Die Staats- 
gläubigkeit der moralischen Linken" und: „Der 
zweite Irrtum: Die Staatsferne der Sozialtechno- 
kraten".Als Lösungfür die beiden Irrtümer trägt 
Böhning folgende Gedanken vor: Sowohl dieje- 
nigen,die den Markt moralisch zu Gunsten des 
Staateszurückdrängen wollen.alsauchdiejenigen, 
die den Staat auf seine fiskalischen Aufgaben 
reduzieren,führendieSPDnicht weiter Diesozial- 
demokratie muss weiterhin den Anspruch hegen. 
Wirtschaft undGesellschaft,ja den Kapitalismus. 
nachdenGrundwertenvon Freiheit,Gerechtigkeit 
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und Solidarität (aktiv!) zu gestalten. Dieser Ge- 
staltungswille findet seinen Ausdruck in einer 
offensiven Reformpolitik und engagiertem staat- 
lichen Handeln,gerade auch in Europa. Deshalb 
braucht die SPD eine wirklicheVorstellung darü- 
ber, wie ein globaler, sozialer Ordnungsrahmen 
aussehen kann." 

Zu einer solchen Sonntagsreden-Kompro- 
missformel kommt man nur,wenn mandie 
beiden Pole-Staatsgläubigkeit der Mora- 

listen bzw. Staatsferne der Technokraten - nicht 
hinterfragt, d.h. eine Kapitalismusanalyse unter- 
lässt. Der brutale Frühkapitalismus wurde durch 
technologischeVeränderungen von einer (zumin- 
dest vordergründig) ..sanfterenm Phase des Kapita- 
lismus,dem sogenannten Fordismus (Autos kön- 
nen keine Autos kaufen) abgelöst. Das bedeutete 
aber nicht. dass der Kapitalismus plötzlich men- 
schenfreundlich wurde. Das formale Prinzip der 
Konkurrenz und der Profitmaximierung blieb er- 
halten. Allerdings waren jetzt die (Fließband). 
Arbeiterinnen und -Arbeiter in einer guten Posi- 
tion der Knappheit und konnten Bedingungen 
aushandeln. Da das keynesianische Prinzipauch 
noch versprach. die großen Wirtschaftskrisen 
abzumildern. der Kapitalismus vordergründig 
gezähmt schien. waren kapitalismuskritische 
Positionen nicht mehrgefragt. Das Godesberger 
Programm.das das marxistische Vorgänger-Pro- 
gramm ablöste und aus einer..Klassenkampfpar- 
tei"eine.,soziale Moralpartei" machte, i s t  ein Aus- 
druckfürdiese Entwicklung.Aus,,Klassenkampf" 
wurde..Sozialpartnerschafi". Der Staat als ideeller 
Gesamtkapitalist fungiertealsofordistisch-keyne- 
sianisch,d.h. es wurden einige Pflöcke für das so- 
zialeNetzeingerammt.DassdieSozialdemokratie 
in der fordistischen Nachkriegsära einige soziale 
Errungenschaften durchgesetzt hatten, steht au- 
ßer Frage. Wenn es soetwas wiedie,.Staatsgläu- 
bigkeit dermoralischen Linken"gibt,dannstammt 
sieausdem Missverständnisderfordististisch-key- 
nesianistischen Ära. Missverständnis deswegen, 
weil inder hochfordistischen Zeit nachdem Zwei- 
tenweltkrieg, keineraufdie Idee kam,dasseinmal 
ihreVoraussetzungen wegbrechen könnten. 

In der Zwischenzeit haben wir eine mikro- 
elektronische Revolution bei der Entwick- 
lung der Produktivkräfte erlebt, was be- 

deutet, dass das Wirtschaftswachstum durch 
Automatisierung nicht mehr, sondern weniger 
Arbeitskräfte erfordert und damit die komfortable 
StellungderArbeiteruntergraben wurde.Eswur- 
dedurchdiesen lnnovationsschubauch eine Echt- 
zeit-Globalisierung möglich. Durch die super- 
schnelleKommunikation undTransportkostenzu 
Discountbedingungen sind Verlagerungen von 
Industriezweigen keine unüberwindlichen Hürden 
mehr. Beschleunigend wirken dabei die transna- 
tionalen Wirtschaftsabkommen derWTO bzw.der 
Handelsunion ,.EU" (die faktisch keine politische 
Union ist!). Unter diesen neuen Bedingungen ist 
das Entstehen einer politischen Position der.,So- 
zialtechnokraten",diemit„marktwirtschaftlichen 
Elementen"dassozialeNetz,,zeitgemäß" ausdün- 
nen wollen, nachvollziehbar, wenn auch nicht 
wünschenswert! Dieaktuellen politischen Akteu- 
re,auch aus unseren Reihen.nennen den Abbau 
des Sozialstaates ..Umbau". Der Staat. dessen 
..Nationalökonomie" zugunsten transnationaler 
Konzerne ständig schrumpft. hat dadurch auch 
schrumpfende Möglichkeiten. Eine richtige Ein- 
schätzung der Entwicklung des (technologisch 
bedingt) .,entfesselten" Kapitalismus bedeutet, 
dass unsere Akteure diese Wirkung illusionslos 
zur Kenntnis nehmen und vorallem den Sozialab- 
bau und die Privatisierungen verlangsamen. Für 
einen Gegensatz zwischen bewusstseinslosen 
Moralisten und Technokraten dürfte in unserer 
Partei kein Platz sein! 

C+ManfredBoehihe~arbeitef alr GewerbertudienratfYrdieFacher 
ilektiotechnklAutomatiriervngrterhniXundiitimSPO-~reirvarriand 
Berlin-Spandau a k t i v  

Literat", 
Mithsel Heinrich: Krire der Arbeitrgerelirchaff-lriredci Kapiia- 

l irmui? (Losarbeiten Arbeitrior?. Hg: Andrear Exnrr u a .  Munrter 
10051 

Karl Reit1er:Vam Foidirmurium Portfordirmuriormender Arbeit 
undx>rialeOreanirationLorarbeiten-Arbeitrlor?.He:Andrear ixner " ~ ~ 

u.a.Muniter 2005) 
Robe<tK"o:DaiWelfkapital.GlobalirierungundinnereSihranken 

der modernen warenproduzierenden Syrtemi (~e r l i n  mosj 
Anielm Jappe: Die Abenteuer der Ware. Für eine neue Weitkiitik 

(Muniter 2005) 
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Leiharbeit hat im Zeitraum von 2001-2005 im 
EU-25 Schnitt von io,g% auf 12% und Teilzeitver- 

P 

Gewerkschaften müssen 

eine internationale Politik der 

„Entprekarisierung" beginnen 

von Wol fgang Weinz 

Die ,,Brasilianisierung" 
des Arbeitsmarktes 

In alleneuropäischen Ländern war und i s t  
dasThema Arbeitszeit ein Dauerbrennerfür 
Tarifkonflikte. In den letzten mehr als 10 

JahrenfanddiesausgewerkschaftlicherSicht aller- 
dingsimAbwehrkampfstatt,derdieVerhandIungs- 
positionderGewerkschafteneuropaweitgeschwächt 
hat. Der Organisationsgrad in der ,,EU-25" liegt 
heute im Durchschnitt nurnoch bei 26%.DieBeschäf- 
tigung hat insgesamt abgenommen. In Deutsch- 
land ist dieZahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten von igg i  bis zoo5 um 13% von 30 
aufgut 26Millionen Menschen zurückgegangen. 
Das sind weniger als 30% alier Deutschen. 

trägevon 16,4%auf18,5% zugenommen.In einem 
im November zoo6 veröffentlichtem Grünbuch 
der EU-Kommission wird festgestellt, dass der 
Anteil der Beschäftigten in der EU mit  einem un- 
befristeten Vollzeitvertrag auf 60% gesunken ist, 
während 25% Nlcht-Standard-Varianten wie be- 
fristeteverträge undTeilzeit- oder Leiharbeitsver- 
träge hatten und weitere 15% so genannte Selb- 
ständige waren. 

DieserTrend zur.,Brasilianisierung des Arbeits- 
marktes"-alsodieZunahme prekärer, heikieroder 
unsichere Arbeitsplätze unddamit Lebensverhält- 
nisse - ist global und lässt sich seit über zehn 
Jahren beobachten.Die Frage ist,wiedas politisch 
zu instrumentalisieren,limitieren oderaberauch 
tarifpolitisch zu gestalten ist.Vor diesem Hinter- 
grund erhält die Diskussion um Flexibilisierung 
der Arbeitszeit seine besondere Dimension: 

H Kann Flexibilisierung den Trend zu Leiharbeit 
und Teilzeitarbeit mindern bzw. soziale Fran- 
kierung geben? 

H Wie lässt sich mit einer arbeitnehmerorien- 
tierten Flexibilisierung das Auseinanderbre- 
chen ineinezweiklassen-Belegschaft (Stamm- 
und Leiharbeiter) verhindern? 

Wie lässt sich die Prekarisierung der Arbeits- 
welt in einem sozialen Rahmen gestalten? 
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i Wieistzuverhindern,dassFlexibilisierungdem 
Outsourcing nicht zusätzlich Vorschub leistet? 

i Wie Iässt sich FlexibiIisierunggestaIten.ohne 
Menschen indieSituationder,,Arbeit in Armut" 
oder der Altersarmut zu bringen? 

Und schließlich,wie kanndie„Entprekarisierung" 
kombiniert werden mit dem Erhaltvon sozial- 
versicherungspflichtigen Arbeitsplätzen und 
damit zum Erhalt des Sozialstaats beitragen? 

Arbeitszeitpolitik und soziale 
Standards auf der politischen Agenda 

Die gegenwärtige Debatte um Arbeitszeit kreist 
um drei Themenfelder: 

i Länge der Wochen-1 Jahresarbeitszeit, 

i Typen der Flexibilisierung und des nicht-stan- 
dardisierten Arbeitsvertrags, 

i Rentensystem und Rentenalter 

Dabei ist die Wochenarbeitszeit das Kern- 
stück der Diskussion, dies besonders seit 
Mitte der 8oer Jahre in denen die Forde- 

rung nach der 35 Stunden Woche im Zentrumder 
gewerkschafilichen Programmatik der EU-isstand. 
In dieser Phase konnten Gewerkschaften auch Er- 
folge verzeichnen. sei es aus eigener Krafi und1 
oder unter Mithilfe befreundeter Regierungen wie 
1997 in Frankreich und Italien. 

Im Zeitraum von 1998 - 2002 hat in fast allen 
europäischen Ländern die Arbeitszeit abgenom- 
men (in sechs Ländern um mehr als eine Stunde) 
und nur indrei Ländern hatdiewochenarbeitszeit 
zugenommen.Tatsache ist.dass sich derTrend der 
Arbeitszeitverkürzung unter den o.g.Bedingungen 
zurzeit überall umkehrt.Zwischen 2002 und2005 
ist die Arbeitszeit in 12 Ländern wieder angestiegen, 
was auch für den EU-25 Durchschnitt gilt. 

DerWesten ist einem internationalen und un- 
fairen Wettbewerb ausgesetzt, der mit kleinen 
Reparaturen inder Arbeitszeit nicht zugewinnen 
ist.Wenndie Hälftederweltweiten Erwerbsbevöl- 
kerung (also Ca. 1,s Mrd. Menschen) von weniger 
als 2 USDproTagund einviertel von einem USO 
leben muss, dann i s t  das nicht nur eine soziale 
Katastrophe, sondern macht die Auswirkungen 
einer globalisierten Welt auf die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen aller arbeitenden Menschen 
deutlich. 

Das umso mehr,als die Politikder Deregulierung 
und derwelthandelsorganisationden Spielraum 
für die Transnationalen Konzerne immer mehr 
erweitert und für nationale Sozialstaaten immer 
stärker verengt hat. In der Steuer-, Lohn und Sozi- 
alpolitik geraten daher Länderwie Deutschland in 
einen Wettbewerb mit Staaten,die nicht nur nied- 
rigere Steuern und billigere Löhne.sondern eigent- 
lich keine sozialen lnfrastrukturkosten haben. 
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Hinzu kommt.dass Lohn- und Sozialdumping 
von Staaten gefördert und gelenkt wird,dieweder 
Menschen- noch Gewerkschaftsrechte achten,die 
diktatorisch geführt werden,die Umwelt zerstö- 
ren,ohne Rechtsstaatlichkeit,abermit hoher Kor- 
ruptionsquoteihren unfairen Wettbewerbsvorteil 
suchen. 

Dasgeht,weil wederdieWT0 nochdieEu sich 
für die Ware Arbeitskraft interessieren. Die Frei- 
handels-Ideologie entpuppt sich als sozial- und 
umweltpolitischer Sprengsatz ohne entwicklungs- 
politische Perspektive. 

Was die FlexibilisierungderArbeitszeit an- 
geht, so zeigt sich keine generelle Ableh- 
nung von Gewerkschaftsseite wie bei der - 

VerlängerungderWochenarbeitszeit. Dies spiegelt 
den Faktwieder,dasssich geradevordem Hinter- 
grund sinkender ~ i t ~ l i e d e r z a h l e n  und einge- 
schränkter HandlungsspielräumeChancenfürdie 
Kombination gewerkschaftlicher Politik auf der 
einen Seite und im Wandel befindlichen Arbeit- 
nehmerinteressen und Präferenzenaufderande- 
ren Seite ergeben. 

Einearbeitnehmerorientierte.qualitative Flexi- 
bilisierungspolitikschafft Möglichkeiten einer kon- 
struktiven gewerkschaftlichen Gestaltungsfunk- 
t ion in Zeiten ideologischer und ökonomischer 
AbwehrkämpfcSie bietetdieChanceneueBeschäf- 
tigtengruppen und damit potentielle Mitglieder 
zu gewinnen,das Image der Gewerkschaften (Mo- 

Zusammenhang und Z u k u n f t  von 
Arbeitszeit-  und Sozia lpol i t ik  

Entscheidend ist hier, dass die Diskrepanz 
zwischen zwei Realitäten überwunden wird: 
der existierenden Mitgliederstrukturin den 

Gewerkschaften aufder einen Seite und der neuen 
Realität einer globalen Arbeitswelt auf der ande- 
ren. Wenn Gewerkschaften die Initiative zurück- 
gewinnen wollen, müssen sie die zunehmende 
ZahlderVerlierer,alsoalle.welche nicht im Normal- 
arbeitsverhältnis stehen. in ihre tarifpolitischen 
Konzepte und Arbeit aufnehmen. Die Gewerk- 
schaften müssen den deregulierten Raum durch 
Regulation wieder zurück gewinnen.Tarifpolitik 
wird zu einem zentralen ElementderSozialpolitik. 
Das heißt logischerweise.dass sich Tarifpoiitiker, 
Tarifkommissionsmitglieder aktiv mi t  den sozial- 
politischen Fragen beschäftigen müssen. Das hat 
politische Konsequenzen.die es erlauben.die Ge- 
werkschaften wieder in das Zentrum der gesell- 
schaftspolitischen Auseinandersetzung zu brin- 
gen. Der skizzierte tarif- und sozialpolitische 
Nachteil kann ineinen gewerkschaftlichenVorteil 
verwandelt werden, wenn es gelingt eine quali- 
tative Arbeitszeitpolitik mit sozialpolitischen Leit- 
planken zu entwickeln und urnzusetzen.Wenn also 
dieZukunftderTarifpoiitikin immer komplexeren, 
dezentralisierten und auf Flexibilisierung ausge- 
richtetenverhandlungen besteht,und soTarifpo- 
litik zu Flexibilisierungsrunden instrumentalisiert 
wird.warum nicht diegesamte Dimension dieses 
Wandels auf denverhandlungstisch bringen? 

dern iiererverr.rBremser)z~ korrig eren.a s a ~ c h  
OemToascn ags3rg~ment oer 5randorrsonr.rrenz Europäische und g loba le  D imens ion  
und Wettbewerbssicherung zu begegnen. 

Damit führt der Weg vor allem bei den 
Transnationalen Unternehmen direkt zur 
europäischen und globalen Ebene. Denn 

mit zunehmender DezentralisierungderTarifver- 
handlungen aufdereinen Seite und anhaltender 
Globalisierung auf der anderen rücken Modelle 
und Konzepte einer europäisch koordinierten Ar- 
beitszeitpolitik in denVordergrund. Dies nicht nur 
wegen der Signalwirkung und des Flaggschiff- 
CharaktersderTransnationalen Konzerne. 
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Hier gilt es die, wenn auch schwachen, Mög- 
lichkeitender Europäischen Betriebsräte (EBR)zu 
nutzen. Sicherlich nicht im Frage- und Antwort- 
spiel mit dem Management,sondern in der Schaf- 
fung informellerArbeitsgruppen.welche die Unter- 
nehmensdaten auswerten und 2.6. in der Frage 
der Wochenarbeitszeit konsensuale Vorschläge 
erarbeiten. Dabei geht es nicht um Detailrege- 
lungen fürjede Niederlassung,sondern um Min- 
deststandards.0rientierungen.vereinbarte Richt- 
linien, Eckwerte. Rahrnenbedingungen, etc.; also 
um einen Mindestsockel, um verbindlicheverab- 
redungen. die festlegen, wo der Unterbietungs- 
kampf aufhört. 

Was dieglobale Ebeneangeht,so ist es selbst- 
redend, dass Unternehmen, die weltweit tätig 
sind, nicht auf nationaler oder europäischer Ebe- 
neallein begegnetwerden kann.Und nebenallen 
tarifpolitischen Details geht es um die Notwen- 
digkeit einergesellschaftspolitische Debatte,die 
sich mit derverfasstheit UnseresGemeinWesens. 
der StellungdesSozialen in unserer Gesellschaft 
und der Frage beschäftigen muss. wie wir und 
unsere Kinder in Zukunft leben und arbeiten wol- 
len und was Staat,Arbeitgeber und Bürger dafür 
zu tun haben. 
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1 Dokumentation 
1 Berliner Thesen des Kasseler Kreis .H 

„Mit mehr Mitbestimmung und Verteilung 
zu mehrGerechtigkeit? Konzeptefür eine 
soziale Politik"-dieswar derTitel des Kas- 

seler Kreises in Zusammenarbeit mit der Hans- 
Böckler-Stiftungim Januar diesen Jahres in Berlin. 
ImMittelpunktstanddieSituation derSoziaIdemo- 
kratie und der Gewerkschaften. das Verhältnis 
beiderOrganisationen zu einander,Mechanismen 
und Wirkung der Verteilungsgerechtigkeit in der 
Sozial-.Bildungs- undTarifpolitiksowiedieZukunft 
des Sozialstaates. All dies fassen dieThesen des 
Kasseler Kreis zusammen, die wir dokumentieren: 

U Berliner Thesen des Kasseler Kreis: 
„Gesellschaft sozial gestalten" 

i AnhaltendeMitgliederverluste,schwindende 
gesellschaftliche Akzeptanz,Verlust an aktiver 
Mitarbeit sind nureinige Beispielerdiezeigen. 
dassGewerkschaften und SPD die gleichen Pro- 
bleme haben.Diesewerden sich ailerdingsnur 
im gemeinsamen Dialog, im aufeinander zu 
bewegen, lösen lassen. Die aktuelle. teils ver- 
deckt geführte.,Konfrontationspolitik"vonVor- 
würfen. Unterstellungen und Ignoranz wird 

F beidepartnerder Arbeiterbewegungzukünftig 
weiter gesellschaftlich isolieren und höchstens 
den Konservativen und den Liberalen nutzen. 

i Die Spannungen,Verwerfungen und Zerwürf- 
- nissezwischen SPD und Gewerkschaften sind 

nicht atmosphärischer, sondern inhaltlicher 
und kultureller Natur. DasVerhältnis von SPD 
undGewerkschaften wird alsonichtdurch Rot- 
wein und Häppchen zu reparieren sein,sondern 
es bedarf einer gründlichen Diskussion über 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmen- 
bedingungen und Lösungen.DieserDiskurswird 
aber nur mit einem gewissen Vertrauensvor- 
schuss und einer klaren politischen Übereinkunft 

beider politischen Führungsgremien übereine 
arbeitsteiligeStrategiemöglich werden.Darauf 
aufbauend muss auch der Dialogan der Basis 
und besonders zwischen jüngeren Funktionä- 
rinnen und Funktionären beider Seiten wieder- 
hergestellt werden. 

Noch nicht in allenTeilen der Gewerkschaften 
und der SPD ist der Wandel in der Arbeitswelt 
zur Kenntnis genommen worden:Wertschöp- 
fungverändert sich, Kernbelegschaften schmel- 
zen,Normalarbeitsverhältnisse werdendurch 
prekäre BeschäftigungsverhäItnisseersetzt.das 
unternehmerische Risiko soll auf die Beschäf- 
tigten abgewälzt werden. Diese Entwicklung 
wird aber nur offensiv zu meistern sein. Eine 
flexible Gesellschaft braucht Sicherheit,staat- 
liche und tarifvertragliche. 

i Armutslöhnevon~,~oEuroproStundeaufder 
einen Seite und ein wachsender Markt für 
Luxusyachten auf der anderen sind Spiegelbild 
einerwachsender gesellschaftlichen Kluft zwi- 
schen Arm und Reich in Deutschland.13.5 Pro- 
zentunsererBürgerlebenunterderArmutsgren- 
ze.die Zahl der Einkommensmillionäre steigt. 
Bei einem gesellschaftlichen Reichtum von 5 
Billionen Euro Privatvermögen istverteilungs- 
gerechtigkeit ein Auftragfür sozialdemokrati- 
sche und gewerkschaftliche Politik. Die wie- 
schaftliche Kraft der deutschen Bevölkerung 
reicht bei zielgenauerverteilung aus, um allen 
Kindern und Jugendlichen die Zukunft sowie 
ihnen und ihren Eltern ein Leben jenseits von 
Armut zu sichern. 

Umverteilung ist kein Gut für sich und darf 
nicht alsSchlüssel für alle Probleme begriffen 
werden. Allerdings werden nur über eine ge- 
rechte Verteiiungspolitik- und damit Umver- 
teilungvon oben nach unten undeinerstärke- 
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ren Beteiligungder Wohlhabenden an öffent- 
lichen Aufgaben - die Zukunftsaufgaben wie 
z.B. Bildungfüralle,Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf,sowiesozialeAbsicherung realisiert 
werden können.Verteilungspolitik Scham in 
schwierigen Lebenslagen,wie Armut undver- 
nachlässigung. die Grundlage für staatliches 
Handeln. 

H DerSozialstaat der Zukunftmusssowohl über 
die sozialen Sicherungssysteme ein soziales 
Netz als auch durch präventive und nachhal- 
tigeSozialpolitikeinTrampolin sein. Wir brau- 
chen lebensgerechte Lösungen für diejenigen, 
die keine Chance auf einen Zugang zum Ar- 
beitsmarkt haben. Genauso müssen wir die 
Menschen fit machen und vorsorgen,dass sie 
Grundsicherungsleistungen möglichst nicht in 
Anspruch nehmen müssen.Sozialhilfegenera- 
tionen sind genauso inakzeptabel wie immer 
mehr Druck und Kürzungen beiden Schwächs- 
ten der Gesellschaft. 

B SozialeGerechtigkeitist keine.,Start-oderWe- 
gefrageW.Einem in Armut lebenden Menschen 
können alleChancen angeboten worden sein, 
und er konnte dennoch nicht aufsteigen. Ihn 
aufzugeben undvon weiteren Unterstützungs- 
leistungen auszuschließen wärefatal.Von ihm 
sind mittelbar und unmittelbar andere Men- 
schen abhängig-alsvorbild oderals Familien- 
mitglied. Daher ist das Ergebnis sozial gerech- 
ter Politik entscheidend, nicht die Anzahl der 
Maßnahmen. 

B Um dasZiel sozialeGerechtigkeit zu realisieren. 
muss die SPD in der Regierung alle zur Verfü- 
gungstehenden instrumentefür einegerech- 
tere Verteilung nutzen: Einkommenspolitik, 
Vermögenspolitik, Finanzpolitik, Bildungspoli- 
tik. Sozialpolitik sowie eine Ordnungs- und 
Wettbewerbspolitik,dieauchdie Unternehmen 
in diePflicht nimmt.Dafürerforderlich ist aller- 
dings ein Konzept erforderlich,das diese Instru- 
menteaufden verschiedenen staatlichen Ebe- 
nen von der Kommune bis zu Europäischen 
Union abgestimmt einsetzt. 

H Die Gewerkschaften verfügen über die ver- 
teilungspolitischenlnstrumente(Nominal)Lohn- 
politik und Sozialpolitik. Die Ebenen gewerk- 
schaftlicher Gestaltungsmacht können Betrie- 
be, regionale und bundesweite Tarifverträge. 
Verwaltungen und Sozialversicherungen sein. 
Auch hier bedarfeseines klaren Konzepts-ab- 
gestimmt aufverschiedene (wechselnde) par- 
lamentarische Mehrheiten. 

H NeueVerteilungspolitikmussauseinemGuss 
sein,will man sich nichtverheddernodersogar 
gegenseitig blockieren. Gewerkschaften und 
SPD müssen daher ihre verteilungspolitischen 
Absichten miteinander abstimmen und arbeits- 
teiligeine Umverteilungvon,,Oben nach Unten" 
organisieren. Das darf kontroverse Diskussio- 
nen um Ziele und Strategien nichtverhindern. 
Angesichts der Komplexität der unterschied- 
lichen Verteilung zwischen Armut und Reich- 
tum ist ein abgestimmtesvorgehen unbedingt 
notwendig.Andernfalls ist ein Scheitern unaus- 
weichlich. 

wollen. Kontakt: 0anil Friediich, E-Mail:daniel.friedrirh@igmetall.de 
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U Forum DLzi: Jahrestagung am 
23.124. März in Berlin - 
„Strategien über 2009 hinaus!" 

DieturnusmäßigeMitgliederversammlungmit 
Vorstandswahlen des Forum DL21 beginnt am 23. 
März um 19.00 Uhr im,,Aufsturz" in deroranien- 
burgerStraße63 in Berlin Mitte.Die1ahrestagung 
unter dem Thema ,.Strategien über 2009 hinaus" 
findetamSamstag,24.März,abio.3oUhrim Paul 
Löbe des Deutschen Bundestages statt. 

Es referieren spw-Mitherausgeber Prof Michael 
Krätke über ,,Aufstieg und Fall sozialdemokrati- 
scher Reformpolitikam Beispiel der Pvdg und PD 
Dr.Ulrich Eith,GeschäftsführerderArbeitsgruppe 
Wahlen an der Universität Freib~rgzu~Politische 
Optionen für die SPD". 
[Reinhold Rünker] 
b Anmeldung:info@forum-dl2i.de (erforderlich 

aufgrund der Sicherheitsbestimmungen) 
b Infor:www.forum-dlzi.de 

D spw-Frühjahrstagung am 13.114 April 
in Springe:,,Öffentliche Güter- Lokale 
Wirtschaft" 

Die FrühjahrstagungderZeitschriftspwfindet 
auch in dieSemJahrwieder in der Heimvolkshoch- 
schule Springe statt. Im  Mittelpunkt der Bera- 
tungen steht das Diskursfeld ,,Öffentliche Güter - 
Politische Ökonomie" (vgl. Editorial in spw 150). 
In Fortsetzung des Heftschwerpunktes 153 geht 
e5v.a. um Fragen der lokalenorganisation öffent- 
licherAufgaben.Als Expertlnnen eingeladen sind 
der ehern. Kasseler Oberbürgermeister Wolfram 
Bremeier,Dr.lakob Edlervom Fraunhoferlnstitut 
für Systemtechnik und lnnovationsforschung so- 
wie der Genossenschafts-Experte Prof. Dr. Frank 
Schulz-Nieswandt von der Universität zu Köln. 
[Reinhold Rünker] 
b Anmeldungen an: verein@spw.de 
b Infos: www.spw.de, www.hvhs-springe.de 

U Reichtum in Deutschland - Dokumen- 
tation der SPD-Bundestagsfraktion 

Die Dokumentation derim Herbst von derSPD- 
Bundestagsfraktion organisierten Konferenz zum 
Thema ,,Reichtum in Deutschland" liegt nun vor. 
Die Dokumentation bietet eine umfassende Ge- 
samtschau auf den Stand der Reichtumsbericht- 
erstattung. 

Die Arbeitsgruppe wird die dabei vorgetrage- 
nen Anregungen für die Beseitigung von For- 
schungsdefiziten aufgreifen und für die künftige 
politische Arbeit unter der Zielvorstellung ,,Ver- 
teilungsgerechtigkeit und soziale Integration" nut- 
zen.Dabei wird sieauch aufdie weiterführenden 
Beitrageaes zwe tenTe sder donferenz ~ber,,Z-- 
k ~ n f r  gepo r schenanfl ~ngsfe aer' ZLricrgrefen 
in der vor allem über Perspektiven der Steuerpo- 
litikals Instrument für mehr Gerechtigkeit in der 
Gesellschaft gesprochen wurde. 

Auch dasaktuelle Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichtszur Reform der Erbschaftsteuer bietetdie 
Möglichkeit,gesetzlicheGrundlagendafürzuschaf- 
fen,dass Erben und Besitzer großervermögen sich 
stärker an der Finanzierung des Gemeinwohls 
beteiligen. 
[Hiide Mattheis] 

b Dokumentation: umfasst 119 Seiten und kann 
bei der SPD-Bundestagsfraktion unterderTele- 
fonnummer 030- 227 57133 bezogen werden. 

b Download: www.spdfraktion.delcntlrslrs~dokl 
o..?qa66,oo.html 

rpw 212007 
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U Eurosolar veröffentlicht Memorandum 
„Jenseitsvon Kohle und Atom" 

Hermann Scheer, Präsident von EUROSOMR 
und Bundestagsabgeordneter der SPD. hat eine 
Denkschrift zur den Herausforderungen an die 
Energiepolitik veröffentlicht. Er vertritt u.a. die 
Auffassung, dass es sachlich weder notwendig 
noch politisch-strategisch ratsam sei. als Ersatz- 
bedarf für den Atomausstieg auf neue fossile 
Großkraftwerke zu setzen, weil damit die Akzep- 
tanz in der Öffentlichkeit für den Atomausstieg 
sinken könnte.DieDenkschriftzeigt u.a..dass und 
wie ein Atomkraftwerksersatz bei gleichzeitiger 
Senkung der C02-Emissionen möglich ist - und 
wie innerhalb der nächsten 15 Jahre der Anteil 
Erneuerbarer Energien und der Kraft-Wärme- 
Kopplung auf über 60 % des Strombedarfs ge- 
steigert werden kann. 

HermannScheer spricht sichdeshalb nicht nur 
fürein unbedingtes Festhalten am Atomausstieg 
aus. sondern auch für ein Moratorium in Bezug 
auf den Neubau fossiler Kraftwerke, wenn keine 
Kraft-Wärme-Kopplungstattiindet.Außerdem wird 
beschrieben,warum es weder nötig noch ratsam 
ist. auf „clean coal"-Kraftwerke zu setzen. 
[Reinhold Rünker] 
t Infos: www.eurosolar.org 

Europapolitisches Memorandum dei 
IG Metall 

Ein Europapolitisches Memorandum wurde 
vom Vorstand der lG Metall am 16. Januar 2007 
beschlossen. Es soll als Grundlage der europapo- 
litischen Debatte innerhalb der IG Metall dienen 
und bis zur endgültigen Beschlussfassung im 
Herbst zoo7 breit innerhalb und außerhalb der 
Organisation diskutiert werden. 
[Reinhold Rünker] 
b Infos: www.ig-metall.de 

2. Alternativer ECOFIN - 
Wirtschaftspolitik für ein anderes 
Europa - 20.121.April2007, Berlin 

Das zentrale Handlungsfeld der Europäischen 
Union i s t  diewirtschafts- und Finanzpolitik.Wegen 
dieser Dominanz ist der Rat der EU-Wirtschafts- 
und Finanzminister (ECOFIN) der mächtigste Mi- 
nisterrat und eine zentrale Schaltstelle des neo- 
liberalen Umbaus in Europa.Seine Entscheidungen 
haben gravierende Auswirkungen auf Ökologie, 
die Länderdes Südens sowieauf soziale Ungleich- 
heit undArmut.Trotzdem dringt wenig überseine 
Tätigkeit an die Öffentlichkeit. 

Am 20.121. April tagt der Alternative ECOFlN 
und soll zur Aufklärung sowie zur öffentlichen 
Diskussion überdie EU beitragen.Zugleich sollen 
politischeAlternativenfüreineökonomisch.soziaI, 
ökologischvernünftige und solidarische Entwick- 
lung in Europa und für entwicklungsfreundliche 
Beziehungen zu den Ländern des Südens aufge- 
zeigt werden. Die Konferenz wird dieverantwor- 
tung der Bundesregierung für die aktuellen Pro- 
blemedeutlich machen unddazu beitragen.dass 
öffentlicher Druck für eine andere Europapolitik 
entsteht. 
[Reinhold Rünker] 
t Infos: www.aIternativer-ecofin.org 

rrl 
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Christel Riemann-Hanewincke1,Jahrgang 
igq,arbeitein der DDRzunächst als Buch- 
händlerin, studierte dann Theologie und 

waralsPfarrerintätig.Siewaraktivin derFriedens- 
bewegung der DDR und im Oktober 1989 auch 
Mitbegründerin derSDP in Halle.Seit 1990 ist sie 
Mitglied des Deutschen Bundestags:iggi bisigg8 
als Sprecherin der SPD-Fraktion für Familie.Seni- 
oren,Frauen undJugend.dann Vorsitzendedieses 
Ausschusses und schließlich von 2002 bis 200s 

dann Parlamentarische Staatssekretärin des gleich- 
namigen Bundesministeriums. Seit 2005 ist sie 
Mitglied im Entwicklungs-undimMenschenrechts- 
ausschuss.Sieist eineder Herausgeberlinnender 
spw und lebt in HalleISaale. 

5 Fragen an ... 

spw:Wann hast du angefangen dich politisch 
zu engagieren? 

> .i 

Christel Riemann-Hanewinckel: Das war 
1968 als es um die Volksabstimmung zur 
neuen Verfassung der DDR ging. Ich war 

damals Buchhändlerin i m  Volksbuchhandel. Die 
sozialistischen Kollektive sollten geschlossen mit 
,,Ja"abstimmen und dasvorher mitteilen. Dagegen 
habe ich protestiert.Auch nach den Gesetzen der 
DDR gab es nur geheime Wahlen und deshalb 
wollte ich michvorher nicht äußern.Das hat mich 
dann meinenArbeitsplatzgekostet.lch wardann 
zwei Jahrearbeitslos bis ich in Halle mit demTheo- 
logie-Studium begonnen habe.AnderUniversität 
habe ich mich in der Studentenvertretung ,,Zeh- 
nerrat" und später als Pfarrerin in der Friedensbe- 
wegung politisch engagiert. 

Christel Riemann-Hanewinckel 

spw: Und wie bist in der institutionellen Politik 
gelandet? 

Christel Riemann-Hanewinckel: Ich wollte 
Veränderungen in der DDR: Demokratische 
Strukturen, Umweltbewusstsein, Friedens- 

erziehung statt Wehrerziehung, Reisefreiheit. For- 
derungen.dielg89 auch das Neue Forum vertrat. 
Ich war der Meinung, dass wir dem Alleinvertre- 
tungsanspruch der SED mit den Blockparteien. 
CDU etc.strukturell entgegentreten müssen.Des- 
halb konnte es nur eine Partei sein,für mich die 
SDP, die ich dann im Oktober 1989 in Halle mit 
gegründet habe. Als Moderatorin des Runden 
Tischesfürdie Stadt Halle ist mir deutlich gewor- 
den, dass ich politischeVerantwortung überneh- 
men kann und will. Es ging zu DDR-Zeiten nicht. 
Wir konnten nur dagegen sein. aber nichts poli- 
tischgestalten.lm Maiiggo habeichdeshalbfür 
das Stadtparlament in Halle kandidiert und im 
Dezember iggo für den ersten gemeinsamen 
Bundestag. 

5pw:Verstehst Du Dich alsVertreterIn derost- 
deutschen Interessen? 

ChristelRiemann-Hanewincke1:Ich habmich 
von Anfang an aIseineverstanden,diesich 
für Veränderungen in der neuen Bundesre- 

publikengagiert.Für mich ist eseineneue Bundes- 
republik,auch wenn vieles beim alten geblieben 
ist.lch habemichimmerdarum bemüht,dassdie 
Menschenerleben und begreifen lernen.dasssich 
Deutschland verändern muss.wenn 18 Millionen 
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Menschen mit ihrenguten und schlechten Erfah- 
rungen, ihren Hoffnungen und Wünschen zu 64 
anderen Millionen Menschen zusammenkommen 
sind Veränderungen für alle im Land notwendig. 
Es war einedergrößten Dummheiten.die man in 
einemgemeinsamen Land begehen kann,im Wes- 
ten die Produktion hochzufahren und den Osten 
freundlich zu versorgen. Ich habe immer wieder 
aufdie Einheitsprobieme hinge~iesen~gleichzeitig 
habe ich mich nieverstanden als eine,die nurfür 
den Osten Politik macht. 

spw: Welche politischen Diskussionen habe 
dich besonders in Deinem Leben geprägt? 

Christel Riemann-Hanewinckel: Zu DDR- 
Zeiten war das die nicht vorhandene Mei- 
nungs- und Redefreiheit, deshalb war das 

Engagement in Friedens- und Ökologiegruppen 
unter dem Dach der Kirche nötig. Gerechtigkeit 
und Solidarität sind dabei notwendige wichtige 
Werte für uns gewesen.Mich hat der ,.konziliare 
Prozessfür Frieden.Gerechtigkeit und Bewahrung 
der Schöpfung" der ~irchen-nachhaltig geprägi. 
Besonders wichtig waren und sind für mich seit 
iggodie ~ebat te "  um den Paragraphen 2i8,den 
Asyikompromiss. das Grundgesetz und immer 
wiederdiefrauen-undgleichstelIungspolitischen 
Themen. 

spw:Gibt esetwas bestimmtes,das du gerne 
aus der ehemaligen DDR mitgenommen hättest? 

Christel Riemann-Hanewinckel: In der DDR 
war esselbst~erständlich~dass Frauen und 
Männer einen Arbeitsplatz hatten und ge- 

nügend Kinderbetreuungsplätze zur Verfügung 
standen. In den ostdeutschen Ländern ist dieses 
Angeb~terhaltengeblieben~es wurdeinQualität 
investiert. die Länder lassen es sich etwas kosten. 
Es i s t  gut, dass dieses Thema endlich auch den 
,,Rest" der Republik erreicht hat! 

spw: Christe1,vielen Dank für das Gespräch. 
W 

D Oar Interviewführte Alexandra Krarnm. 

In Deutschland regelt der 218 die Zu- 
Iässigkeit von Schwangerschaftsabbrüchen. 
Eine zentrale Forderung der Frauenbewe- 
gung seit den 6oer Jahren war die Selbst- 
bestimmungder Frau unddamit dieStraf- 
freiheit.ig74scheitertedieEinführungder 
Fri~tenregelung~nachderAbtreibungen bis 
zur 12. Woche straffrei bleiben sollten, am 
Bundesverfassungsgericht. Danach wurde 
eineIndikationslösungeingeführt,wonach 
Frauen beimvorliegeneiner medizinischen, 
kriminologischen. eugenischen oder Not- 
lagenindikation nach einer Beratung ab- 
treiben dürfen. 

MitderVereinigung Deutschlandsmuss- 
te diese Regelung und die seit 1972 in der 
DDR geltende bedingungslose Fristenlö- 
sungzusammengeführt werden.DasErgeb- 
nis war 1995 eine Fristenregelung mit Be- 
ratungspflicht,nach der betroffene Frauen 
die Abtreibung in der Regel nun selbst be- 
zahlen müssen.DieDiskussion umden $218 
und die Forderung der Jusos nach einer 
ersatzlosenStreichungdes Paragraphen sind 
daher nach wievor aktuell. 
[Alexandra Kramm] 




